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Das Aktionsprogramm «Bau und Energie» ist auf
sechs Jahre befristet (1990-1995) und setzt sich aus
den drei Impulsprogrammen (IP) zusammen:

– IP BAU – Erhaltung und Erneuerung
– RAVEL – Rationelle Verwendung von Elektrizität
– PACER – Erneuerbare Energien.

Mit den Impulsprogrammen, die in enger Koope-
ration von Wirtschaft, Schulen und Bund durch-
geführt werden, soll ein Beitrag zu einem verstärkt
qualitativ orientierten Wirtschaftswachstum, d.h.
zu einer rohstoff-, energie- und umweltschonen-
den Produktion bei gleichzeitig verstärktem Ein-
satz von Fähigkeitskapital geleistet werden.

Die Voraussetzungen für die Instandhaltung we-
sentlicher Teile unserer Siedlungsstrukturen sind
zu verbessern. Immer grössere Bestände im Hoch-
und Tiefbau weisen aufgrund des Alters sowie der
sich wandelnden Bedürfnisse und Anforderungen
technische und funktionale Mängel auf. Sie müs-
sen – soll ihr Gebrauchswert erhalten bleiben –
erneuert werden. Mit stetem «Flicken am Bau»
kann diese Aufgabe nicht sinnvoll bewältigt wer-
den. Neben den bautechnischen und organisatori-
schen Aspekten bilden auch die rechtlichen
Rahmenbedingungen, die fast ausschliesslich auf
den Neubau ausgerichtet sind, Gegenstand des IP
BAU. Es gliedert sich entsprechend in die drei
Fachbereiche: Hochbau, Tiefbau, Umfeld.

Wissenslücken bei vielen Beteiligten – Eigentü-
mer, Behörden, Planer, Unternehmer und Ar-
beitskräfte aller Stufen – sind zu schliessen, damit
die technische, energetische und architektonische
Qualität unserer Bauten, aber auch die funktionale,
wirtschaftliche und kulturelle Bedeutung vieler
Quartiere, Dorf- und Stadtteile erhalten oder ver-
bessert werden können.

Kurse, Veranstaltungen, Publikationen,
Videos, usw.

Umgesetzt werden sollen die Ziele des IP BAU
durch Aus- und Weiterbildung sowohl von Anbie-
tern als auch Nachfragern von Erneuerungsdienst-
leistungen sowie durch Informationen. Die Wis-
sensvermittlung ist auf die Verwendung in der
täglichen Praxis ausgerichtet. Sie basiert haupt-
sächlich auf Publikationen, Kursen und Veran-
staltungen. InteressentInnen können sich über das
breitgefächerte, zielgruppenorientierte Weiterbil-

dungsangebot in der Zeitschrift IMPULS informie-
ren. Sie erscheint viermal jährlich und ist (im Abon-
nement) beim Bundesamt für Konjunkturfragen,
3003 Bern, gratis erhältlich.

Jedem/r Kurs- oder VeranstaltungsteilnehmerIn
wird jeweils eine Dokumentation abgegeben. Die-
se besteht zur Hauptsache aus der für den entspre-
chenden Anlass erarbeiteten Fachpublikation. Die
Publikationen können auch bei der Eidg. Drucksa-
chen- und Materialzentrale (EDMZ), 3000 Bern,
bestellt werden.

Zuständigkeiten

Um das ambitiöse Bildungsprogramm bewältigen
zu können, wurde ein Umsetzungskonzept ge-
wählt, das neben der kompetenten Bearbeitung
durch SpezialistInnen auch die Beachtung der vie-
len Schnittstellen in der Bauerhaltung und -er-
neuerung sowie die erforderliche Abstützung bei
Verbänden und Schulen der beteiligten Branchen
sicherstellt. Eine aus Vertretern der interessierten
Verbände, Schulen und Organisationen bestehen-
de Kommission legt die Inhalte des Programms
fest und stellt die Koordination mit den übrigen
Aktivitäten im Bereich der Bauerneuerung sicher.
Branchenorganisationen übernehmen auch die
Durchführung der Weiterbildungs- und Informa-
tionsangebote. Für die Vorbereitung ist das Pro-
jektleitungsteam (Reto Lang, Andreas Bouvard,
Andreas Schmid, Richard Schubiger, Ernst Meier,
Dr. Dieter Schmid, Rolf Sägesser, Hannes Wüest
und Eric Mosimann, BFK) verantwortlich. Die
Hauptarbeit wird durch Arbeitsgruppen erbracht,
die zeitlich und kostenmässig definierte Einzelauf-
gaben zu lösen haben.

Dokumentation

Die vorliegende Dokumentation behandelt in er-
ster Linie Wege, die zur Beantwortung der immer
wieder an den Ingenieur herangetragenen Fragen
nach der Tragsicherheit eines bestehenden Bau-
werks eingeschlagen werden müssen. Sie zeigt die
Schritte auf, die zur Beurteilung bestehender Trag-
werke notwendig sind, um überhaupt über das
weitere Vorgehen entscheiden zu können. Die Be-
schränkung auf die Beurteilung der Tragsicherheit
wird im Kapitel über das Vorgehen klar mit der
Konzentration auf den schwierigen Kern der Auf-
gabe begründet.
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Probleme wie Ermüdung oder aussergewöhnliche
Einwirkungen im Sinne der Norm SIA 160 werden
ausgeklammert, weil sie einerseits meist einen
anderen Lösungsansatz benötigen als statische
Probleme und anderseits sowohl von der Komple-
xität als auch von ihrer Bedeutung eine eigene
Dokumentation wert sind.

Die Arbeitsgruppe legt grossen Wert auf die Ver-
mittlung der Botschaft, dass ein interaktives Vor-
gehen das Α und Ω für das Lösen von Aufgaben bei
der Beurteilung der Tragsicherheit darstellt. Der
erfahrene Ingenieur richtet seinen Blick auf das
Wesentliche des Problems und verstärkt nur, wenn
das sorgfältig erarbeitete Wissen um das Bauwerk
diesen Entscheid zur Erhaltung der Tragsicherheit
erfordert.

Die Abschnitte über die rechtlichen Aspekte zeigen
deutlich die hohe Verantwortung, die alle Beteilig-
ten im Umgang mit Bestehendem tragen.

Der zweite Teil der Dokumentation über die Ver-
stärkung von Tragwerken mit verschiedensten
Baustoffen bildet zwar nicht Nebensache, kann

aber nicht ohne die Vorbereitung der Beurteilung
in der Praxis Anwendung finden.

Nach einer Vernehmlassung und dem Anwen-
dungstest in einer Pilotveranstaltung ist die vorlie-
gende Dokumentation sorgfältig überarbeitet wor-
den. Dennoch hatten die AutorInnen freie Hand,
unterschiedliche Ansichten über einzelne Fragen
nach eigenem Ermessen zu beurteilen und zu be-
rücksichtigen. Sie tragen denn auch die Verantwor-
tung für die Texte. Unzulänglichkeiten, die sich bei
den praktischen Anwendungen ergeben, können
bei einer allfälligen Überarbeitung behoben wer-
den. Anregungen nehmen das Bundesamt für
Konjunkturfragen oder der/die verantwortliche
RedaktorIn/KursleiterIn entgegen (vgl. S. 2).

Für die wertvolle Mitarbeit zum Gelingen der vor-
liegenden Publikation sei an dieser Stelle allen
Beteiligten bestens gedankt.

Februar 1995 Bundesamt für Konjunkturfragen
Dr. B. Hotz-Hart
Vizedirektor Technologie

Vorwort
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1 Problemstellung

1.1 Bedeutung bestehender
Bauwerke

Aktuelle Erhebungen wie diejenigen im Bereich
der Hochbauten von Wüest & Partner, Zürich, be-
legen die grosse wirtschaftliche Bedeutung des
Immobilien-Portfeuilles der Schweiz. Obwohl die
Daten über den aktuellen Gebäudebestand immer
wieder – auch in den Dokumentationen des IP-Bau
– publiziert wurden, sollen hier wegen ihrer Ein-
drücklichkeit einige Zahlen aus Wüest & Partner,
1993 aufgeführt werden.

Gebäudebestand
Anzahl Gebäude 2.25 Mio.
Bauliche Nutzflächen (BGF) (m2) 743 Mio.
Gebäudevolumen (m3) 3 081 Mio.
Assekuranzwert (Fr.) 1 550 Mrd.

Der Wiederbeschaffungswert dieses Gebäude-
parks wird auf 1800 Mrd. Franken, der gesamte
Vermögenswert inklusive der überbauten Grund-
stückflächen gar auf 2500 Mrd. Franken geschätzt.
Figur 1.2 zeigt die Alterstruktur der Hochbauten in
der Schweiz nach Anzahl und nach Wert.

Über ein Drittel des gesamten Gebäudevolumens
wurde vor 1947 erstellt. Die wichtigste Gruppe der
Hochbauten, für die ein grosser Erneuerungs-
bedarf besteht, bildet das Viertel der Gebäude, die
in der Hochkonjunkturphase der sechziger und
frühen siebziger Jahre entstanden sind.

Auch die Zahlen aus dem Tiefbaubereich sind ein-
drücklich. Allein das 1500 km lange National-
strassennetz umfasst über 3000 Brücken mit einem
Neubauwert von ca. 6 Mrd. Franken. Extrapoliert
man diese Zahl auf die Brücken des gesamten
Strassennetzes von 71 000 km und addiert die üb-
rigen Ingenieurbauwerke dazu, resultiert im Be-
reich der Tief- und Ingenieurbauten ein Vermö-
genswert von über 300 Mrd. Franken.

Figur 1.1:
Bestand an Hochbauten in der Schweiz
Wüest & Partner, 1993

Baujahr Anzahl Volumen
Gebäude (Vers.wert)

vor 1947 47% 40%
1947–1960 13% 11%
1961–1975 21% 27%
1976–1990 19% 22%
(Quelle:
Gebäudedatenbank Wüest & Gabathuler, Stand 1990)

Figur 1.2:
Altersstruktur der Hochbauten in der Schweiz

Während die Gesamtinvestitionen im Hochbau
1991 gegenüber 1990 real zurückgingen und noch
37.8 Mrd. Franken erreichten, dehnte sich das In-
vestitionsvolumen im Erneuerungsbereich auf
über 10 Mrd. Franken aus.

Ab 1985 nahmen auch die Erneuerungsinvestitio-
nen stetig zu. Im verbesserten Umgang mit der
bestehenden Bausubstanz liegt auch die Chance
der Bauwirtschaft in den neunziger Jahren. Der
gegenwärtige Trend zeigt eine Abkehr vom quanti-
tativen Wachstum und eine Hinwendung zu mehr
Unterhalt, Erneuerung und Ausbau des Beste-
henden. Jedenfalls darf mit einer geringeren Kon-
junkturanfälligkeit des Erneuerungsbereiches und
einem anhaltend grossen Erneuerungsbedarf ge-
rechnet werden. Bei einem geschätzten lang-
fristigen Investitionsbedarf von 1.5 bis 2 Prozent
des Gebäudeneuwertes in Unterhalt und Erneue-
rung müssten jährlich Mittel zwischen 30 und 40
Mrd. Franken bereitgestellt werden.

Sechzig Prozent der ausgeschiedenen Bauzonen
sind überbaut. Insbesondere nachdem viele Kan-
tone durch Änderung der Bau- und Planungsge-
setze erhöhte Nutzungsmöglichkeiten bereits
überbauter Gebiete geschaffen haben, kann auch
ohne den Einbezug von Grünland zusätzliche
Nutzfläche gewonnen werden. Ungenutzte, alte
Industriegebiete, die oft an attraktiven, zentralen
Standorten liegen, stehen einer sinnvollen Umnut-
zung zur Verfügung.

Bekannte Beispiele grosser Flächen, für die Pläne
einer Umnutzung bestehen, sind etwa die Areale
der ABB in Zürich-Oerlikon oder Baden, das Stein-
fels-Areal mitten in der Stadt Zürich und das Areal
der Gebrüder Sulzer AG im Zentrum von Win-
terthur. Figur 1.3 zeigt die Ausmasse der künftigen
Stadtveränderungen in Winterthur.
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Figur 1.3:
Luftaufnahme des Sulzer-Areals neben dem Bahnhof
Winterthur (Bild: Comet)

Neben der wirtschaftlichen Bedeutung der be-
stehenden Bausubstanz wird der Werkeigentümer
auch durch rechtliche Bestimmungen bezüglich
seiner Haftpflicht grundsätzlich dazu angehalten,
in die Erhaltung seiner Bauwerke zu investieren.

Ausführlich wird auf die rechtlichen Aspekte im
Kapitel 4 dieser Dokumentation eingegangen. Hier
seien deshalb nur die beiden wesentlichen Artikel
angefügt.

Nach OR 58 haftet der Werkeigentümer für Scha-
den, der durch den mangelhaften Zustand des
Werkes entsteht (Figur 1.4). Die Haftung ist kausal,
d.h. unabhängig von einem Fehlverhalten des
Eigentümers.

E. Haftung des Werkeigentümers
1. Ersatzpflicht

58. Der Eigentümer eines Gebäudes oder eines andern
Werkes hat den Schaden zu ersetzen, den diese infolge
von fehlerhafter Anlage oder Herstellung oder von
mangelhafter Unterhaltung verursachen.

Vorbehalten bleibt ihm der Rückgriff auf andere,
die ihm hiefür verantwortlich sind.

Figur 1.4:
OR Art. 58

Auch bei der Haftung des Grundeigentümers nach
ZGB 679 (Figur 1.5) um eine gewöhnliche Kausal-
haftung. Allerdings haftet der Grundeigentümer
nur für Verletzungen des Nachbarrechtes.

V. Verantwortlichkeit des Grundeigen-
tümers

679. Wird jemand dadurch, dass ein Grundeigen-
tümer sein Eigentumsrecht überschreitet, geschädigt
oder mit Schaden bedroht, so kann er auf Beseitigung
der Schädigung oder auf Schutz gegen drohenden
Schaden und auf Schadenersatz klagen.

Figur 1.5:
ZGB Art. 679
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1.2 Inhalt und Abgrenzung der
Thematik

Die Nutzung, vielfältige äussere Einwirkungen und
die Alterung mindern die Qualität von Tragwerken.
Dadurch werden in der Regel sowohl die Ge-
brauchstauglichkeit als auch die Tragsicherheit
beeinträchtigt. Dem grossen Bestand an Wohn-,
Geschäfts- und Verwaltungsgebäuden, Industrie-
und Infrastrukturanlagen, Brücken und anderen
Ingenieurbauwerken, die heute ein Alter von 25 bis
45 Jahren erreicht haben, setzten die teilweise
intensive Nutzung und die Einwirkungen aus der
Umwelt arg zu. Einwirkungen aus der Nutzung
nehmen an Intensität zu. Erhaltung tut not.

Abgesehen von der Substanzerhaltung müssen
viele Bauwerke den heutigen Anforderungen der
Nutzung angepasst oder sogar einer neuen Nut-
zung zugeführt werden (Figuren 1.6 und 1.7).

Das weite Feld der Bauerhaltung und Bauerneue-
rung kann nicht mit all seinen Aspekten in einer
einzigen Dokumentation behandelt werden. Das
Impulsprogramm Bau erarbeitet deshalb das Wis-
sen gesamtheitlich in verschiedenen Projekten. Es
werden die Diagnose, die Technologien, Archi-
tektur, Kosten und Abläufe, aber auch das Bau-
recht, die Bewirtschaftung und die Umwelt be-
leuchtet.

Die Beurteilung von Bauwerken erfordert die Zu-
standsuntersuchung einer Vielzahl von Teilberei-
chen und Eigenschaften. Die vorliegende Doku-
mentation beschäftigt sich mit der Tragsicherheit
von Bauwerken. Sie zeigt Wege und Mittel zur
Beurteilung und Verstärkung von Tragwerken auf.
Die Eignung der beschriebenen Vorgehensweisen
und Methoden beschränkt sich auf Probleme in-
folge Eigenlasten des Tragwerks, ständigen und
veränderlichen Einwirkungen. Die begriffliche
Grundlage bildet die Richtlinie SIA 462 Beurteilung
der Tragsicherheit bestehender Bauwerke (1994).

Figur 1.6:
Einschränkungen vor der Erneuerung
(Bild: SI+A, Heft Nr. 41, 10.10.1991/975, Die Stahlfahr-
bahn für Brückenerneuerung, Hans-Gerhard Dauner,
Aigle)

Figur 1.7:
Umnutzung des 1983 stillgelegten Eisenwerks Frauen-
feld zu einer Mischung von Wohn-, Arbeits- und Ver-
anstaltungsräumen
(Bild: K. Keller, Frauenfeld)
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Die Dokumentation behandelt: Die Dokumentation behandelt nicht:

● Tragwerk Bestehendes Bauwerk ● Nichttragende Bauteile
● Ausbau und Einbauten

● Eigenlasten des Tragwerks
● Ständige Einwirkungen Einwirkungen ● Aussergewöhnliche
● Veränderliche Einwirkungen Einwirkungen

● Tragsicherheit Statische Anforderungen ● Gebrauchstauglichkeit
● Ermüdungssicherheit

Figur 1.8:
Abgrenzung der Thematik

Obwohl die vielfältigen Probleme im Zusammen-
hang mit der Beurteilung und eventuellen Ver-
stärkung von Tragwerken anerkannt werden, kön-
nen im Rahmen dieser Arbeit nicht alle behandelt
werden. Die Konzentration auf das Tragwerk und
seine Sicherheit zeigt Figur 1.8.

Ausgeklammert, bzw. in der Behandlung einge-
schränkt werden müssen insbesondere folgende
für den Gesamtblick wichtige Problemkreise:

● Sicherheitsbetrachtung

Menschen und Umwelt müssen vor Schädi-
gungen durch Versagen von Bauwerken ge-
schützt werden. Die Forderung nach Sicherheit
stützt sich dabei auf die einschlägigen Rechts-
grundlagen. Selbstverständlich sind für Sicher-
heitsbetrachtungen am Bauwerk sämtliche
möglichen Gefährdungen einzubeziehen. Die
Norm SIA 160 zählt in Ziffer 2 21 2 folgende
Punkte auf:

• Abweichungen von den angenommenen
Werten der Einwirkung

• Einwirkungen aus dem Baugrund

• Chemische Einwirkungen (z.B. Streusalz)

• Abweichungen von geplanten Werten des
Tragwiderstandes

• Zeitabhängige (z.B. Korrosion), temperatur-
abhängige (z.B. Versprödung) oder lastge-
schichtliche (z.B. Ermüdung) Beeinträchti-
gungen des Tragwiderstandes

• Überlastung des Tragwerkes oder Beein-
trächtigung des Tragwiderstandes z.B. durch
Brand, Explosion, Leitungsbruch, Hagel, An-
prall oder Erdbeben

• Verlust der Gesamtstabilität des Tragwerks
(z.B. Gleiten, Umkippen, Abheben)
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● Aussergewöhnliche Einwirkungen

Zu den die Tragsicherheit beeinträchtigenden
Gefährdungen gehören auch die ausserge-
wöhnlichen Einwirkungen wie z.B. Anprall, Ent-
gleisung, Brand, Explosion und Erdbeben. Der
Grund für die konsequente Beschränkung auf
rein statische Probleme liegt – wie in Abschnitt
5.1. ausgeführt – im oftmals verschiedenen An-
satz, den die Behandlung dieser Gefährdungs-
bilder insbesondere bei Verbesserung des Trag-
verhaltens fordert.

Ausführliche Hinweise erhält der Interessierte in
der Dokumentation SIA D097 Verstärkungs-
massnahmen für erdbebengefährdete Bau-
werke der Schweizerischen Gruppe für Erd-
bebeningenieurwesen und Baudynamik
(SGEB). Die SGEB hat in Fortsetzung dieser
ausgezeichneten Dokumentation die Arbeit an
einem weiteren Projekt über die Erhaltung der
Tragsicherheit für aussergewöhnliche Einwir-
kungen aufgenommen.

● Ermüdungssicherheit

Die Beurteilung der Ermüdungssicherheit stellt
für sich selbst ein komplexes Aufgabengebiet
dar. Einerseits ist die frühe Erkennung von Er-
müdungsrissen schwierig, anderseits stehen
zur Gewährleistung der Sicherheit gegen Ermü-
dung auch eine Vielzahl anderer als reine Ver-
stärkungsmassnahmen zur Verfügung (z.B. Ab-
bau der Spannungskonzentrationen durch Aus-
runden des Rissendes).

● Gebrauchstauglichkeit

Die Gebrauchstauglichkeit kann bei der Beur-
teilung und eventuell Verstärkung eines Trag-
werkes nicht ausser Acht gelasen werden. Fra-
gen der Funktionstüchtigkeit und des Aus-
sehens sind oft Fragen der Zumutbarkeit und auf
alle Fälle mit dem Eigentümer oder Betreiber
abzusprechen. Für die Verbesserung der Ge-
brauchstauglichkeit steht wiederum ein breiter
Fächer von möglichen Massnahmen zur Verfü-
gung, die nicht «Verstärken» sein müssen (z.B.
Trennen einer Maschine als Schwingungsquelle
vom Tragwerk).

Die Dauerhaftigkeit wird in den Verstärkungs-
systemen angesprochen.

Auslösung

Vorbereitung
Untersuchungs-

konzept

Zustandserfassung Statische
Untersuchung

Zustands-
beurteilung

Massnahmen-
empfehlungen

Nichts tun

Intensivierung der
Überwachung

Verstärkungen
Nutzungsein-
schränkung

Abbruch, Neubau

Realisierung

Figur 1.9:
Phasen zur Erhaltung von Bauwerken mit den Mass-
nahmen in Bezug auf die Tragsicherheit

Die vorliegende Dokumentation gliedert sich in
eine Reihe von Arbeiten im Rahmen des IP Bau ein,
die die verschiedensten Phasen zur Erhaltung von
Bauwerken beleuchten.

Figur 1.9 zeigt die notwendigen Schritte zur Er-
haltung von Bauwerken, wobei unter den Mass-
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nahmen hier nur die Möglichkeiten betreffend der
Tragsicherheit aufgeführt sind. Selbstverständlich
sind zur Erhaltung der Tragsicherheit auch Pflege
und Unterhalt erforderliche Massnahmen.

Der Bereich der Zustandserfassung und Beurtei-
lung wird von Untersuchungstechniken im Tief-
und Ingenieurbau (IP Bau 1991), Zustandsunter-
suchung an bestehenden Bauwerken (IP Bau
1992), Grobdiagnose von Gebäuden (IP Bau 1993)
und Feindiagnose im Hochbau (IP Bau 1993)
behandelt. Die Dokumentation Beurteilung und
Verstärkung von Tragwerken deckt bei der Unter-
suchung die Nachrechnung und bei der Beurtei-
lung die Tragsicherheit ab.

Auch bei den Massnahmen ist sie auf die Sicher-
heit der Tragstruktur gerichtet. Weitere Werke zum
Bereich der Massnahmen sind Schutzsysteme im
Tief- und Ingenieurbau (IP Bau 1992) und Beton-
instandsetzung mit System (IP Bau 1993).

Jedes Bauwerk, das im Falle des Versagens Men-
schen und Umwelt gefährden kann, muss eine
ausreichende Tragsicherheit aufweisen. Neubau-
ten werden von Anfang an so konzipiert und be-
messen, dass sie den Anforderungen, die norma-
lerweise in den Normen aufgeführt sind, genügen.
Sie werden insbesondere so bemessen, dass auch
Ungenauigkeiten und Abweichungen von den im
voraus getroffenen Annahmen, die in der Pla-

nungs- und Ausführungsphase unweigerlich auf-
treten, ohne Beeinträchtigung der Tragsicherheit
aufgenommen werden können. Auch Abweichun-
gen in den Einwirkungen und geringe Veränderun-
gen des Tragwiderstandes sind in der Bemessung
von Neubauten einzurechnen. Ein bestehendes
Bauwerk hingegen trägt alle Abweichungen und
Veränderungen gegenüber der ursprünglichen
Planung in sich, denen es während der Ausfüh-
rung und der darauffolgenden Nutzung unterwor-
fen wurde.

Die Beurteilung eines bestehenden Bauwerkes
stellt einen iterativen Prozess dar, der vom Groben
ins Detail führt. Den Anfang macht dabei immer
eine eingehende Besichtigung und das Studium
noch vorhandener Akten. Ebenso ist das bisherige
Verhalten des Bauwerkes miteinzubeziehen. Je
nach Phase ergänzt eventuell eine grobe statische
Untersuchung oder eine detaillierte Nachrech-
nung das Wissen um die Tragsicherheit des Bau-
werkes. Letztlich muss eine Aussage darüber ge-
macht werden, ob und allenfalls wie lange das
Bauwerk weiterhin genutzt werden darf oder ob
administrative oder bauliche Massnahmen not-
wendig sind.

Wenn keine ausreichende Tragsicherheit nach-
gewiesen werden kann, muss das bestehende
Bauwerk oder Teile davon – sofern überhaupt noch
möglich – verstärkt werden.
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● Akzeptierte Risiken
Risiken, die als akzeptierbar eingestuft und be-
wusst akzeptiert werden und mit dem Besitzer
bzw. Betreiber abgesprochen sind.

● Mangel
Fehlen einer Eigenschaft, die das Bauwerk nach
vertraglicher Vereinbarung oder nach geübter
Baupraxis aufweisen sollte.

● Bauschaden
Schwächung oder Schädigung der materiellen
Substanz des Bauwerks, die die Tragfähigkeit
und/oder die Gebrauchstauglichkeit des Bau-
werks beeinträchtigt.

Bei der Beurteilung bestehender Bauwerke muss
häufig auf früher gültige Normen und Richtlinien
Bezug genommen und auf veraltete Bezeichnun-
gen und Masssysteme zurückgegriffen werden. Es
ist in solchen Fällen dafür zu sorgen, dass keine
Missverständnisse möglich sind. Wo immer mög-
lich sind die Begriffe, Bezeichnungen und Masssy-
steme der zur Zeit der Beurteilung gültigen Nor-
men zu verwenden.

1.3 Definition der Begriffe
Die in dieser Dokumentation verwendeten Begriffe
und Definitionen stimmen, sofern nichts anderes
vermerkt, mit denjenigen des Normenwerkes des
SIA überein. Die Verständigungsgrundlage bildet
insbesondere die Richtlinie SIA 462 Beurteilung
der Tragsicherheit bestehender Bauwerke (1994).

Die wichtigsten Begriffe in der Übersicht:

● Bestehende Bauwerke
Bauwerke, die ausgeführt und im Sinne von Art.
157 und folgenden der Norm SIA 118 oder in
ähnlicher Weise abgenommen wurden. Unter
dem Begriff Bauwerk sind sowohl Gesamtbau-
werke als auch Teile davon zu verstehen.

● Tragwerk
Alle Bauteile, welche für das Gleichgewicht und
die Formerhaltung eines Bauwerkes notwendig
sind. Als Tragwerk gelten demnach auch Teile
der äusseren Verkleidung und gewisser Be-
triebseinrichtungen sowie deren Befestigung.

● Tragsicherheit
Die Tragsicherheit eines bestehenden Bauwerks
gilt als gegeben, wenn die Möglichkeit eines
Tragwerkversagens durch geeignete Massnah-
men unter Kontrolle gehalten oder auf ein ak-
zeptierbar kleines Mass beschränkt wird. Bei der
Beurteilung der Tragsicherheit ist, insbesondere
bei aussergewöhnlichen Einwirkungen, das pla-
stische Verformungsvermögen einzubeziehen.

● Restnutzungsdauer
Diejenige Zeitdauer, während der das Bauwerk
gemäss aktualisiertem Nutzungsplan noch in
Betrieb bleiben soll bzw. darf. Sie legt gegebe-
nenfalls auch den Zeitpunkt fest, bei dem im
Hinblick auf eine weitere Nutzung eine erneute
Beurteilung der Tragsicherheit erforderlich ist.

● Aktualisieren
Die Überprüfung und Ergänzung von z.B. in
Plänen, Listen und weiteren Unterlagen vorhan-
denen Informationen oder der Ersatz durch pro-
blemspezifisch erhobenen Informationen. Be-
sonders wichtig ist das Aktualisieren von Bau-
werksabmessungen, Baustoffeigenschaften
und Einwirkungen auf das Bauwerk.



IP BAU

16

Problemstellung

1.4 Ziele der Dokumentation
Die Ausbildung der Bauingenieure und die bisheri-
gen schweizerischen Normenwerke beschränken
sich hauptsächlich auf Regeln zur Berechnung,
Bemessung und Konstruktion neuer Bauwerke.
Die in der Ausbildung erworbenen Kenntnisse für
die Planung von Neubauten sind zwar Vorausset-
zung, reichen aber für die Projektierung an bereits
bestehenden und genutzten Bauwerken nicht aus.

Die Dokumentation will in erster Linie Fachleute
für den sorgfältigen Umgang mit der bestehenden
Bausubstanz sensibilisieren. Sie will bewusst
machen und einprägen, dass die Beurteilung der
Tragsicherheit bestehender Bauwerke ein wesent-
liches und schwieriges Problem darstellt. Nur
sachkundiges, sorgfältiges Vorgehen gepaart mit
Erfahrung kann der grossen Verantwortung bei der
Annahme entsprechender Aufgaben gerecht
werden.

Die Dokumentation umfasst zwei Hauptkapitel,
deren Reihenfolge auch zum Ausdruck bringen
soll, dass jeder Verstärkung eine gründliche, der
Tragweite eines allfälligen Entscheides genügen-
de Untersuchung und Zustandsbeurteilung vor-
ausgehen soll.

Im ersten Teil (Figur 1.10) werden die Unterschiede
zwischen den statischen Berechnungen projektier-

ter Tragwerke und der statischen Untersuchung
bereits gebauter Strukuren herauskristallisiert. Es
wird das phasenweise Vorgehen bei der Beurtei-
lung bestehender Tragwerke beschrieben und die
Methoden zum rechnerischen Nachweis der Trag-
sicherheit erläutert. Die Anforderungen an die
Tragsicherheit werden, in Abweichung von den
Konstruktionsnormen des SIA für Neubauten, in
Relation zur Restnutzungsdauer des untersuchten
Bauwerkes gesetzt. In einem eigenen Kapitel wer-
den wichtige rechtliche Aspekte beleuchtet.

Im Bereich der Verstärkungen erfasst die Doku-
mentation die grundsätzlichen Probleme bei Ver-
stärkungen mit Beton, mit Stahl, seien es Profile
oder geklebte Lamellen, oder bei Verstärkung mit
Vorspannung, durch aufgeklebte Bewehrung und
durch Spritzbeton. Im weiteren werden Ver-
stärkungssysteme im Grundbau vorgestellt. Die
Anwendungsbereiche dieser häufigen Verstär-
kungssysteme werden umschrieben. Die Eigen-
schaften der Baustoffe geben die Grundlagen für
die Regeln zur Bemessung und Konstruktion. Die
Umsetzung in die Praxis wird anhand von Hin-
weisen zur Ausschreibung und Ausführung ge-
zeigt. Erfahrungen aus Versuchen mit den Ver-
stärkungssystemen und vor allem aus der An-
wendung in der Praxis ergänzen das Wissen. Die
Gliederung der Kapitel über die Verstärkungs-
systeme im zweiten Teil der Dokumentation zeigt
Figur 1.11.

Figur 1.10:
Gliederung Kapitel über Beurteilung und Recht

Figur 1.11:
Gliederung Kapitel über die Verstärkungssysteme

Rechtliche Aspekte
Statische Untersuchung

Vorgehen bei der Beurteilung
Problemstellung

Beurteilung
Recht

Verstärkungen im Grundbau
Verstärkung mit Vorspannung

Verstärkung mit Stahl
Verstärkung mit Beton

Verstärkungs-
systeme
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1.5 Zielpublikum
Die Dokumentation richtet sich in erster Linie an
projektierende und bauleitende Ingenieure in In-
genieurbüros, Unternehmungen und Verwaltung.
Die Beurteilung bestehender Tragwerke muss auf
einer sorgfältigen Zustandserhebung und einer
Überprüfung der statischen Verhältnisse basieren.
Eine allfällige Verstärkung resultiert aus der Beur-
teilung der Tragsicherheit und der Gebrauchs-
tauglichkeit. Im Rahmen der Bauerhaltung und
-erneuerung sind anspruchsvolle Aufgaben mit
grosser Verantwortung zu lösen. Dem in der Pla-
nung neuer Bauwerke erfahrenen Ingenieur sollen
die Instrumente zur Lösung der sich stellenden
Probleme in die Hand gegeben werden.

Dem Ingenieur werden Regeln zur statischen Un-
tersuchung und der Beurteilung der Tragsicherheit
erläutert. Im Bereich von Verstärkungen lernt er
einige spezifische Massnahmen von der System-
wahl bis zur Ausführung eingehend kennen. An-
hand von Beispielen soll er befähigt werden, die
eigenen Aufgaben sinngemäss zu lösen.

Literatur zu Kapitel 1
IP Bau: Untersuchungstechniken im Tief- und

Ingenieurbau (1991)

IP Bau: Grobdiagnose von Gebäuden (1993)

IP Bau: Untersuchungsmethoden im Hochbau:
Feindiagnose für Baukonstruktionen und
Haustechnik (1993)

IP Bau: Zustanduntersuchung an bestehenden
Bauwerken (1992)

IP Bau: Schutzsysteme im Tief- und Ingenieur-
bau (1992)

IP Bau: Betoninstandsetzung mit System (1993)

Richtlinie SIA 462: Beurteilung der Tragsicherheit
bestehender Bauwerke (1994)

Wüest & Partner: Bau- und Immobilienmarkt
Schweiz, MONITORING 1993
Zürich (1993)
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2 Vorgehen bei der Beurteilung
bestehender Tragwerke

2.1 Vorbemerkungen
2.1.1 Auslösung

Die Notwendigkeit, das Tragwerk eines beste-
henden Bauwerks einer Beurteilung zu unterzie-
hen, ergibt sich

• aufgrund der Ergebnisse einer periodischen
Zustandsuntersuchung,

• bei Ablauf der in einer früheren Beurteilung der
Tragsicherheit zugestandenen Restnut-
zungsdauer,

• bei Bekanntwerden von Bemessungs- oder Aus-
führungsmängeln,

• anlässlich einer geplanten Nutzungsänderung
des Bauwerks,

• bei Zweifeln an der Tragsicherheit, hervorge-
rufen durch sichtbare Schäden,

• bei offensichtlich mangelhafter Gebrauchs-
tauglichkeit,

• durch ausserordentliche Vorkommnisse wäh-
rend der Nutzung (wie z.B. Anprall von Fahr-
zeugen, Lawinen, Brand im Gebäude, Erdbeben
usw.), die das Tragwerk möglicherweise geschä-
digt haben könnten,

• bei baustoff-, bauweisen- oder systembeding-
tem Verdacht auf mögliche Beeinträchtigung
der Tragsicherheit, oder aber

• durch einen schlichten und zunächst unbe-
gründbaren Verdacht, den man ausräumen will.

Es zeigt sich, dass bei bestehenden Bauwerken die
Beurteilung der Tragsicherheit das wesentliche
Problem ist, und zwar deshalb, weil Aussagen über
das Verhalten des Tragwerks in Extremsituationen
gemacht werden müssen, die in der Regel ausser-
halb des direkt erschlossenen Erfahrungsbereichs
liegen. Dazu gehört oft auch die schwierige und für
die Beurteilung der Tragsicherheit entscheidende
Frage, in welchem Zustand sich gewisse Tragele-
mente befinden, z.B. in bezug auf Korrosion.

Auch die Beurteilung des Zustands eines beste-
henden, dynamisch beanspruchten Tragwerks im
Hinblick auf Ermüdung ist eine komplexe An-
gelegenheit. Eine einigermassen zuverlässige Ent-
deckung von Ermüdungsrissen im frühen Zustand
ist nur mit grossem Aufwand möglich und setzt
eine sachkundige, auf besonders gefährdete Trag-
werksteile ausgerichtete, intensive Suche voraus.

Zweifel an der Gebrauchstauglichkeit bestehen
hingegen selten, denn entweder hat sich das Trag-

werk als gebrauchstauglich erwiesen oder die ent-
sprechenden Mängel sind aus der vorhergehen-
den Nutzung bekannt. Durchbiegungen, die Riss-
bildung, die Charakteristik des Schwingungsver-
haltens usw. zeigen sich jedenfalls unter den Um-
ständen des normalen Gebrauchs und lassen
schlüssige Aussagen ohne weiteres zu. Allenfalls
stellen sich Fragen der Zumutbarkeit gewisser Er-
scheinungen für die Benützer von Bauwerken,
wie z.B. von Schwingungen, Erschütterungen usw.

Auch die Frage der Dauerhaftigkeit stellt sich bei
bestehenden Bauwerken in anderem Licht. Wo es
bei der Projektierung von Bauwerken vielfach an
Erfahrung mangelt, lässt sich bei bestehenden
Bauten anhand des angetroffenen Zustands leich-
ter auf die zu erwartende weitere Entwicklung
schliessen. Die Festlegung der zum weiteren Erhalt
der Bausubstanz notwendigen Vorkehrungen ist
vergleichsweise einfacher.

Bei der Projektierung und Bemessung neuer Trag-
werke liegen die Probleme im übrigen genau um-
gekehrt: Die normgemässe Tragsicherheit ist mit
vergleichsweise einfachen Modellen nachweisbar,
während die Gebrauchstauglichkeit wegen der
grossen Voraussage-Unschärfen und wegen man-
gelnder Kenntnis der Einzelheiten der späteren
Nutzung auch mit «genauen» Modellen lediglich
abgeschätzt werden kann. Noch schwieriger ist die
Voraussage der Dauerhaftigkeit von Bauwerken im
Planungsstadium.

2.1.2 Tragsicherheit: Das Ergebnis einer
Meinungsbildung

Sicherheit bzw. Unsicherheit eines bestehenden
Tragwerks sind nicht mit dem Tragwerk quasi fest-
verbundene Eigenschaften, sondern im vor-
liegenden Zusammenhang zunächst der Ausdruck
eines persönlichen Vertrauens (z.B. eines Exper-
ten) in die vorgefundene Situation. Die Aussage
wird beeinflusst durch die grundsätzlich messba-
ren, aber oft schlecht bekannten physikalischen
Eigenschaften des Tragwerks, die Vorstellungen
über das Verhalten des Tragwerks sowie durch die
im Verlaufe der Restnutzungsdauer zu erwarten-
den Gefährdungsbilder.

Jede Aussage über die Sicherheit eines beste-
henden Tragwerks ist demnach subjektiv und spie-
gelt zudem den Stand des Wissens und der Kennt-
nisse desjenigen, der die Aussage macht. Charak-
teristisch für diesen Sachverhalt ist die Tatsache,
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dass Expertenmeinungen oft recht verschieden
sein können, aber auch, dass sich die Standpunkte
von Experten im Verlaufe eines Meinungsaustau-
sches in der Regel nähern, und dass sich Experten
sogar einigen können.

Tragsicherheit eines bestehenden Bauwerks ist im
übrigen aber auch eine Frage – und in vielen Fällen
zugleich das Ergebnis – einer sorgfältigen Analyse
des Tragwerkszustandes und seines Verhaltens.
Was auf den ersten Blick beispielsweise als un-
sicher eingestuft wird, lässt sich durch Hinzu-
gewinnung weiterer Informationen unter Um-
ständen als sicher bezeichnen. Die durch Beobach-
tung gesicherten objektiven Eigenschaften des
Tragwerks beeinflussen die zunächst weitgehend
subjektive Einschätzung der Tragsicherheit. Die-
sen Prozess bei der Beurteilung eines Bauwerks
zeigt Figur 2.1. In Kapitel 3 wird darauf näher
eingegangen.

Im Gegensatz zum Vorstehenden kann man durch-
aus die Sicherheit eines Tragwerkprojektes als
objektive Eigenschaft des Projekts bezeichnen,
denn die Aussage über die Tragsicherheit stützt
sich in der Regel auf wenige, in den massgebenden
Normen klar umschriebene Bestimmungsstücke.
Deshalb ist ja auch die Sicherheit eines projektier-
ten Tragwerks anhand der statischen Berechnung
und der Pläne weitgehend objektiv beurteilbar.

2.1.3 Aufgaben und Verantwortlichkeiten

Die Aufgaben und Verantwortlichkeiten der Be-
teiligten sind in Kapitel 4 ausführlich dargestellt.
Hier genügen deshalb ein paar kurze Hinweise.

Es ist offensichtlich, dass der Eigentümer des frag-
lichen Bauwerks, allenfalls veranlasst durch Mel-
dungen oder Absichten des Betreibers oder des
Benützers, verantwortlich ist für die Einleitung ei-
ner Untersuchung, denn er haftet kausal für das
Versagen seines Werks. Er ist in einer solchen
Situation gut beraten, einen erfahrenen Ingenieur
beizuziehen und diesen mit einer ersten Untersu-
chung zu beauftragen. Der entsprechende Auftrag
ist gemeinsam sorgfältig zu formulieren und
schriftlich niederzulegen. Aus der Schwierigkeit
der Aufgabe heraus erweist es sich als wichtig,
dass der Eigentümer volles Vertrauen in den von
ihm beauftragten Ingenieur hat.

Der Ingenieur ist selbstverständlich verantwortlich
für eine sorgfältige Erledigung seines Auftrags
und dabei insbesondere für eine sachkundige Erar-
beitung seiner Aussagen über die Tragsicherheit
des Bauwerks und der von ihm vorgeschlagenen
Massnahmen. Wie er zu seiner Aussage kommt, ist
im wesentlichen seine eigene Sache. So wird er
insbesondere seine Berechnungen und Untersu-
chungen vorwiegend zur eigenen Meinungsbil-
dung anstellen. Es gehört im übrigen zu den Sorg-
faltspflichten des Auftragnehmers, zu erkennen zu
geben, wenn er der Aufgabe nicht gewachsen ist
und einen solchen Auftrag abzulehnen. Im übrigen
ist es gut zu wissen, dass auch eine einfache Aus-

Figur 2.1:
Der Beurteilungsprozess und die Varianten des Entscheids
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kunft eines Fachmanns, selbst wenn dieser kein
Honorar bezieht, dem Auftragsrecht und damit der
Sorgfaltshaftung unterstellt ist.

Der Richter wird im konkreten Fall einer allfälligen
Gerichtsverhandlung vor allem beurteilen, ob der
Ingenieur angesichts der schwierigen Aufgabe die
objektiv nötige Sorgfalt hat walten lassen. Die
Richtigkeit der Aussagen des Ingenieurs steht da-
bei weniger zur Debatte, denn kein Mensch, auch
der beste Fachmann nicht, kann absolut richtige
Aussagen machen. Auch liegt die Beweispflicht
beim allfälligen Kläger. Er muss beweisen, dass
der Ingenieur seine Sorgfaltspflichten verletzt hat
(siehe auch Briner, 1992).

Der Eigentümer ist schliesslich gehalten, die An-
ordnungen und Ratschläge des Ingenieurs zu be-
achten. Ist er nicht bereit, dies zu tun, muss ihn der
Ingenieur unmissverständlich auf die möglichen
Konsequenzen hinweisen. Im Falle einer Gefähr-
dung von Personen fordert die strafrechtliche Ver-
antwortung des Ingenieurs die Meldung kritischer
Sachverhalte an die zuständigen Baubehörden
und notfalls an den Staatsanwalt.

Angesichts eines grossen Gefährdungspotentials
oder grosser Kosten drängt sich die Frage auf, ob
ein Ingenieur allein die Verantwortung für schwer-
wiegende Entscheide übernehmen kann: Hat er
genügend Gewicht, um die notwendigen Mass-
nahmen auch wirklich durchzusetzen? Darf man es
seinem Urteil überlassen, aussergewöhnliche Ri-
siken zu akzeptieren?

2.1.4 Varianten des Entscheids

Der mit der Beurteilung eines bestehenden Trag-
werks beauftragte Ingenieur muss Antworten vor
allem auf die folgenden Fragen finden:

• Wie sicher ist die vorgefundene Situation?
• Ist das sicher genug?
• Wer entscheidet?
• Wie kommt man zum Entscheid?
• Wie vertritt man den Entscheid?
• Wie setzt man den Entscheid durch?

Der beauftragte Ingenieur muss sich selbst zu ei-
nem eindeutigen Entscheid und damit zu einer
klaren Empfehlung an den Bauherrn durchringen.
Dieser Entscheid kann im Prinzip nur entweder

«sicher» oder eben «nicht sicher» lauten und ist
von grosser Tragweite.

Im ersten Fall wird man den Beurteilungsprozess
abbrechen und der Aussage des Ingenieurs voll
vertrauen müssen, im zweiten ist herauszufinden,
was nun weiter zu tun sei. Es steht eine Reihe von
Varianten zur Wahl, von einer Intensivierung der
Überwachung der Konstruktion bis hin zu Abbruch
und Neubau. Figur 2.1 zeigt das Entscheidungs-
spektrum und die möglichen Folgen.

Es ist wohl selbstverständlich, dass man diejenige
Variante wählen wird, die bei vertretbarem Risiko
am kostengünstigsten ist. Aus volkswirtschaft-
lichen Gründen werden wir – in Zukunft wohl mehr
noch als heute – mit grösseren Risiken leben lernen
müssen, denn wir können nicht alle in irgend einer
Weise fragliche Bausubstanz gleich abreissen.

In der Regel treffen schliesslich der Eigentümer
bzw. der Betreiber de jure den Entscheid. Bei öf-
fentlichen Bauten ist das die Baudirektion und
damit die Regierung oder ähnliche Instanzen.
Diese häufig nicht sachkundigen Gremien stützen
sich dabei jedoch auf den oder die beigezogenen
Experten. De facto trifft also oft der Ingenieur den
Entscheid. Das macht ihm die Situation nicht
leichter.
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2.2 Phasen der Beurteilung

Es zeigt sich, dass eine Gliederung der Beurteilung
eines bestehenden Bauwerks in drei Phasen sinn-
voll ist (siehe SIA Richtlinie 462). Jede dieser drei
Phasen soll in sich abgeschlossen sein und dem
Eigentümer nach Abschluss der Phase die Ent-
scheidungsfreiheit zurückgeben. Diese Freiheit ist
allerdings eingeengt durch die in einem die jewei-
lige Phase abschliessenden Bericht zusammen-
gestellten Empfehlungen des Ingenieurs und die
Bestimmungen des Obligationenrechts und des
Strafgesetzbuches.

Es ist offensichtlich, dass jede dieser drei Phasen
mit einem präzisen, in der Regel schriftlich for-
mulierten Auftrag eingeleitet werden sollte. Auf-
traggeber und beauftragter Ingenieur werden die-
sen Auftrag gemeinsam formulieren müssen.

Figur 2.2 zeigt schematisch, wie man sich den
Ablauf einer Beurteilung vorstellen kann.

2.2.1 Phase I: Grobe Erstbeurteilung

Die grobe Erstbeurteilung ist in mancher Bezie-
hung die wichtigste Phase und erfordert grosse
Sachkkenntnis. Sie bezweckt, mit grundsätzlich
bescheidenen, dem Problem aber angemessenen
Mitteln die vorhandenen Zweifel auszuräumen,
oder aber – falls dies nicht gelingt – zu vernünftigen
Vorschlägen für das weitere Vorgehen zu kommen.
Die grobe Erstbeurteilung besteht aus einem Au-
genschein, begleitendem Aktenstudium, einer im
Gespräch mit dem Eigentümer oder Betreiber ge-
wonnenen Aktualisierung von Nutzungsplan und
Sicherheitsplan, einer überschläglichen Kontrolle
der Tragsicherheit und einem abschliessenden
Bericht.

a) Besichtigung

Eine eingehende Besichtigung des fraglichen Ob-
jekts ist ausserordentlich wichtig. Ziel ist unter
anderem das Erkennen von ortstypischen Ge-
fährdungsbildern, die das Tragwerk in Zukunft
bedrohen könnten. Es geht weiter darum, Mängel
und Schäden und alle Zeichen von Überlastung zu
erkennen. Auch soll bei dieser Besichtigung eine
erste, intuitive Beurteilung der Tragsicherheit er-
folgen. Falls notwendig, sind auch erste sichernde
Sofortmassnahmen anzuordnen.

Eine solche Besichtigung muss gut vorbereitet
werden, ohne sich dadurch allerdings spontane
Abweichungen zu verbauen. Beachtenswerte Hin-
weise finden sich in (IP Bau, 1992).

b) Aktenstudium

Falls überhaupt auffindbar, müssen in einem zwei-
ten Teil der Phase I die vorhandenen Bauakten
studiert werden: Pläne, statische Berechnung,
Bautagebuch, Offerte, Rechnungen, Abnahme-
Protokolle, Umbau-Pläne usw.

Beim Studium dieser Akten muss versucht wer-
den, die damalige Situation zu erfassen: Welche
Ziele wurden angestrebt, welche Bauverfahren,
welche Baustoffe angewendet? Welches ökono-
mische und organisatorische Klima herrschte?
Standen die Arbeiten unter Zeitdruck? Das sind
sog. Qualitätsindikatoren.

Auch die Durchsicht der statischen Berechnung
bringt eine Fülle von Informationen über Normen,
Berechnungs- und Bemessungsmethoden, die zu-
grundegelegten statischen Systeme und die zur
Verfügung stehenden Rechenhilfsmittel. Sie zeigt
auch gleichzeitig auf, wo aufgrund des heutigen
Standes der Technik rechnerische Reserven liegen
und falls nötig herangezogen werden könnten.

c) Ergänzung und Berichtigung der Bauakten

Bei vielen bestehenden Bauwerken werden so-
wohl der von den neuen Tragwerksnormen des
SIA geforderte Nutzungsplan als auch der darauf
aufbauende Sicherheitsplan fehlen. Diese Pläne
sind dann aufgrund der angestrebten Restnut-
zungsdauer neu zu erstellen bzw. zu berichtigen
und bilden in der Folge eine wichtige Basis für die
Beurteilung der Frage, unter welchen Bedin-
gungen und Vorkehrungen ein bestehendes Bau-
werk weiter in Betrieb bleiben darf.

Es gilt dann weiter festzuhalten, welche Risiken
man meint akzeptieren zu können. Man tut gut
daran, diese aufzulisten und mit dem Eigentümer
abzusprechen, damit rechtzeitig klar ist, wer im
Schadenfall die finanziellen Konsequenzen trägt.
Dass man Personenschäden weder bewusst noch
fahrlässig akzeptieren darf, bedarf wohl keiner
weiteren Erläuterung.

Eine wesentliche Rolle kommt bei bestehenden
Bauwerken den Nutzungsanweisungen, sowie



25

IP BAU Vorgehen bei der Beurteilung bestehender Tragwerke

Figur 2.2:
Die Phasen der Beurteilung
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dem Überwachungs- und dem Unterhaltsplan zu,
die festlegen, wie der Bestand des Bauwerks über
die verbleibende Restnutzungsdauer gesichert
werden soll.

Schliesslich ist durch eine sorgfältige Zusammen-
stellung aller wesentlichen Bauakten dafür zu sor-
gen, dass für eine erneute Beurteilung die wichti-
gen Grundlagen unmissverständlich und lücken-
los vorliegen.

d) Grobe statische Beurteilung

Aufgrund des Nutzungsplans und des Sicher-
heitsplans und nach Einsicht in die Pläne und die
Statische Berechnung kann in der Regel eine erste
Abschätzung der vorhandenen Tragsicherheit vor-
genommen werden. Wie man hier am besten vor-
geht, wird in Kapitel 3 gezeigt.

Ein Wort ist nötig im Hinblick auf Tragwerke, die in
dynamischer Hinsicht ein unbefriedigendes Ver-
halten zeigen. In solchen Fällen ist neben der Trag-
sicherheit auch die Tragwerkssteifigkeit zu beach-
ten, die das Schwingungsverhalten entscheidend
beeinflusst. Verstärkungen der Konstruktion, die in
der Regel mit einer Erhöhung der Steifigkeit ein-
hergehen, sind nicht immer das richtige Konzept.
Besonders sorgfältig muss man die dynamischen
Fragen bei der Beurteilung der Erdbebensicherheit
von Tragwerken angehen, denn hier besteht zwi-
schen Tragwiderstand und Duktilität des Trag-
werks ein empfindliches Wechselspiel. Verstärken
einer Konstruktion kann als Folge der damit einher-
gehenden Versteifung durchaus zu einer Schwä-
chung der Konstruktion führen.

e) Bericht

Alle in der Phase I gewonnenen Erkenntnisse wer-
den in einem Bericht zuhanden des Auftraggebers
zusammengefasst. Falls die Zweifel, die zum Auf-
trag geführt hatten, im Verlauf der Phase I nicht aus
dem Weg geräumt werden konnten, müssen mit
der Phase II weitere Schritte eingeleitet werden.

2.2.2 Phase II: Detaillierte Untersuchung

Es ist sinnvoll, den gleichen Ingenieur mit den
Arbeiten der Phase II zu betrauen, um so das
gewonnene Vorwissen zu nutzen.

a) Untersuchungen am Bauwerk

Typisch für die Phase II sind die Untersuchungen
am Bauwerk. Man nennt das Aktualisieren der
Informationen über das Bauwerk. Hierzu müssen
in der Regel spezialisierte Fachinstanzen und Spe-
zialisten beigezogen werden. Wichtige Hinweise
zu diesem Thema finden sich in (Favre et al., 1987;
IP Bau, 1992; Ladner, 1988; Wicke, 1987).

Oft wird standardmässig alles nur irgendwie mög-
licherweise Interessante geprüft: z.B. Menge und
Zustand der Bewehrung, Karbonatisierungstiefen,
Chloridgehalte, Risse und Rissweiten, Anrisse, Er-
müdungsrisse, Festigkeiten, Verhalten unter Last,
Durchbiegungen, Verankerungen, Injektion bei
Spannkabeln usw. Ein solches undifferenziertes
Vorgehen ist selten vernünftig. Auch können allzu
intensive Untersuchungen, die selten völlig zerstö-
rungsfrei sind, das Tragwerk unnötig schädigen.

Es ist vielmehr vernünftig und kostengünstig, auf
der Basis der in Phase I gewonnenen Einsichten
und Fragen gezielt ein geeignetes Untersu-
chungsprogramm aufzustellen und dort festzule-
gen, was zu prüfen ist. Die gründlich vorbereitete
Untersuchung sollte vom beauftragten Ingenieur
verantwortlich begleitet werden. Auch soll er so-
weit als möglich Einfluss nehmen auf die Formu-
lierung des Untersuchungsberichts.

b) Nachrechnung

Die aus den Untersuchungen gewonnenen Zu-
satzinformationen werden in die Nachrechnung
einbezogen mit dem Ziel, die am Ende der Phase I
noch immer bestehenden Zweifel nun endlich aus-
zuräumen oder aber zu bestätigen. Man wird für
die konventionelle Statik die aktualisierten Werte
und modifizierte Rechenmodelle verwenden.

c) Bericht

Alle Ergebnisse der Phase II werden in einem
Bericht zusammengefasst, der wiederum an den
Auftraggeber geht. Der Bericht gibt insbesondere
Auskunft über die Frage der Tragsicherheit. Wenn
die Tragsicherheit als ungenügend eingeschätzt
wird, müssen eine intensivierte Überwachung,
Nutzungseinschränkungen, eine Verstärkung und
allenfalls ein Ausser-Betrieb-nehmen in Betracht
gezogen werden.
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Bei normaler Tragweite der Entscheidung zu einer
dieser Massnahmen ist es durchaus vertretbar, die
Untersuchung mit der Phase II abzuschliessen. Das
ist z.B. der Fall, wenn keine Menschen gefährdet
sind und allfällige erhöhte Sachschaden- oder Ver-
mögensschadenrisiken in Kauf genommen wer-
den können. Wenn keine Menschenleben gefähr-
det sind, dürfen bei der Entscheidungsfindung
durchaus auch Kosten-Nutzen-Überlegungen an-
gestellt werden.

Ein solcher Abschluss des Beurteilungsprozesses
ist auch dann vertretbar, wenn man sich zu einer
Instandsetzung bzw. Verstärkung der Konstruktion
oder für Abbruch und Neubau entscheidet, sofern
dies keine unverhältnismässig grossen finanziel-
len Konsequenzen zur Folge hat.

Treffen diese Kriterien jedoch nicht zu, hat man es
also mit einem komplexen Problem zu tun, wo die
Entscheidung weitreichende Folgen hat, muss der
verantwortliche Ingenieur in seinem, die Phase II
abschliessenden Bericht die Einleitung der Phase
III vorschlagen.

Auch der Auftraggeber sollte in einem solchen Fall
an diesem Schritt interessiert sein, gewährleistet
er doch eine wohlabgewogene und unvorein-
genommene Urteilsfindung.

2.2.3 Phase III: Beratung im Expertenkolle-
gium

In den eher seltenen Fällen von Problemen grosser
Tragweite sollte ein Expertenkollegium einberufen
werden, das die Vorschläge für den bevorstehen-
den Entscheid sorgfältig prüft. In das Kollegium
sollen, zusätzlich zum weiterhin tätigen beauftrag-
ten Ingenieur, zwei weitere erfahrene Fachleute
einberufen werden. Der Eigentümer oder der Be-
treiber ist in der Regel nicht Mitglied des Kollegi-
ums, steht diesem aber für Auskünfte zur Verfü-
gung. Auch wird er sich gerne über die Qualität der
Diskussionen im Kollegium orientieren wollen und
wird deshalb als Beobachter anwesend sein.

Ein solches Expertenkollegium tritt bei der Beur-
teilung bestehender Bauwerke gewissermassen
an die Stelle der Normen, die bei der Projektierung
von Neubauten ein ausgewogenes Sicherheits-
niveau gewährleisten. Insbesondere das Akzep-
tieren erhöhter Risiken sollte im Prinzip einem
solchen Expertenkollegium vorbehalten bleiben.

Der mit den Phasen I und II beauftragte Ingenieur
wird dem Kollegium alle verfügbaren Unterlagen
zur Kenntnis bringen und seine Vorschläge für das
weitere Vorgehen begründen. Das Kollegium wird
gut daran tun, das Bauwerk gemeinsam zu besich-
tigen und dann gemeinsam zu beraten.

Das Kollegium kann den Entscheid vertagen, um
Zeit für weitere Untersuchungen am Bauwerk zu
gewinnen. Es kann auch vom beauftragten Inge-
nieur weitere Untersuchungen fordern, bevor es
zu einem Entscheid kommt. Dieser Entscheid sollte
einstimmig sein und gemeinsam vor dem Eigen-
tümer – gegebenenfalls auch vor der Öffentlichkeit
– vertreten werden. Für den Entscheid tragen die
Mitglieder des Kollegiums dem Eigentümer
gegenüber gemeinsam die Verantwortung.

Das Expertenkollegium berät den Bauherrn oder
Betreiber demnach in letzter Instanz über die zu
treffenden Massnahmen. Es ist auch der Öffent-
lichkeit gegenüber verpflichtet und muss bei Ge-
fahr für Leib und Leben alles Nötige in die Wege
leiten, um allenfalls auch für den Eigentümer oder
Betreiber unangenehme Massnahmen durch-
zusetzen.

2.2.4 Instandsetzungsprojekt

Die Ausarbeitung des Instandsetzungs- bzw. Ver-
stärkungsprojekts gehört nicht mehr zu den vor-
stehend geschilderten Phasen. Sie bildet vielmehr
einen neuen Auftrag an einen Ingenieur. Einerseits
liegt es nahe, die gewonnene Sachkenntnis des
mit der Beurteilung betrauten Ingenieurs auch für
die Projektierung der Instandsetzung zu nutzen,
andererseits ist dann die Gefahr einer tendenziel-
len Fehlbeurteilung des bestehenden Bauwerks
nicht immer von der Hand zu weisen.
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2.3 Massnahmen
Die grundsätzlich zur Verfügung stehenden Mass-
nahmen sind aus Figur 2.2 ersichtlich. Hinzu
kommt, was unter Umständen als Sofort-
massnahmen einzusetzen ist, um angetroffene kri-
tische Situationen zu sichern. Diese Massnahmen
sollen kurz erläutert werden.

2.3.1 Sofortmassnahmen

Sobald es der Augenschein als nötig erscheinen
lässt, müssen zum Schutze von Menschen und
Umwelt unverzüglich sichernde Massnahmen an-
geordnet werden. Dies ist spätestens dann der Fall,
wenn der dringende Verdacht besteht, dass die
Tragsicherheit nicht gewährleistet ist.

Als sichernde Sofortmassnahmen sind in Betracht
zu ziehen:
• Ausreichende Beschränkung der Nutzung,
• Abstützung und Unterspriessung von Bauteilen,

die Menschen und Umwelt gefährden,
• Absperrung von Teilen des Bauwerks,
• Ausserbetriebnahme und Absperrung des Bau-

werks.

2.3.2 Ergänzende Sicherheitsmassnahmen

Sinnvoll ist oft eine Intensivierung der Überwa-
chung von Bauwerken, sofern diese eine graduelle
Verschlechterung der Tragsicherheit einer Kon-
struktion rechtzeitig aufdecken kann. Dies ist der
Fall, wenn sich ein allfälliges Versagen, z.B. durch
wachsende Verformungen, Risse, sukzessives Bre-
chen von Drähten usw. vorzeitig ankündigt. Bei
Konstruktionen, bei denen ein unangekündigtes
Versagen möglich scheint, ist hingegen eine Inten-
sivierung der Überwachung in der Regel kein zu-
verlässiges Mittel.

Oft sind auch sog. administrative Massnahmen am
Platz, wie z.B. die Verfügung von Nutzungs- bzw.
Nutzlastbeschränkungen usw. Es ist wichtig, sol-
che Massnahmen auf ihre Wirksamkeit und Durch-
setzbarkeit hin zu untersuchen.

Es ist zu empfehlen, auf diesem Weg eingegan-
gene und bewusst akzeptierte Risiken in einer
Risikodokumentation festzuhalten und mit dem
Eigentümer bzw. Betreiber des Bauwerks abzu-
sprechen.

2.3.3 Verstärken der Konstruktion

Werden Teile eines Tragwerks verstärkt, so wäre
für die zu verstärkenden Tragwerksteile die Ein-
haltung der für Neubauten gültigen einschlägigen
Normen des SIA  anzustreben.

Sind wesentliche Teile oder das gesamte Tragwerk
zu verstärken, so sollen der Bemessung der Ver-
stärkung diese Normen zugrunde gelegt werden.

2.3.4 Ausser Betrieb nehmen, abbrechen

In seltenen Fällen wird man das Bauwerk aus
Gründen der Tragsicherheit vorübergehend oder
dauernd ausser Betrieb nehmen müssen.

Es sollte uns Ingenieuren jedoch bewusst sein,
dass ein mit Sicherheitsmängeln begründeter Ab-
bruch eines Bauwerks erst zuallerletzt erwogen
werden darf. In gewissem Sinne misst sich die
Qualität eines Ingenieurs an seiner Fähigkeit, auch
auf längere Sicht vertretbare andere Wege zu fin-
den, um diese letzte Massnahme hinauszu-
schieben.

Ist man jedoch gezwungen, das Tragwerk zu er-
setzen, wird man den Abbruch planen und den
Neubau projektieren müssen. Die Projektierung
des Neubaus orientiert sich dann zweifellos an den
für Neubauten gültigen Normen.
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2.4 Implikationen für den
Ingenieur

Es zeigt sich, dass der Ingenieur in allen obenge-
nannten Varianten des Entscheids in irgendeiner
Weise anfechtbar ist. Das soll hier abschliessend
an einem Beispiel deutlich gemacht werden:

Ein freistehendes Dach, unter dem sich praktisch
immer Personen aufhalten (z.B. eine Tankstelle
oder ein Zollgebäude), gibt Anlass zur Besorgnis
(Risse, Durchbiegungen usw.). Ein Ingenieur wird
beauftragt, diese Besorgnis zu zerstreuen oder zu
bestätigen. Seine Antwort löst entsprechende
Massnahmen aus, die recht kostspielig sein kön-
nen.

Die grundsätzlich möglichen Varianten seiner Ant-
wort sind klar: man kann abreissen und sicherer
neu bauen, die fragliche Konstruktion verstärken,
weitere Untersuchungen verlangen oder einfach
nichts machen und das Gebäude in Betrieb lassen.
Was soll er dem Betreiber des Gebäudes raten?

Ein wenigstens gewisse Fragen klärender Bela-
stungsversuch kostet z.B. 20 000 Franken, ein Ab-
bruch und Neubau des Gebäudes 500 000 Franken,
nichts zu tun vielleicht 1000 Franken, nämlich das
Honorar des beauftragten Ingenieurs. Dieser Be-
trag ist vernachlässigbar. Welchen Rat soll der
Beauftragte geben?

Es ist offensichtlich, dass er mit seinem Entscheid
eine beträchtliche Verantwortung auf sich nimmt
und sich in gewissem Sinne in Gefahr begibt: Rät
er dazu, das Bauwerk in Betrieb zu lassen und es
stürzt nachher ein, wird man ihn belangen. Rät er
dazu, abzubrechen und neu zu bauen, bleibt die
Frage ungeklärt, ob das nun wirklich nötig war und
man wird ihn vielleicht sogar als übervorsichtig
disqualifizieren und ihm nicht folgen. Rät er zum
Belastungsversuch, kann es durchaus sein, dass
die Sicherheit der Konstruktion bestätigt wird und
man wird ihm dann die Kosten des Versuchs als
unnötig verursachte Ausgabe ankreiden.

Es geht hier offensichtlich darum, die Verantwor-
tung des Ingenieurs auf ein akzeptables Mass ein-
zuschränken, die Rechtsprechung entsprechend
zu beeinflussen und die Honorarfrage zu regeln.

2.5 Honorierung des
Ingenieurs

Wie die Norm SIA 160 und die Konstruktionsnor-
men des SIA schlechthin, so ist auch die gültige
Honorarordnung des SIA ihrer Anlage nach auf die
Projektierung neuer Tragwerke ausgerichtet und
versagt, wenn es um die Beurteilung der Trag-
sicherheit bestehender Bauwerke geht.

Die Honorierung von Leistungen bei der Beurtei-
lung von bestehenden Tragwerken ist nicht eine
Frage der Arbeitsstunden. Auch mit einem hohen
Stundenansatz kann man das Problem nicht lösen.
Es ist auch nicht eine Frage des Prozentsatzes der
für eine Verstärkung und Sicherung aufzuwenden-
den Mittel, denn diese können bescheiden, ja gar
Null sein. Es ist die Frage nach einer der Verantwor-
tung des Ingenieurs angemessenen Entschädi-
gung.

Hier sehen wir eine Aufgabe, der sich der SIA
angesichts der steigenden Bedeutung der Frage
dringend annehmen müsste.
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3 Statische Untersuchung bestehender
Tragwerke

3.1 Vorbemerkungen
3.1.1 Bereitstellung der Grundlagen

Für die Beurteilung der Tragsicherheit bestehen-
der Bauwerke sind Nutzungsplan und Sicher-
heitsplan von zentraler Bedeutung. Sie müssen,
bezogen auf die angestrebte Restnutzungsdauer,
aktualisiert werden. Wenn diese Pläne, beispiels-
weise bei älteren Bauwerken, fehlen, sind sie neu
zu erstellen.

Unter Restnutzungsdauer eines Bauwerks wird
diejenige Zeitdauer verstanden, während der das
Bauwerk gemäss Nutzungsplan noch in Betrieb
bleiben soll bzw. darf. Sie legt gegebenenfalls auch
den Zeitpunkt fest, bei dem im Hinblick auf eine
weitere Nutzung eine erneute Beurteilung der
Tragsicherheit erforderlich ist.

Im Nutzungsplan wird unter anderem die ange-
strebte Restnutzungsdauer festgelegt, auf die sich
Aufwand und Nutzen in angemessener Weise be-
ziehen müssen. Es zeigt sich, dass diese Festle-
gung unter Umständen je nach Ergebnis der Unter-
suchung zu modifizieren ist.

Bei der Entwicklung des Sicherheitsplans ist ein
besonderes Augenmerk auf diejenigen Gefähr-
dungsbilder zu lenken, die im Verlaufe der ange-
strebten Restnutzungsdauer von Belang sein
könnten.

In vielen Fällen müssen die Eigenschaften des
Tragwerks am Bauwerk erhoben werden. Dabei
ergeben sich mannigfache Probleme der Inter-
pretation, denn was man am Bauwerk misst, ist nur
ganz bedingt vergleichbar mit dem, was man in
Normen für die Erstellung neuer Bauwerke vorfin-
det. Dieser Komplex soll, zusammen mit anderen
einschlägigen Fragen, unter Kapitel 3.2 unter dem
Stichwort Aktualisieren von Information behan-
delt werden.

3.1.2 Sensitivitätsanalyse

Erfahrene Ingenieure unterlassen es selten, im
Rahmen von kritischen Untersuchungen mit Wer-
ten einmal an der oberen und einmal an der unte-
ren Grenze zu rechnen. Sie testen das Problem auf
Empfindlichkeit und gehen dann den massgeben-
den Grössen nach. Das nennt man Sensitivitäts-
analyse.

Bei einer solchen Analyse wird zweckmässiger-
weise jeweils nur ein Wert variiert, während die
übrigen konstant gehalten werden, um das Ver-
halten des Ergebnisses, z.B. der Sicherheitsmarge
M = R – S oder des Sicherheitsfaktors γ = R/S zu
beobachten. Bei mehreren Parametern und kom-
plexen Formeln wird dieses Verfahren allerdings
schnell an seine Grenzen stossen.

Die Erfahrung zeigt, dass auch bei vielen Para-
metern fast immer nur zwei, allenfalls drei Para-
meter ein Problem dominieren. Es lohnt sich nicht,
im konkreten Fall unwesentlichen Einflüssen nach-
zujagen. Ein gutes Beispiel hierfür sind die meist
weit übertriebenen Bemühungen, die Betonfestig-
keiten zu aktualisieren. Es ist wichtig, die das jewei-
lige Problem dominierenden Grössen genau zu
untersuchen und alle Anstrengungen auf die Ak-
tualisierung dieser Werte zu lenken. Probabilisti-
sche Methoden leisten hierfür hervorragende
Dienste (siehe Schneider, 1994).
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3.2 Aktualisierung von
Information

Hauptaufgabe der in Kapitel 2 vorgestellten Phase
II ist das Aktualisieren der Kenntnisse über das
Tragwerk. Unter dem Begriff Aktualisieren ist der
Ersatz von z.B. in Plänen, Listen und weiteren
Unterlagen vorhandenen Informationen durch am
Bauwerk oder über den Nutzungs- und Sicher-
heitsplan problemspezifisch erhobene Informa-
tionen zu verstehen. Dazu gehören insbesondere
das Aktualisieren der Gefährdungsbilder, der Ein-
wirkungen, der Bauwerksabmessungen und der
Baustoffeigenschaften.

Erste wesentliche Quellen für die Aktualisierung
bilden die Bauwerksakten. Man wird sie, sofern
vorhanden und auffindbar, beschaffen und auf
Vollständigkeit und Richtigkeit überprüfen. Ins-
besondere ist zu kontrollieren, ob sie im Anschluss
an Unterhaltsarbeiten oder bei Änderungen und
Umbauten, Erneuerung und Teilabbrüchen nach-
geführt worden sind. Weitere Schritte dieser Ak-
tualisierung finden in der Regel am Bauwerk selber
statt.

Die Aktualisierung bezieht sich auf mehrere Pro-
blemkreise und sollte mit aller möglichen Objek-
tivität vorgenommen werden. Zu untersuchen
sind:
• Einwirkungen
• Festigkeiten
• Abmessungen
• Statische Systeme
• Berechnungsverfahren
• Bemessungsmethoden
• Mängel und Schäden

Auf die genannten Bereiche soll in der Folge ein-
gegangen werden.

3.2.1 Einwirkungen

Aufgrund des schon in Phase I aktualisierten Nut-
zungsplans und des – unter Beachtung der Rest-
nutzungsdauer – ebenfalls aktualisierten Sicher-
heitsplans verfügt man über erheblich bessere
Kenntnisse über die zu erwartenden Einwirkun-
gen.

Bei der Aktualisierung der Lastannahmen muss
beachtet werden, dass seit der Erstellung des frag-
lichen Bauwerks manche Anforderungen erheb-

lich hinaufgesetzt wurden. So sind z.B. die An-
sprüche in bezug auf die zu berücksichtigenden
Schneelasten in den aufeinanderfolgenden Aus-
gaben der Norm SIA 160 praktisch jedesmal erhöht
worden. Ähnliches gilt z.B. für Nutzlasten auf
Strassenbrücken.

Es liegt nahe, bei klimatischen Einwirkungen
(Schnee, Wind, Erdbeben etc.) die Wiederkehr-
periode angemessen zu reduzieren und z.B. auf
das 5fache der vorgesehenen Restnutzungsdauer
festzulegen.

Für solche Interpolationen stützt man sich in der
Regel auf sog. Wahrscheinlichkeitspapiere, im
konkreten Fall klimatischer Einwirkungen auf die
sog. Gumbel-Verteilung. Man kann dabei anneh-
men, dass die 1.35fachen Kennwerte der Lasten
gemäss SIA Norm 160 etwa einer Wiederkehr-
periode zwischen 50 und 100 Jahren entsprechen.
Der Faktor 1.35 entspricht etwa dem um den Bei-
trag der Modell-Unschärfe reduzierten Faktor 1.5
der Leiteinwirkung.

Den anderen Stützpunkt für das Einlegen der die
Gumbel-Verteilung charakterisierenden Geraden
findet man beim etwa einjährigen Wert, den man
in der Regel selbst aus eigener Erfahrung gut
einschätzen kann. Näheres hierzu findet sich z.B. in
(Schneider, 1994).

Während Schneelasten und Kräfte aus Erdbeben
direkt interpoliert werden können, scheint es ver-
nünftig, nicht über die Windkräfte, sondern über
die Windgeschwindigkeiten zu interpolieren und
diese im Anschluss an die Aktualisierung der
Windgeschwindigkeit dann in Kräfte umzurech-
nen.

Auch in bezug auf Eigenlasten und ständige Lasten
ist eine Aktualisierung nötig und sinnvoll. Gerade
letztere geben oft zu Überraschungen Anlass (zu-
sätzliche Beläge, unberücksichtigte Zwischenwän-
de etc.). Allerdings sollte man nicht meinen, dass
nach einer solchen Aktualisierung die entspre-
chenden Sicherheitsvorhalte (Lastfaktoren) weg-
fallen könnten. Die Aktualisierung mag angesichts
ausgeräumter Unsicherheiten allenfalls eine ge-
wisse Reduktion dieser Faktoren rechtfertigen.

Auch Lasten in Lagern, Fabrikgebäuden usw. müs-
sen aktualisiert werden. Dabei ist in der Regel
durch unmissverständliche Nutzungsanweisun-
gen und ausreichende Überwachung dafür zu sor-
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gen, dass die berücksichtigten Lasten nicht über-
schritten werden. Eine Reduktion der Lastfaktoren
ist hier jedoch nicht angebracht.

Die Lastannahmen für auf Bahn- und Strassen-
Brücken dürfen reduziert werden, wenn zuverläs-
sig dafür gesorgt ist, dass als Auflage festgelegte
Maximalwerte nicht überschritten und Fahrvor-
schriften eingehalten werden. Auch hier sind je-
doch in der Regel die Lastfaktoren gemäss gülti-
gen Normen anzusetzen.

3.2.2 Festigkeiten und andere Baustoff-
eigenschaften

Bei der seinerzeitigen Bemessung des zu beur-
teilenden Bauwerks wurden gewisse Anforde-
rungen an die Eigenschaften von Baustoffen ge-
stellt. Angesichts der Möglichkeit, dass solche
Anforderungen bei der Erstellung nicht erfüllt wer-
den, hat die entsprechende Norm mit Sicher-
heitsvorgaben gewisse Reserven geschaffen.

Im Beurteilungszeitpunkt haben wir weit bessere
Kenntnis über die massgebenden Baustoffeigen-
schaften aufgrund von aus dem Bauwerk ent-
nommenen Proben. Es ist gerechtfertigt, diese
bessere Kenntnis in die Beurteilung hineinzu-
bringen und auch gewisse Sicherheitsvorhalte
abzubauen. Andererseits sind aber auch die Be-
obachtungen bezüglich Korrosion, Ermüdung,
Abnützung, Versprödung und lokale Einflüsse an
kritischen Stellen, wie Kerben etc., in die Beurtei-
lung einzubeziehen. Auch im Hinblick auf allfällige
Verstärkungen sind die Beobachtungen sorgfältig
zu dokumentieren, z.B. bezüglich der Schweisseig-
nung bestimmter Stähle, etc.

Es ist zu beachten, dass die Aussagekraft der weni-
gen aus dem Bauwerk entnommenen Proben nicht
sehr gross ist. Die daraus gewonnenen Zahlenwer-
te sind lediglich als Anhaltspunkte aufzufassen, die
aufgrund von Erfahrungswerten zu ergänzen sind.
So ist z.B. die Streuung von Eigenschaften von
Baustoffen älterer Bauwerke sicher grösser als
diejenige heute neu erstellter Konstruktionen.

Oft lässt sich z.B. die Herkunft von Stählen, z.B.
anhand von Lieferscheinen, identifizieren. Dann
kann man oft recht zuverlässige Werte für deren
Eigenschaften gewinnen, z.B. durch Nachfrage bei
den entsprechenden Werken oder bei der EMPA.

Es ist zweckmässig, die Prüfresultate kleiner Stich-
proben in ein geeignetes Wahrscheinlichkeits-
papier einzutragen, um sich bei der Interpretation
von den Zufälligkeiten der Einzelwerte zu lösen.
Bei der Extrapolation auf Fraktilwerte muss der
Umfang der Stichprobe beachtet werden. Man
kann sich dabei z.B. an die Regeln halten, die in der
Norm SIA 162 für die Kontrolle der Betonfestigkei-
ten angegeben sind.

Eine Aktualisierung der Baustoffeigenschaften
kann entfallen, wenn letztere verlässlich aus den
Bauwerksakten und den zur Zeit der Erstellung des
Bauwerks gültigen Normen hervorgehen und kein
Verdacht auf wesentliche Abweichungen oder Al-
terungserscheinungen besteht. Allfällige Zweifel
darf man aber auf keinen Fall fahrlässig in den
Wind schlagen.

3.2.3 Abmessungen

Planmässige Werte sind – sofern das von Belang
ist – durch gemessene Werte zu ersetzen, und zwar
im günstigen, wie auch im ungünstigen Fall.

Die massgebenden Abmessungen sind insbe-
sondere dann am Tragwerk zu kontrollieren, wenn
die Bauwerksakten fehlen, wenn am Bauwerk Ver-
änderungen vorgenommen wurden oder wenn
Verdacht auf grössere Abweichungen gegenüber
den planmässigen Abmessungen besteht.

3.2.4 Statische Systeme

Die für das Tragverhalten des Bauwerks wichtigen
statischen und kinematischen Randbedingungen
(Einspannungen, Lagerungsbedingungen, freie
Beweglichkeit von Lagern und Fugen, u.a.) sind zu
überprüfen. Sie legen die bei der Beurteilung der
Tragsicherheit anzunehmenden statischen Syste-
me fest.

Die statischen Systeme waren früher angesichts
der zur Verfügung stehenden Rechenhilfsmittel
einfacher und damit gröber als heute. Durch de-
tailliertere Modelle, z.B. durch Erfassen räumlicher
Tragwirkung, lassen sich oft Reserven ausnützen.
Das ist jedoch nicht immer möglich, denn oft ist
das, was z.B. als kreuzweise tragende Platte er-
scheint, rechnerisch nur in einer Richtung tragend
und entsprechend bewehrt. Auch können die an-
schliessenden, die Auflagerkräfte weiterleitenden
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Konstruktionselemente zu schwach sein, um einen
alternativen Kraftfluss zu ermöglichen. Es sind
unter Umständen gezielte Nachinspektionen
zweckmässig oder notwendig, um sich in diesem
Bereich Sicherheit zu verschaffen.

Auf der anderen Seite enthalten Bauwerke oft sog.
nichttragende Teile, die man in einer Nach-
rechnung guten Gewissens zum Tragen heran-
ziehen kann. Ein typisches Beispiel sind die sog.
nichttragenden Wände, die oft entscheidend zur
Stabilisierung bestehender Bauten beitragen. Man
kann sie rechnerisch heranziehen, muss dann aber
natürlich auch deren Funktion über die Restnut-
zungsdauer sicherstellen.

Ein anderes Beispiel sind de facto durchlaufende
Stabtragwerke, die man jedoch seinerzeit als ge-
lenkig verbundene Teilsysteme angesehen hat.
Man kann die Durchlaufwirkung gegebenenfalls
zumindest teilweise in Rechnung stellen und damit
Reserven mobilisieren.

Natürlich sind auch Veränderungen aus Schäden,
Schwächungen, Umbauten bei der Aktualisierung
statischer Systeme zu berücksichtigen.

3.2.5 Berechnungsverfahren

Auch die Berechnungsverfahren haben sich im
Laufe der Zeit geändert. So war es bis in die
siebziger Jahre hinein üblich, sich bei der Be-
messung auf die nach elastischen Verfahren er-
mittelten Grenzwertlinien zu stützen. Hier sind wir
heute toleranter, konzentrieren uns auf kritische
Belastungskonfigurationen und stützen uns in der
Regel auf die statischen Methoden des Traglast-
verfahrens. Das gestattet, gewisse Reserven bei
der Nachrechnung aufzulösen. Bei der Anwen-
dung der kinematischen Methode ist Vorsicht am
Platz, denn sie überschätzt, wie man weiss, die
Traglast.

3.2.6 Bemessungsmethoden

Bis in die siebziger Jahre hinein wurden Tragele-
mente auf der Basis der sog. zulässigen Span-
nungen bemessen. Heute stellen wir in der Regel
die als Schnittkräfte gegebenen Beanspruchungen
dem entsprechenden Querschnittswiderstand
gegenüber. Hier lassen sich oft Reserven mobili-
sieren.

Im Stahlbau wurde diese mögliche höhere Aus-
nutzung schon früh in Anspruch genommen, so
dass die mögliche Erhöhung selten 5% übersteigt.
Auch für die Biegezugbewehrung von Stahlbeton-
elementen ist der mögliche Gewinn eher beschei-
den, während dort, wo die Begrenzung der Beton-
spannungen massgebend war, heute erhebliche
Reserven mobilisierbar sind.

Auf der anderen Seite ist zu beachten, dass sich
gewisse, in früheren Normen enthaltene Bemes-
sungsmodelle als unsicher erwiesen haben und
heute strengere Anforderungen gestellt werden.
Das betrifft z.B. im Stahlbau gewisse Stabilitäts-
probleme, im Stahlbetonbau speziell die Bemes-
sungsprobleme Schub und Durchstanzen.

3.2.7 Mängel und Schäden

Das Tragwerk muss auf Mängel, Schäden und
allfällige Alterungserscheinungen sorgfältig über-
prüft werden. Die beobachteten Mängel und Schä-
den sowie die Auswirkungen von Verschiebungen
und Verformungen, von Alterung, Korrosion und
Ermüdung müssen bei der Beurteilung der Tragsi-
cherheit sorgfältig beachtet werden.

Bei älteren Bauwerken sind hingegen versteckte,
grobe Fehler eher unwahrscheinlich, sonst wären
sie kaum so alt geworden.

3.2.8 Bauwerksgeschichte

Weitere wertvolle Hinweise bringt das Studium
der Bauwerksgeschichte: Was ist alles während
der Lebensdauer des Bauwerks vorgefallen? Es
lohnt sich, Erkundigungen einzuziehen. Man er-
fährt so z.B., dass eine ganze Reihe von mehr oder
weniger starken Erdbeben über das Tragwerk hin-
weggegangen sind, ohne Schäden anzurichten.
Solche Auskünfte sind für die Beurteilung der Erd-
bebensicherheit eines Bauwerks von Belang. Ähn-
liches gilt für andere Gefährdungsbilder, die das
Tragwerk nachweislich überstanden hat.
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3.3 Sicherheitsanalyse
3.3.1 Methoden

Das Ziel einer Sicherheitsanalyse ist die Beschaf-
fung einer Masszahl für die Tragsicherheit und
einer massgebenden Vergleichsgrösse als Hilfe für
die Entscheidungsfindung.

Dass nicht nur die Tragsicherheit selbst, sondern in
der Folge auch die sie charakterisierenden Mass-
zahlen und Vergleichsgrössen subjektiven Charak-
ter haben und keineswegs eingebaute Eigen-
schaften des Tragwerks sind, dürfte aus dem Kapi-
tel 2 noch in Erinnerung sein. Es handelt sich auch
hier um Einschätzungen des befragten Ingenieurs,
die nicht als absolute Zahlenwerte, sondern als
Hinweise auf eine Reihung im Sinne von «besser
als ...» bzw. «schlechter als ...» zu verstehen sind.

Auch bei der Sicherheitsanalyse sind determini-
stische und probabilistische Methoden anwend-
bar, die letzteren vorwiegend für Sonderfälle.

Deterministische Methoden, etwa die Anwendung
von in Normen gegebenen deterministischen Re-
geln und Faktoren, sind oft wenig hilfreich, da
diese auf die Bemessung von noch nicht bestehen-
den Bauten ausgerichtet sind. Die in diesem Zu-
sammenhang existierenden Quellen von Unsi-
cherheiten sind bei bestehenden Tragwerken
meist nicht von Belang. Auf der anderen Seite sind
wesentliche Einflüsse aktualisiert worden (siehe
Abschnitt 3.2).

Der rechnerische Nachweis der Tragsicherheit ist
ein wesentlicher Bestandteil der Beurteilung be-
stehender Bauwerke. Ein Nachweis muss erbracht
werden, wenn:

• keine statischen Untersuchungen vorliegen

• im Verlauf der Zustandsaufnahme Abwei-
chungen festgestellt wurden, die eine Über-
prüfung und Richtigstellung vorhandener Be-
rechnungen erfordern

• aufgrund des aktualisierten Sicherheitsplanes
zusätzliche Gefährdungsbilder berücksichtigt
werden müssen.

Es ist zweckmässig, in vier Schritten vorzugehen.

3.3.2 Grobe Erstbeurteilung

Eine intuitive Erstbeurteilung der Tragsicherheit
aufgrund des ersten Augenscheins ist ausseror-
dentlich wichtig. Es geht darum, herauszufinden,
ob die Situation Sofortmassnahmen erforderlich
macht. Es geht auch darum, für die weitere Unter-
suchung gewisse Prämissen zu machen, die man
dann in der Folge gezielt zu bestätigen oder zu
widerlegen versucht.

Eine ausreichende Tragsicherheit kann vermutet
werden, wenn ein über längere Zeiträume ge-
nutztes Bauwerk bei eingehender und fachkundig
durchgeführter Kontrolle keine verdächtigen Män-
gel (Verschiebungen, Verformungen, Schwä-
chungen, Risse, Rostspuren, usw.) erkennen lässt.
Vorsicht ist bei Situationen geboten, die zu sprö-
den Versagensformen neigen.

Es ist offensichtlich, dass gerade bei dieser ersten
Grobbeurteilung eine ausreichende Erfahrung des
Ingenieurs in Baustofftechnologie, Statik, Kon-
struktion, Baupraxis und weiteren, die konkrete
Fragestellung beeinflussenden Fachgebieten be-
sonders wichtig ist.

3.3.3 Nachrechnung nach gültigen
Normen

Man sollte zunächst versuchen, den Nachweis zu
erbringen, dass das beim Augenschein vorge-
fundene Tragwerk auf der Basis des aktualisierten
Nutzungsplans und des sich darauf stützenden
Sicherheitsplans den bestehenden Normen ge-
nügt. Gelingt das, kann man häufig rasch zu einer
Aussage über die Tragsicherheit kommen. Man
wird sich bei diesem Nachweis natürlich der verfei-
nerten statischen Modelle bedienen und die Wi-
derstandsmodelle benützen, die uns Ingenieuren
heute zur Verfügung stehen.

Eine ausreichende Tragsicherheit gilt als nach-
gewiesen, wenn die folgende Bedingung erfüllt ist:

Hierin sind:
Sd : Bemessungswert der Beanspruchung
R : Rechnerischer Tragwiderstand
γR : Widerstandsbeiwert

R
Sd ≤ —γR
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Der Bemessungswert der Beanspruchung ist da-
bei nach den Regeln der Norm SIA 160 zu be-
rechnen.

Der rechnerische Tragwiderstand soll gemäss den
Regeln der entsprechenden Konstruktionsnormen
ermittelt werden. Die Festigkeiten der Baustoffe
sollten dabei vorsichtig angesetzt werden unter
Beachtung der von den entsprechenden Konstruk-
tionsnormen vorgesehenen Sicherheitsvorhalte.

Von den Vorschriften der entsprechenden Kon-
struktionsnorm abweichende Widerstandsmo-
delle dürfen angewendet werden, sofern dies im
Einzelfall durch Theorie oder Versuche begründet
werden kann. Als Widerstandsbeiwert gilt jedoch
unverändert derjenige der entsprechenden Kon-
struktionsnorm.

3.3.4 Nachrechnung aufgrund aktuali-
sierter Werte

Bringt die Nachrechnung gemäss bestehender
Normen nicht das gewünschte Resultat, wird man
versuchen, eine ausreichende Sicherheit mit ak-
tualisierten Werten von Einwirkungen und Wider-
ständen nachzuweisen. Hierbei soll zunächst ver-
sucht werden, die normalen Einwirkungs- und
Widerstandsfaktoren einzuhalten.

Von zentraler Wichtigkeit ist dabei das Aktuali-
sieren der das Tragwerk beanspruchenden Ge-
fährdungsbilder unter Beachtung der angestreb-
ten Restnutzungsdauer. Insbesondere sind hierbei
die Nutzung des Tragwerks selbst sowie die Um-
welteinwirkungen wie Schnee, Wind, Erdbeben
usw. zu betrachten. Besonders bei kleiner Restnut-
zungsdauer kann man hier zu kleineren Werten
gelangen.

3.3.5 Modifikation von Sicherheits-
faktoren

Bei Beachtung gewisser Auflagen mag es ver-
tretbar sein, auch einzelne Sicherheitsfaktoren
anzupassen. Obwohl dabei die Zahlenwerte ver-
ändert werden, bleibt das Sicherheitsniveau er-
halten. Es werden lediglich Teile der konventionell
mit Faktoren abgedeckten Unsicherheiten durch
entsprechende Erhebungen oder die Beachtung
bestimmter Auflagen beseitigt.

In diesem Sinne ist oft eine Intensivierung der
Überwachung von Bauwerken nützlich, die ver-
hindern, dass gewisse Nutzungsvorgänge ausser
Kontrolle geraten. Auch kann eine solche Über-
wachung eine graduelle Verschlechterung der
Tragsicherheit einer Konstruktion rechtzeitig auf-
decken. Dies ist allerdings nur dann der Fall, wenn
sich ein allfälliges Versagen, z.B. durch wachsende
Verformungen, Risse, sukzessives Brechen von
Drähten usw. vorzeitig ankündigt.

Oft sind auch sog. administrative Massnahmen am
Platz, wie z.B. die Verfügung von Nutzungs- bzw.
Nutzlastbeschränkungen usw. Es ist wichtig, sol-
che Massnahmen auf ihre Wirksamkeit hin zu un-
tersuchen und nur dann vorzusehen, wenn sie
auch zuverlässig durchgesetzt werden können.

So erscheint es z.B. vertretbar, den Lastfaktor für
Eigenlasten von 1.3 bis auf 1.15 abzumindern,
sofern die durch entsprechende Erhebungen am
Bauwerk festgestellten Abmessungen der Be-
rechnung der Eigenlasten zugrunde gelegt wer-
den.

Auch der Lastfaktor für Auflasten könnte gegen-
über den Werten der Norm SIA 160 abgemindert
werden, wenn die Auflasten nach Grösse und Wir-
kung zuverlässig bekannt sind. Der reduzierte Wert
sollte jedoch nicht tiefer angesetzt werden als der
Faktor für Eigenlasten.

Die Lastfaktoren für die Leiteinwirkung und alle
übrigen Begleiteinwirkungen sollen jedoch un-
verändert der Norm SIA 160 entnommen werden,
da hier durch Aktualisieren der Einwirkungen all-
fällige Reserven schon ausgeschöpft sind.

Auch die in den entsprechenden Konstruktions-
normen angegebenen Widerstandsbeiwerte müs-
sen bzw. dürfen in Ausnahmefällen modifiziert
werden.

Sie müssen angemessen erhöht werden, wenn
sich aufgrund der Erhebungen am Bauwerk ge-
zeigt hat, dass überdurchschnittliche Unsicher-
heiten bezüglich der massgebenden Baustoffei-
genschaften oder des Tragwerksverhaltens be-
stehen.

Der Widerstandsbeiwert γR schliesslich berück-
sichtigt nicht, wie man zunächst annehmen möch-
te, Unsicherheiten in den Baustoff-Festigkeiten.
Diese werden vielmehr bereits bei der Festlegung
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der rechnerischen Baustoff-Kennwerte berück-
sichtigt. Der vergleichsweise kleine Widerstands-
beiwert γR ist lediglich vorgesehen, die folgenden
Unschärfen abzudecken:

• Abweichungen des wirklichen Tragsystems von
dem der Berechnung zugrundegelegten System

• Vereinfachungen und Ungenauigkeiten des
Widerstandsmodells

• Querschnittsungenauigkeiten.

Sofern diese Unschärfen durch Aktualisieren von
System, Widerstandsmodell und Abmessungen
bereits beseitigt sind, ist eine Reduktion des Wi-
derstandsbeiwerts nicht angebracht. Er darf hin-
gegen reduziert werden, sofern zuverlässig fest-
steht, dass das verwendete Widerstandsmodell im
konkreten Fall auf der sicheren Seite liegt und die
dann zwingend anzuordnende periodische Über-
wachung allfällige Überbeanspruchungen von
Tragwerksteilen rechtzeitig erkennen lassen.

Lässt sich auch so keine ausreichende Tragsicher-
heit der bestehenden Konstruktion nachweisen,
wird man wohl kaum darum herum kommen, das
Tragwerk zu verstärken oder zu ersetzen.

3.3.6 Methoden für Sonderfälle

Die Beurteilung der Tragsicherheit bestehender
Bauwerke kann in Sonderfällen auch auf der Basis
probabilistischer Methoden erfolgen.

Bei diesem Verfahren werden der Sicherheitsin-
dex β oder die nominelle Versagenswahrschein-
lichkeit pf der kritischen Elemente ermittelt und mit
dem durch die zur Zeit der Beurteilung gültigen
Normen definierten Sicherheitsniveau verglichen.
Dabei stützt man sich auf zwei Sätze, die im Sinne
von Axiomen gelten:

• Ein zu einem bestimmten Zeitpunkt nach einem
konsistenten Paket von gültigen Normen fehler-
frei bemessenes Tragwerk gilt zu diesem Zeit-
punkt und im Rahmen dieser Normen als sicher
und kann deshalb als Massstab für das geforder-
te Sicherheitsniveau gelten. Der Sicherheitsin-
dex β0 dieses Referenz-Tragwerks kennzeichnet
das durch dieses Normenpaket geforderte
Sicherheitsniveau.

• Ein bestehendes und an sich fehlerfrei be-
messenes Tragwerk, das unter veränderten Be-
dingungen und mit anderen Eigenschaften in
Betrieb steht, kann als sicher bezeichnet wer-
den, wenn es im Massstab des zugehörigen
Sicherheitsindex β das gleiche oder ein höheres
Sicherheitsniveau aufweist als das nach einem
konsistenten Paket von Normen bemessene
Referenz-Tragwerk.

Entscheide werden also aufgrund des Vergleiches
von Sicherheitsindizes gefällt. Wenn β ≥ β0 ist, gilt
das Tragwerk als sicher. Wenn  etwas kleiner ist als
β0, sind ergänzende Sicherheitsmassnahmen, z.B.
gemäss Abschnitt 3.3.8 nötig.

Es ist zu beachten, dass die Anwendung der Me-
thodik einige Sachkenntnis voraussetzt. Es genügt
nicht, einfach ein Computerprogramm zu beschaf-
fen und anzuwenden, welches den Sicherheits-
index β zu berechnen imstande ist.

In (Schneider, 1990) ist diese Vorgehensweise am
Beispiel eines einfachen Falles beschrieben. We-
sentlich weiterreichende Information hierzu findet
sich z.B. in (Schneider, 1994).

3.3.7 Qualitative Beurteilung der Trag-
sicherheit

In Sonderfällen lässt sich ein rechnerischer Nach-
weis der Tragsicherheit nicht oder nicht ausrei-
chend zuverlässig erbringen. Man muss sich dann
auf eine qualitative Beurteilung der Tragsicherheit
beschränken.

Eine ausreichende Tragsicherheit kann vermutet
werden, wenn ein über längere Zeiträume ge-
nutztes Bauwerk bei eingehender und fachkundig
durchgeführter Kontrolle keine verdächtigen Män-
gel (Verschiebungen, Verformungen, Schwächun-
gen, Risse, Rostspuren, usw.) erkennen lässt.

Für die qualitative Beurteilung der Tragsicherheit
scheint es in Fällen mit grosser Tragweite ange-
messen, ein Expertenkollegium gemäss Kapitel
2.2.3 zu bilden. Dieses stützt sich in seiner Arbeit
auf die vorgenommenen Untersuchungen, legt die
Restnutzungsdauer fest, während der das Bau-
werk weiter in Betrieb bleiben darf und befindet
über allfällig nötige ergänzende Sicherheitsmass-
nahmen.
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Das Verhalten eines so beurteilten Tragwerks ist
während der zugestandenen Restnutzungsdauer
mit vom Expertenkollegium festgelegter Intensität
und geeigneten Mitteln zu überwachen.

3.3.8 Ergänzende Sicherheitsmassnahmen

Zusätzliche, ergänzende Sicherheitsmassnahmen
sind anzuordnen, wenn Sicherheitsfaktoren ge-
mäss Abschnitt 3.3.5 reduziert, wenn gemäss
Abschnitt 3.3.6 leicht erhöhte rechnerische Versa-
genswahrscheinlichkeiten festgestellt oder wenn
gemäss Abschnitt 3.3.7 die Tragsicherheit lediglich
qualitativ beurteilt wurden.

Solche ergänzenden Sicherheitsmassnahmen
sind unter Beachtung der folgenden Kriterien
objektspezifisch festzulegen:

• Bedeutung des Bauwerks

• Schadenpotential

• Kontrollierbarkeit des Tragwerksverhaltens

• Kontrollierbarkeit der Nutzung

• Kosten-Nutzen-Überlegungen

• Möglichkeiten der Schadenbegrenzung.

Als ergänzende Sicherheitsmassnahmen sind zum
Beispiel in Betracht zu ziehen:

• ausreichende Beschränkung der Nutzung

• konstruktive Massnahmen wie beispielsweise
Abstützung von Bauteilen

• permanente oder periodische Überwachung
des Tragwerksverhaltens und/oder der Nutzung

• Installation von automatischen Warn- und Si-
cherungsanlagen

• Bereitstellung von Notfallmassnahmen

• Erarbeitung und Einführung von Alarm- und
Evakuierungs-Plänen

• Absprechen akzeptierter Risiken mit Eigen-
tümer, Benützer und allenfalls mit der Auf-
sichtsbehörde
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4 Rechtliche Aspekte

4.1 Allgemeines

4.1.1 Formale Gliederung

Beurteilung und Verstärkung bestehender Bau-
werke sind zwei Komplexe von Tätigkeiten, die
sich einerseits deutlich voneinander unterschei-
den, anderseits logisch miteinander verknüpft
sind. Verstärkung setzt vorgängige Beurteilung
voraus und bildet eine der möglichen daraus ge-
zogenen Schlussfolgerungen. Figur 2.1 (siehe Kap.
2) veranschaulicht diese Beziehung.

Beide Komplexe von Tätigkeiten weisen rechtliche
Aspekte auf, die in diesem Kapitel zusam-
mengefasst werden. Im Blickfeld der Abschnitte
4.2 und 4.3 liegen das bestehende Tragwerk und
dessen Beurteilung, die Abschnitte 4.4 - 4.8 be-
handeln rechtliche Aspekte der Verstärkung.

4.1.2 Inhaltliche Schwerpunkte

Gesamthaft betrachtet, treten drei Akteure auf, die
wir zunächst etwas vage als den Bauherrn, den zur
Beurteilung und die zur Verstärkung Beigezogenen
bezeichnen.

Noch ohne dass der Bauherr jemanden beizieht,
allein kraft seiner Verfügungsgewalt über das Trag-
werk, ist er Inhaber von Rechten und Pflichten.
Unter diesen interessiert in unserem Zusammen-
hang vor allem die Haftpflicht. Die Haftungstat-
bestände um das bestehende Tragwerk, dessen
Beurteilung und Verstärkung bilden unseren er-
sten Schwerpunkt.

Die Rechtsbeziehungen zwischen dem Bauherrn
auf der einen, dem zur Beurteilung und den zur
Verstärkung Beigezogenen werden in Verträgen
geregelt, die je verschiedenen Vertragsarten an-
gehören. Rechte und Pflichten aus der Beurteilung
eines Tragwerks unterstehen im wesentlichen
dem Recht des einfachen Auftrags. Hinsichtlich
der Verstärkung von Tragwerken ist zu unterschei-
den zwischen der Planung und der Ausführung.
Planungsverträge werden entweder ebenfalls als
Aufträge qualifiziert oder als gemischte Verträge,
gemischt aus Elementen des Auftrags- und des
Werkvertragsrechts. Die Ausführung von Verstär-
kungen richtet sich nach Werkvertragsrecht. Sind
Planung und Ausführung im selben Vertrag gere-
gelt (Totalunternehmervertrag), so geht, rechtlich

gesehen, die Planung in der Ausführung auf, und
der Vertrag untersteht dem Werkvertragsrecht.

Rechte und Pflichten, darunter auch die Haftpflicht,
sind in den verschiedenen Vertragsarten unter-
schiedlich geregelt. Die rechtliche Stellung des
Ingenieurs in den verschiedenen möglichen Kon-
stellationen bildet den zweiten Schwerpunkt unse-
rer Darstellung. Dabei wird auf einige wichtige
Rechtsfolgen hingewiesen, die sich daraus erge-
ben.

4.1.3 Der Begriff der Haftpflicht

In der Rechtslehre wird der Begriff teils weiter, teils
enger gefasst. Für die vorliegende Darstellung ist
die Fassung im weitesten Sinn zweckmässig. Da-
nach versteht man unter Haftpflicht das zivilrecht-
liche Einstehenmüssen für die schädlichen Folgen
eines Verhaltens, eines Zustandes oder eines Er-
eignisses.

Einerseits fallen somit, im Unterschied zu engeren
Fassungen des Haftpflichtbegriffes, sowohl Schä-
digungen darunter, welche sich aus einem Vertrag
zwischen Schädiger und Geschädigtem ergeben
haben, wie solche, die ohne Vorliegen eines Vertra-
ges erfolgt sind. Man spricht von vertraglicher und
ausservertraglicher Schädigung.

Da Haftpflicht ein zivilrechtlicher Begriff ist, blei-
ben anderseits strafrechtliche Sanktionen auch bei
der weitesten Fassung des Haftpflichtbegriffes
ausgeklammert. Das Strafrecht, ein Teil des öffent-
lichen Rechts, knüpft an bestimmte menschliche
Handlungsweisen kriminalrechtliche Sanktionen.
Ein und dasselbe Verhalten kann sowohl straf-
rechtliche wie zivilrechtliche Folgen haben.

4.1.4 Rechtsquellen

Entsprechend dem Begriffselement des zivilrecht-
lichen Einstehenmüssens liegen die Rechts-
quellen des Haftpflichtrechts im schweizerischen
Privatrecht.

Hauptquelle ist das Obligationenrecht OR. Dieses
stellt einerseits ein eigenes Gesetzbuch (mit ge-
sonderter Artikelzählung) dar, ist jedoch an-
derseits mit dem Schweizerischen Zivilgesetzbuch
ZGB formell und materiell verbunden: Formell ist
das OR als Fünfter Teil des ZGB bezeichnet, aber
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auch materiell besteht durch eine Gesamtverwei-
sung und durch gemeinsame Interpretations-
regeln eine enge Verklammerung von OR und ZGB.

Im Zusammenhang mit bestehenden Tragwerken
und ihrer Beurteilung finden sich die Rechts-
normen zur vertraglichen Haftung und für die Be-
handlung der meisten Tatbestände der ausser-
vertraglichen Haftung im OR. Der in unserem Zu-
sammenhang ebenfalls wesentliche Tatbestand
der Grundeigentümerhaftung ist allerdings aus
systematischen Gründen im ZGB behandelt.

Nicht alle uns hier interessierenden Haftungstat-
bestände sind jedoch in der Hauptquelle OR/ ZGB
geregelt. Hinzu kommen die sog. obligatio-
nenrechtlichen Nebengesetze. Für unser Thema
fällt dabei hauptsächlich das Gewässerschutzge-
setz GSchG in Betracht. Ferner können die Bun-
desgesetze betreffend die elektrischen Schwach-
und Starkstromanlagen EIG, über Rohrleitungs-
anlagen zur Beförderung flüssiger oder gasförmi-
ger Brenn- oder Treibstoffe RLG, und das Kern-
energiehaftpflichtgesetz KHG von Bedeutung sein.

Rechtsquelle für die Beurteilung der Rechtsbe-
ziehungen zwischen dem Bauherrn und den von
ihm zur Beurteilung und Verstärkung eines Trag-
werks Beigezogenen ist das OR, insbesondere das
Werkvertragsrecht Art. 363ff. und das Recht des
einfachen Auftrags Art. 394ff., ferner für das Exper-
ten-Kollegium das Recht der einfachen Ge-
sellschaft Art. 530ff. Die genannten Titel bzw. Ab-
schnitte figurieren alle in der zweiten Abteilung
des OR «Die einzelnen Vertragsverhältnisse».

Die gemischten Verträge sind weder im OR noch in
einem Spezialgesetz direkt geregelt. Sie bilden die
eine Hauptgruppe der Innominatverträge, welche,
fussend auf dem OR, von der Rechtslehre aus den
Bedürfnissen des Geschäftsverkehrs heraus ent-
wickelt worden sind.

4.1.5 Verschuldenshaftung und Kausal-
haftung

Unter Verschuldenshaftung versteht man ein Ein-
stehenmüssen, das ein persönliches Verschulden
des Haftpflichtigen voraussetzt. Die Rechtslehre
berief sich bis in die zweite Hälfte des letzten
Jahrhunderts auf den Grundsatz, dass eine Haf-
tung ohne Verschulden im Rechtssystem keinen
Platz finde. Diese dogmatische Überlegung büsste

jedoch mit zunehmender Technisierung der Wirt-
schaft und den damit einhergehenden gesell-
schaftlichen Veränderungen an Durchschlagskraft
ein. Der Grundsatz der Verschuldenshaftung mus-
ste bereits bei einzelnen im OR geregelten Tatbe-
ständen, teils auch im Wege der Rechtsfortbildung
durch die Judikatur, dem Grundsatz der Kausalhaf-
tung weichen. Darunter versteht man ein Einste-
henmüssen, das nicht an die Voraussetzung per-
sönlichen Verschuldens des Haftpflichtigen ge-
knüpft ist.

Bei den Kausalhaftungen ihrerseits unterscheidet
man zwischen gewöhnlichen und Gefährdungs-
haftungen. Merkmal der ersten Kategorie ist das
Vorliegen einer irgendwie beschaffenen Sorg-
faltspflichtverletzung des Haftpflichtigen – obwohl
sie nicht Anknüpfungspunkt der Haftung selbst ist.
Merkmal der zweiten Kategorie ist ein besonderes
Gefährdungspotential einer Tätigkeit oder einer
Vorrichtung. In Kapitel 4.2 werden Tatbestände
beider Kategorien aufgeführt, welche für unser
Thema relevant sind.

Die Haftungsbestimmungen der obligationen-
rechtlichen Nebengesetze (siehe oben, 4.1.4) ge-
hören ausnahmslos zu einer Kategorie der Kau-
salhaftung und zeigen damit die allgemeine Ent-
wicklungsrichtung des Haftpflichtrechts. Sie ist
geprägt von Bestrebungen zur Umverteilung der
Risiken, teils aus sozialen, teils aus ökonomischen
Gründen. Immerhin ist festzuhalten, dass auch
heute noch im schweizerischen Haftpflichtrecht
das Verschuldensprinzip die Regel, das Kausal-
prinzip die Ausnahme darstellt.

4.1.6 Das bestehende Tragwerk als
Rechtsbegriff

Was ein Tragwerk sei, steht in keinem Gesetz.
Wollen wir über das bestehende Tragwerk juri-
stische Aussagen machen, so müssen wir uns, in
Ermangelung einer Legaldefinition, zunächst an
den Begriff herantasten. Wir versuchen dies von
zwei Seiten her.

Zunächst sozusagen von oben her, vom Oberbe-
griff Werk. OR 58 spricht vom Eigentümer eines
Gebäudes oder andern Werkes. Die Frage, ob das
Werk zumindest eine Gebäudeähnlichkeit aufwei-
sen müsse, wurde gestellt und von einem Teil der
Lehre bejaht, hingegen von der Rechtsprechung
verneint. Heute ist davon auszugehen, dass auch
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einer Lehmgrube oder einer anderen künstlich
herbeigeführten wesentlichen Terrainverände-
rung, einer Freileitung, einem umgestalteten
Bachbett, Strassen und Trottoirs die Werkeigen-
schaft zukommt. In neueren Gesetzen wie dem
Raumplanungsgesetz wird anstelle des Werks von
Bauten und Anlagen gesprochen.

Ein Werk ist somit von Menschen im Hinblick auf
die Erfüllung einer Funktion geplant und erstellt
oder abgeändert und ist direkt oder indirekt mit
dem festen Untergrund so verbunden, dass es
zumindest die von der Funktion geforderte Sta-
bilität aufweist.

Leichter fällt uns die Begriffsbestimmung des be-
stehenden Tragwerks von der technischen Seite
her. So verstanden, ist das Tragwerk die Ge-
samtheit derjenigen Bestandteile, welche eine
Teilfunktion erfüllen, nämlich dazu bestimmt sind,
ein Versagen des Werks oder eines Teils desselben
unter definierten Einwirkungen mit genügender
Sicherheit zu verhindern.

Der Rechtsbegriff des bestehenden, d.h. des im
Sinne von Art.157 Abs.1 SIA 118 vollendeten Trag-
werks ergibt sich als Verzahnung des juristischen
Werkbegriffes mit dem technischen Tragwerks-
begriff.

Der damit herausgearbeitete Rechtsbegriff des
bestehenden Tragwerks deckt sich nicht genau,
weder mit der Begriffsbestimmung der Norm SIA
160 noch mit dem davon wiederum abweichenden
Art. 0.14 der Empfehlung SIA 169. Die Unter-
schiede sind auf die spezifischen Zweckbestim-
mungen der genannten Normenwerksbestand-
teile zurückzuführen.

4.2 Haftung aufgrund einer
Sachherrschaft am
bestehenden Tragwerk

4.2.1 Gewöhnliche Kausalhaftungen nach
OR 58 und ZGB 679

Sprechen wir von bestehenden Tragwerken, so
steht der Haftungstatbestand der Werkeigen-
tümerhaftung nach OR 58 im Vordergrund. Einzu-
stehen ist für einen mangelhaften Zustand als
solchen, nicht für ein Verhalten, auf das dieser
Zustand allenfalls zurückzuführen ist. Auch für
Zufall ist einzustehen, umstritten ist jedoch in Leh-
re und Rechtsprechung, ob und in welchen Fällen
höhere Gewalt, Selbstverschulden des Geschädig-
ten und Drittverhalten Entlastungsgründe darstel-
len.

Die einseitige Wegbedingung der Werkhaftung,
z.B. durch Warnschilder, ist grundsätzlich ohne
Wirkung. Ob eine vertragliche Wegbedingung, z.B.
zwischen Eigentümer und Mieter zulässig sei, ist
umstritten.

Das Gesetz bezeichnet den Eigentümer, somit den
am Werk Vollberechtigten, als Haftpflichtigen. Die-
ses formelle Kriterium wurde jedoch von der
Rechtsprechung aufgegeben. Aufgrund von OR 58
kann unter Umständen auch haftpflichtig sein, wer
ein Werk auf einem Grundstück erstellt, an dem
ihm weder das Eigentum noch ein sonstiges ding-
liches Recht zusteht. Haftpflichtig ist, wer das Werk
erstellt hat, wer es benützt und tatsächlich darüber
verfügt und darum für seinen Unterhalt zu sorgen
hat.

Angeknüpft wird allein an die fehlerhafte Anlage
oder Herstellung oder die mangelhafte Unterhal-
tung des Werks. Mit letzterer impliziert OR 58
immerhin eine Sorgfaltspflicht, die jedoch nicht
unbegrenzt sein kann. Massstab der geforderten
Mängelfreiheit sind die tatsächliche Gefahr und
die Zumutbarkeit, verstanden als Verhältnismäs-
sigkeit zwischen den Vorkehren des Werkeigen-
tümers einerseits, Zweck und Funktion des Werkes
anderseits.

Auch ein Werk, das einem Gemeinwesen gehört
und zufolge eines Mangels Schaden verursacht,
fällt grundsätzlich unter OR 58. Zwei Besonder-
heiten sind dabei zu beachten:
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Der Unterhalt öffentlicher Sachen, insbesondere
von Strassen und Brücken, ist im öffentlichen
Recht geordnet. Die Rechtsprechung hat den Be-
griff der Zumutbarkeit zugunsten von Gemein-
wesen grosszügiger ausgelegt.

Ist die Entstehung des Schadens eine unver-
meidbare Folge der Ausübung hoheitlicher Auf-
gaben des Gemeinwesens, so ist der Schaden-
ersatzanspruch nach dem Recht der materiellen
Enteignung zu behandeln.

Auch die Grundeigentümerhaftung nach ZGB 679
ist eine gewöhnliche Kausalhaftung.

Während jedoch die Haftung nach OR 58 einen
Mangel am Werk voraussetzt und damit eine Sorg-
faltspflichtverletzung impliziert, setzt die Haftung
nach ZGB 679 eine Überschreitung der dem
Grundeigentum durch das Nachbarrecht gezoge-
nen Grenzen voraus. Der Grundeigentümer haftet
demnach nicht für höhere Gewalt, Zufall, Selbst-
verschulden oder das Verhalten unbefugter Dritter.
Mit der Voraussetzung eines Sachmangels entfällt
die Frage der Zumutbarkeit und damit auch jede
Befreiungsmöglichkeit durch einen Sorgfaltsbe-
weis.

Beschränkt dinglich Berechtigte wie z.B. Bau-
rechtnehmer, sind dem Grundeigentümer im Rah-
men der ihnen eingeräumten Nutzungsbefugnis
gleichgestellt. Der Stockwerkeigentümer haftet al-
lein im Rahmen seines Sonderrechts und als Mitei-
gentümer hinsichtlich der nicht zu Sonderrecht
ausgeschiedenen Teile. Die Rechtsprechung hat
ferner die Grundeigentümerhaftung auf den Mie-
ter oder Pächter ausgedehnt.

Die Grundeigentümerhaftung ist nicht auf Schä-
den beschränkt, welche direkt vom Grundstück
des Haftpflichtigen ausgehen. Leitungen, die sich
ausserhalb des Grundstücks befinden, dem sie
dienen, fallen unter ZGB 676 I, und Schäden, die
von solchen ausgehen, werden dem Eigentümer
zugerechnet, dem sie dienen. Ebenso wird fremder
Grund, den ein Grundeigentümer für Bauarbeiten
in Anspruch nimmt, dessen Grundstück gleichge-
stellt.

Der Geschädigte und somit Anspruchsberechtigte
kann nach dem Wortlaut von ZGB 679 irgend
jemand sein. In jahrzehntelanger nicht wider-
spruchsfreier Praxis hat die Rechtsprechung die-
sen Begriff konkretisiert. Die Entscheide zeigen,

dass einerseits von der nachbarrechtlichen Grund-
lage ausgegangen, anderseits der Begriff der
Nachbarschaft weit gefasst wird.

Grundstücke, welche im Eigentum von Gemein-
wesen stehen, fallen ebenfalls unter ZGB 679 –
wiederum mit der Einschränkung, die bei der
Werkeigentümerhaftung nach OR 58 erwähnt
wurde.

Sind die Voraussetzungen für Ersatzansprüche
sowohl nach OR 58 wie nach ZGB 679 gegeben,
kann sich die Schadenersatzklage auf jede der
beiden Bestimmungen abstützen: es handelt sich
um alternativ konkurrierende Ansprüche.

4.2.2 Gefährdungshaftungen nach GSchG,
EIG, RLG und KHG

Das haftungsbegründende Gefahrenpotential
(siehe 4.1.5) ist beim totalrevidierten Gewässer-
schutzgesetz GSchG, in Kraft seit 1. November
1992, ein Betrieb oder eine Anlage, mit denen
besondere Gefahren für die Gewässer verbunden
sind. Beim Elektrizitätsgesetz EIG sind es die Schä-
den, die von Stark- und Schwachstromanlagen
ausgehen, beim Rohrleitungsgesetz RLG Schäden
aus dem Betrieb oder, bei Vorliegen eines Mangels
oder Behandlungsfehlers, auch einer nicht in Be-
trieb stehenden Anlage.

Nach Kernenergiehaftpflichtgesetz KHG schliess-
lich haften Inhaber und Eigentümer einer Kernan-
lage für alle Nuklearschäden, die im Zusammen-
hang mit dem Betrieb ihrer Anlage auf Kernum-
wandlungsvorgänge oder die spezifisch gefährli-
chen Eigenschaften ihrer  Kernmaterialien zurück-
zuführen sind. Der Begriff der Anlage umfasst
neben den eigentlichen Energieerzeugungsanla-
gen somit alle Einrichtungen zur Herstellung, Ver-
wendung, Wiederaufbereitung und Lagerung von
Kernmaterialien, namentlich auch Anlagen zur
Lagerung radioaktiver Abfälle.
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4.3 Haftung aus der Beurtei-
lung eines bestehenden
Tragwerks

4.3.1 Wesen und rechtliche Einordnung

Die Begriffe der Haftung und des bestehenden
Tragwerks im Rechtssinn wurden in 4.1.3 und 4.1.6
erläutert.

Unter der Beurteilung eines bestehenden Trag-
werks verstehen wir eine Tätigkeit, die sich aus
fachmännischer Inspektion, Meinungsbildung
und Stellungnahme zusammensetzt.

Der zuständige Fachmann ist ein selbständig täti-
ger Bauingenieur, welcher aufgrund und im Rah-
men eines Bauingenieurvertrages tätig wird. Der
Bauingenieur als Vertragspartei kann eine natür-
liche Person sein, eine Rechtsgemeinschaft (z.B.
eine Kollektivgesellschaft X, Y & Z) oder eine ju-
ristische Person (z.B. X und Partner, Planer und
Ingenieure AG). Der Bauingenieurvertrag wird
rechtlich grundsätzlich gleich behandelt wie der
Architektenvertrag. Beide stellen Arten des Pla-
nungsvertrages dar.

Gesamthaft betrachtet, ist die Rechtsnatur der Pla-
nungsverträge umstritten. Diejenigen Leistungen,
welche Gegenstand des Vertrages zur Beurteilung
eines bestehenden Tragwerks bilden, sind jedoch
eindeutig auftragsrechtlicher Natur. Der Vertrag
des zur Beurteilung eines bestehenden Tragwerks
zugezogenen Fachmannes untersteht damit dem
Recht des einfachen Auftrags nach OR 394ff.

Der Einfachheit halber bezeichnen wir im folgen-
den diesen Fachmann schlechthin als den Bau-
ingenieur, obwohl nicht jeder Bauingenieur Fach-
mann für die Beurteilung von bestehenden Trag-
werken ist, und auch wenn der Beauftragte aus-
nahmsweise einem anderen Berufsstand an-
gehören mag.

4.3.2 Die vertragliche Stellung des Bauin-
genieurs

Anders als bei den anderen Verträgen des Obli-
gationenrechts auf Leistung von Arbeit stehen sich
im einfachen Auftrag die beiden Vertragspartner
gleichberechtigt gegenüber.

Der Beauftragte ist nicht in die Arbeitsorganisation
seines Vertragspartners eingegliedert wie der Ar-
beitnehmer im Arbeitsvertrag, und er verfügt bei
der Erfüllung seiner Vertragspflichten über einen
grösseren Freiraum als der Unternehmer im Werk-
vertrag. Er bestimmt im Rahmen der getroffenen
Vereinbarung, insbesondere hinsichtlich des vom
Auftraggeber angestrebten Ziels, frei über die
Ausgestaltung und Abwicklung der von ihm über-
nommenen Tathandlungen. Kraft der bei ihm vor-
ausgesetzten Fachkenntnisse ist er der Herr der
Materie, während der Auftraggeber Herr des Ge-
schäftes ist und bleibt.

Ein Beziehungsfeld zweier Herren somit, ein Span-
nungsfeld par excellence. Ein Verhältnis, wurde oft
gesagt, das ein besonderes persönliches Vertrau-
en voraussetze und während der ganzen Vertrags-
dauer durch ein solches geprägt sei – eine unzurei-
chende Kennzeichnung, wie mir scheint. Ein kriti-
sches Vertrauen, ein Verhältnis produktiver Span-
nung, geeignet, Vertrauen zu schaffen, jedoch
ständiger Bewährung ausgesetzt: dies m.E. die
erforderliche Präzisierung, welche an der gängi-
gen Kennzeichnung vorzunehmen ist.

So betrachtet, erscheint die vieldiskutierte, vom
Bundesgericht als zwingend erachtete Bestim-
mung von OR 404 I über die jederzeit mögliche
einseitige Beendigung des Auftrags sinnvoll und
berechtigt.

4.3.3 Sorgfaltspflicht und Sorgfalts-
haftung

Nach dem oben Gesagten schuldet der Beauf-
tragte Arbeit. Sie muss zielgerichtet, erfolgsbe-
zogen und vollwertig sein. Er hat nicht dafür ein-
zustehen, dass der angestrebte Erfolg nicht eintritt,
jedoch dafür, dass seine Arbeit und/oder seine
damit verbundenen Handlungen von min-
derwertiger Qualität waren und dadurch ein Miss-
erfolg eingetreten ist, der adäquat kausal zu einem
Schaden geführt hat. Die Ursache dieses Misser-
folges heisst in der Rechtssprache Unsorgfalt.

Unsorgfalt hat zwei Aspekte: Sie ist objektiv eine
Vertragsverletzung und beinhaltet subjektiv ein
Verschulden (Fahrlässigkeit). Der Beauftragte ver-
pflichtet sich zu objektiv sachgemässem Verhalten
und subjektiv zu einem darauf gerichteten Denken
und Wollen. Sein Einstehenmüssen für Unsorgfalt
ist Vertragshaftung und Verschuldenshaftung.
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Zur Beurteilung, ob eine Vertragsverletzung vor-
liegt und worin sie besteht, sind die allgemeinen
obligatorischen Haftungsnormen, die Bestim-
mungen des konkret vorliegenden Vertrages so-
wie allenfalls vorformulierte Vertragsbestimmun-
gen heranzuziehen, welche von den Parteien zum
Bestandteil ihres individuellen Vertrages gemacht
worden sind. Unter diesen sind die Ordnungen SIA
die häufigsten, doch sind gegebenenfalls auch zu
Vertragsbestandteilen erhobene Allgemeine Be-
dingungen des Auftraggebers zu beachten. – Die
vertragliche Haftung des Ingenieurs kann schliess-
lich auch mit einer Haftung aus unerlaubter Hand-
lung im Sinne von OR 41ff. konkurrieren.

Behauptet der Auftraggeber, der Beauftragte habe
eine Sorgfaltspflicht verletzt, so hat er die Be-
hauptung zu substanzieren, d.h. konkret darzule-
gen, worin sie bestand, und die Vertragsverletzung
nachzuweisen. Gelingt der Beweis, so steht dem
Beauftragten der Exkulpationsbeweis offen, d.h.
der Nachweis, dass ihn kein Verschulden trifft.

Die folgenden Abschnitte handeln von Sorgfalts-
pflichten, die insbesondere bei der Beurteilung
bestehender Tragwerke zu beachten sind.

4.3.4 Das Übernahmeverschulden

Darunter versteht man Verschulden und Unsorg-
falt des Fachmannes, der einen Auftrag annimmt,
ohne über die zu dessen erfolgreicher Besorgung
erforderlichen Fähigkeiten zu verfügen.

Die sachgerechte Beurteilung der Sicherheit be-
stehender Tragwerke setzt besondere theoretische
und praktische Kenntnisse in Baustofftechnologie,
Statik, Konstruktion und allenfalls weiteren, mit
der konkreten Aufgabe verbundenen Fachgebie-
ten voraus. Der Bauingenieur muss sich bei der
Annahme eines entsprechenden Auftrages selbst-
kritisch vergewissern, ob er diese Voraussetzun-
gen erfüllt.

Bei einem Grossteil der heute aktiven Bauinge-
nieure trifft dies nur dann zu, wenn sie sich seit
ihrem Studienabschluss einer systematischen
Weiterbildung unterzogen haben.

Das Übernahmeverschulden gilt nicht nur – wie
aus der Bezeichnung hervorgeht – als Verschul-
den, sondern gleichzeitig als Verstoss gegen die

bei der Erfüllung geschuldete Sorgfalt und damit
als Vertragsverletzung.

Konsequenterweise müsste somit der Bauinge-
nieur, um dem beschriebenen Übernahmever-
schulden nicht zu verfallen, den Auftrag zur Beur-
teilung eines bestehenden Tragwerks ablehnen,
wenn es ihm an den dazu erforderlichen Fähigkei-
ten mangelt. Praktisch sind jedoch Fälle häufig, wo
auch der seriöse Fachmann vor diesem Schritt
zurückschreckt. So z.B. dann, wenn die geforderte
Beurteilung lediglich einen Teil eines umfassende-
ren Auftrages darstellt, oder dann, wenn sich erst
im Verlaufe der Beurteilung Sonderprobleme stel-
len, welche den Beauftragten überfordern. Die
Rechtsordnung stellt hier Institute zur Verfügung,
die dem Bauingenieur dienlich sein können.

4.3.5 Hilfspersonen und Substitute

Verfügt der Beauftragte über die erforderlichen
Fähigkeiten persönlich nicht oder nur zum Teil, so
mag er sich zunächst fragen, ob er ergän-
zungsweise und zu seiner Unterstützung eine
Hilfsperson einsetzen kann, z.B. einen Mitarbeiter
seiner eigenen oder der sie beide umfassenden
Arbeitsorganisation, einen «freien Mitarbeiter»
oder ein selbständiges Unternehmen wie ein Bau-
labor.

Die Hilfsperson erbringt ihre Leistung unter Auf-
sicht und Leitung des Beauftragten. Die Befugnis
zum Beizug einer Hilfsperson ist beim Bauinge-
nieur weitgehend zu bejahen, solange deren Tä-
tigkeit im Rahmen des erteilten Auftrages als un-
tergeordnet betrachtet werden kann. Allerdings
sind zwei Besonderheiten zu beachten:

Der Beauftragte haftet dem Auftraggeber kausal
für das Fehlverhalten seiner Hilfsperson, d.h. er
muss dafür einstehen, wie wenn er persönlich
unsorgfältig gehandelt hätte.

Der Beizug einer Hilfsperson in der soeben um-
schriebenen Weise ist im vornherein unzulässig,
wenn der Bauingenieur ein bestehendes Tragwerk
in der Eigenschaft eines Gerichtsexperten zu beur-
teilen hat.

Von der Hilfsperson im oben umschriebenen Sinn
zu unterscheiden ist der vom Beauftragten einge-
setzte Substitut. Dieser rückt in die Verantwortung
des Beauftragten ein und handelt selbständig. Der
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Beizug eines Substituten bedarf deshalb der Zu-
stimmung des Auftraggebers.

Mit dem unbefugten Beizug eines Substituten be-
geht der Beauftragte eine Vertragsverletzung und
haftet dem Auftraggeber wie für eine Hilfsperson.
War er zum Beizug befugt, reduziert sich seine
Haftung auf gehörige Sorgfalt bei Auswahl und
Instruktion des Substituten.

4.3.6 Das Experten-Kollegium

Als Ausgangspunkt diene Figur 2.2 (siehe Kap.2):
Zeigt der aus Auftrag II hervorgegangene Bericht II
des beauftragten Ingenieurs, dass der Entscheid
über das weitere Vorgehen mit schwerwiegenden
Konsequenzen verbunden ist, so sieht sich der
Entscheidungsträger (Geschäftsleitung eines Un-
ternehmens, politische Behörde) oft veranlasst,
die fachliche Entscheidungsgrundlage zu verstär-
ken. Zu diesem Zweck stellt er dem beauftragten
Ingenieur ein Experten-Kollegium bei, das wir im
folgenden als EK bezeichnen.

Der Abschnitt handelt von der Rechtsstellung, den
hauptsächlichen Rechten und Pflichten und der
Haftung des EK. Es folgen Hinweise zur Gestaltung
des Expertenauftrags und schliesslich einige Be-
merkungen zum Verhältnis zwischen EK und be-
auftragtem Ingenieur.

a) Rechtsstellung des EK

Das EK wird im Rechtsverhältnis des einfachen
Auftrags nach OR 394ff. tätig, somit nach Privat-
recht, gleichgültig, ob es sich beim Vertragspart-
ner um eine Person des Privatrechts oder einen
Träger der öffentlichen Verwaltung handelt.

Nicht im vornherein klar ist, ob die Mitglieder des
EK eine Mehrzahl von Personen darstellen, welche
den Auftrag im Sinne von OR 403 II ge-
meinschaftlich übernommen haben, oder um eine
einfache Gesellschaft nach OR 530ff. Mass-
gebendes Unterscheidungskriterium ist der Wille
der Mitglieder, sich zur gemeinsamen Verfolgung
des Auftragszwecks zu vereinigen. In der Benen-
nung als Kollegium liegt ein Hinweis darauf, dass
dieser Wille vorauszusetzen ist, doch ist dem EK im
Sinne der Klarstellung zu empfehlen, die Rechts-
form auch ausdrücklich zu vereinbaren. Im folgen-
den gehen wir davon aus, dass es sich beim EK um
eine einfache Gesellschaft nach OR 530ff. handelt.

Zum Zustandekommen genügt ein formfreier Ver-
trag oder auch blosses konkludentes Verhalten.

Die einfache Gesellschaft ist eine Rechtsgemein-
schaft und verfügt als solche, im Unterschied zur
Körperschaft, über keine eigene Rechtspersön-
lichkeit. Nach OR 530 I können ihre Mitglieder
natürliche oder juristische Personen sein. Beim EK
ist jedoch zu beachten, dass es sich um ein Kolle-
gium von Experten handelt. Ein solcher ist immer
eine natürliche Person: Denn seine (fachbezogene)
Urteilskraft steht im Mittelpunkt der «natürlichen
Eigenschaften des Menschen» nach ZGB 53, auf
welche es bei der Expertentätigkeit notwendiger-
weise ankommt.

Damit lässt sich die Rechtsstellung des EK wie folgt
kennzeichnen: eine einfache Gesellschaft von na-
türlichen Personen, die vom selben Auftraggeber
einen gleichlautenden Auftrag je einzeln, aber zur
gemeinschaftlichen Bearbeitung übernommen
haben.

b) Rechte und Pflichten des EK

Rechte und Pflichten ergeben sich einerseits aus
dem Recht des einfachen Auftrags, anderseits aus
dem Recht der einfachen Gesellschaft.

Auftragsrechtlich steht die Sorgfaltspflicht im
Vordergrund. Im Vergleich zur Sorgfaltspflicht des
beauftragten Ingenieurs umfasst diejenige des
Experten auch Fähigkeit und Willen, die vor-
liegende Arbeit seines Fachkollegen objektiv, un-
befangen und zugleich kritisch zu würdigen und zu
beurteilen.
Gesellschaftsrechtlich steht die Pflicht im Vor-
dergrund, den erteilten Expertenauftrag mit ge-
meinsamen Kräften und Mitteln zu erfüllen. Jedes
EK-Mitglied hat demnach einen gleichrangigen,
jedoch nicht unbedingt gleichartigen Beitrag zu
leisten. Die Arbeit kann somit innerhalb des Kolle-
giums fach- und leistungsspezifisch aufgeteilt wer-
den. Doch müssen die einzelnen Beiträge genü-
gend transparent sein, um jedem Kollegen eine
kompetente gutachtliche Stellungnahme zur Ge-
samtheit der dem EK gestellten Fragen zu ermög-
lichen.

Schliesslich ergeben sich Rechte und Pflichten aus
der Durchdringung von Auftrags- und Gesell-
schaftsrecht. So setzt der Beizug von Substituten
nicht nur die Befugnis von seiten des Auf-
traggebers voraus. Auch die Zustimmung sämt-
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licher EK-Mitglieder ist wohl unerlässlich, denn der
Beizug eines Substituten kann praktisch auf einen
Gesellschafterwechsel (OR 542) hinauslaufen.

Die gutachtliche Stellungnahme des EK ist ein
Gesellschaftsbeschluss im Sinne von OR 534 I und
erfordert, mangels anderer Abrede innerhalb des
EK, Einstimmigkeit. Angesichts der hier vorausge-
setzten grossen Konsequenzen für seine Ent-
scheidbildung ist der Auftraggeber am einstimmi-
gen Zustandekommen der gutachtlichen Stellung-
nahme interessiert. Erzwungen werden kann Ein-
stimmigkeit selbstredend nicht, denn dadurch
würden die Persönlichkeitsrechte der EK-Mitglie-
der verletzt. Anzustreben im Hinblick auf die Ziel-
setzung des Expertenauftrages – Lieferung einer
breit abgestützten Grundlage für die weiteren Ent-
scheidungen des Auftraggebers – ist jedoch zu-
mindest der Konsens, als elastischere Form der
Einstimmigkeit.

Droht ein solcher zu scheitern, ist der Erfolg des
Expertenauftrages in Frage gestellt. Aufgrund von
OR 400 I ist das EK bereits dann verpflichtet, den
Auftraggeber über den sich abzeichnenden Dis-
sens zu informieren und um ergänzende Wei-
sungen nachzusuchen.

c) Haftung des EK

Als einfache Gesellschaft haften die EK-Mitglieder
je einzeln für Nicht- oder nicht richtige Erfüllung
des Expertenauftrags primär, ausschliesslich und
unbeschränkt. Zudem haften sie nach OR 544 III
solidarisch. Es ist dem Auftraggeber nicht zuzumu-
ten, den eigentlichen Urheber des unrichtig erfüll-
ten Auftragsteils ausfindig zu machen. Vielmehr
kann er seinen ganzen Schadenersatzanspruch
gegen jedes EK-Mitglied erheben, an das zu wen-
den ihm beliebt.

d) Gestaltung des Expertenauftrags

Der erste Hinweis zur Gestaltung des Experten-
auftrags gilt der Partnerwahlfreiheit, der den
Rechtssubjekten im Rahmen der Vertragsfreiheit
eingeräumten Befugnis, ihre Vertragspartner sel-
ber zu wählen. – Bei der Bestellung des EK ist
ausserdem zu beachten, dass sie eine einfache
Gesellschaft bilden sollen – eine Mehrzahl von
Fachleuten, die sich zur gemeinsamen Verfolgung
des Zwecks vereinigt, dem Auftraggeber mit ge-
meinsamen Kräften die fachliche Grundlage zur
Fällung eines mit schwerwiegenden Folgen be-

frachteten Entscheides zu liefern. Im Unterab-
schnitt a) ist festgehalten, dass es dazu des ent-
sprechenden Willens der EK-Mitglieder bedarf.
Dabei stützt sich die Rechtslehre auf den la-
teinischen Fachausdruck der affectio societatis.
Dieser bezeichnet mehr als etwa nur den «guten
Willen» zur Zusammenarbeit, sondern bringt zum
Ausdruck, dass die Mitglieder von der gemeinsa-
men Zweckverfolgung «angetan sein» sollen. Das
affektive Element des Willens, die Lösung einer
schwierigen Aufgabe gemeinschaftlich zu erar-
beiten, kann für den Erfolg entscheidend sein. Die
zweckdienliche Ausübung der Partnerwahlfreiheit
durch den Auftraggeber umfasst daher in seinem
Interesse auch die möglichst sorgfältige Abklä-
rung, ob die in Aussicht genommenen EK-Mitglie-
der im beschriebenen Sinn «gesellschaftsfähig»
sein können.

Mit dem zweiten Hinweis soll daran erinnert wer-
den, dass das EK Auftragsempfänger ist. Es steht
einem Auftraggeber gegenüber, der befugt ist,
seine Arbeit jederzeit durch Weisungen zu steuern.
Die Ausübung der Weisungsbefugnis durch einen
fachlichen (absoluten oder relativen) Laien, der
sich der geballten Fachkompetenz und den von
Berufs wegen kritischen Blicken eines EK gegen-
übersieht, ist nicht einfach. Die aufkeimende
Scheu kann zur Blockierung oder zur Entgleisung
führen, und beides gefährdet den Erfolg des Auf-
tragszwecks. – Es empfiehlt sich deshalb, die
Pflicht zu regelmässiger Berichterstattung, veran-
kert in OR 400 I, auch vertraglich festzuschreiben.
Sie ist allgemein geeignet, die Vertrauensgrundla-
ge auszubauen, und verhilft insbesondere zur
rechtzeitigen Lokalisierung von Schwachstellen
innerhalb des EK und deren Beseitigung, allenfalls
durch Erweiterung des Kollegiums. Bei Erforder-
nis kann die periodische Berichterstattung ausge-
baut werden zur Erstattung von Zwischenberich-
ten. Statt den Auftraggeber unvorbereitet mit ei-
nem voluminösen Bericht zu konfrontieren, soll
ihm jedenfalls die kontinuierliche und schliesslich
reiflich erwogene Urteilsbildung nach Kräften er-
leichtert werden.

e) Verhältnis zwischen EK und beauftragtem
Ingenieur

Schliesslich ist auf Figur 2.2 Phase III zurückzu-
kommen, wonach der beauftragte Ingenieur zu-
sammen mit dem EK tätig zu werden hat. Das
angesprochene Zusammenwirken ist grundsätz-
lich anderer Art als dasjenige innerhalb des EK und
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als dasjenige zwischen diesem und dem Auftrag-
geber. Im Unterschied zu jenen beiden Verhältnis-
sen besteht zwischen beauftragtem Ingenieur und
EK kein Vertrag. Die Zusammenarbeit ist nichts
anderes als eine kooperativ auszuübende Aus-
kunftspflicht des beauftragten Ingenieurs an Drit-
te, in Befolgung einer ihm von seinem Auftragge-
ber erteilten Weisung. Der Pflicht steht das Anhö-
rungsrecht des beauftragten Ingenieurs gegen-
über. Ein Dreiecksverhältnis somit, gleichzeitig
gestützt durch gemeinsame und allenfalls gefähr-
det durch widerstrebende Interessen – jedenfalls
eine Herausforderung an alle, auf das gesetzte Ziel,
die Schaffung einer soliden fachlichen Entschei-
dungsgrundlage, hinzuarbeiten.

4.3.7 Benachrichtigungs- und allgemeine
Beratungspflicht

Die Inspektion, das Hineinschauen ist die erste
Phase bei der Beurteilung eines bestehenden Trag-
werks (siehe 4.3.1). Dabei – oder auch erst im
weiteren Verlauf der Beurteilung – zeigen sich dem
Fachmann oft neue Tatsachen oder Umstände.
Kann er nicht ausschliessen, dass deren Kenntnis
den Auftraggeber zur Änderung des Auftragsin-
halts, einzelner Weisungen oder sonstiger Disposi-
tionen veranlassen könnte, so ist der Beauftragte
zur Benachrichtigung verpflichtet. Besonders
wichtig sind in unserem Zusammenhang Feststel-
lungen des Beauftragten, welche Mehrkosten aus-
lösen, z.B. die Notwendigkeit oder Zweckmässig-
keit ursprünglich nicht vorgesehener Materialprü-
fungen.

Die Benachrichtigungspflicht führt weiter zur Be-
ratungspflicht. Deren Gegenstand ist schlichtweg
alles, was im weitesten Sinn geeignet ist, den mit
dem Auftrag angestrebten Erfolg zu fördern oder
den Vertragspartner vor Schaden im Zusammen-
hang mit dem Gegenstand des Auftrags zu schüt-
zen. Sie kann z.B. nach einem Bundesgerichtsurteil
auch die Pflicht einschliessen, angesichts beson-
derer Risiken dem Bauherrn zum Abschluss einer
Bauherrenhaftpflichtversicherung zu raten.

Dies zeigt, dass Inspektion mehr ist als Hinein-
schauen, sondern auch Umsicht erfordert. Sie be-
zieht, wie das erwähnte Urteil zeigt, auch die Um-
gebung oder Nachbarschaft ein.

Die Lehre geht noch einen Schritt weiter: Ist zu
vermuten, auch benachbarte Tragwerke könnten,

da gleichartig und gleichzeitig erstellt, ähnliche
Schäden aufweisen wie er sie am inspizierten Trag-
werk festgestellt hat und dadurch die Umgebung
gefährden, so habe der Bauingenieur dem Auf-
traggeber zu empfehlen, den Nachbarn eine ent-
sprechende Information zukommen zu lassen.
Dies in der Überlegung, den Auftraggeber im
Schadenfall vor nachbarrechtlichen Ersatzan-
sprüchen zu schützen.

4.3.8 Die Ablieferungspflicht

Sie bildet im Unterschied zu den Sorgfaltspflichten
eine Leistungspflicht. Ihr Gegenstand ist eine
Sachleistung, hier insbesondere die Pflicht des
Beauftragten, dasjenige herauszugeben, was er in
Erfüllung seines Vertrages geschaffen hat.

Im Vergleich mit anderen Aufgaben des Bauin-
genieurs kommt dieser Ablieferungspflicht bei der
Beurteilung bestehender Tragwerke zentrale Be-
deutung zu. Die Zustandsaufnahme und das Er-
gebnis der Beurteilung, oft aufgeteilt in Vorbericht
und Schlussbericht, sind dem Auftraggeber zu
dessen Bauakten abzuliefern.

Bei Aufträgen zur Beurteilung bestehender Trag-
werke ist die Ablieferungspflicht eine essentielle,
eine Hauptleistungspflicht. Im Unterschied z.B. zu
den Sorgfaltspflichten kann aufgrund von OR
107ff. direkt auf ihre Erfüllung und gegebenenfalls
zudem auf Schadenersatz geklagt werden.

In diesem Sinn haftet der Bauingenieur dem Auf-
traggeber für die Ablieferung seiner Arbeitser-
gebnisse in der vereinbarten Form und verein-
barten Frist.



IP BAU

52

Rechtliche Aspekte

4.4 Die rechtliche Zuordnung
der Tragwerksverstärkung
als materieller Leistung

4.4.1 Die Verstärkung als Reparatur oder
als Veränderung eines Tragwerks

Für die rechtliche Zuordnung eines Vertrages auf
Vornahme der Verstärkung eines Tragwerks ist es
ohne Belang, ob sie eine Reparatur darstellt oder
eine Veränderung zur Anpassung an neue Erfor-
dernisse. Beides fällt, gleich wie die Erstellung
eines Neubaus, unter das Werkvertragsrecht. Alles
wird von dem in OR 363 verwendeten Ausdruck
Herstellung eines Werkes umfasst.

Der Bauwerkvertrag ist eine der wichtigsten Er-
scheinungsformen des Werkvertrages.

4.4.2 Die Reparatur als Nachbesserung

Bei der Reparatur kann es darauf ankommen, wes-
halb sie zu erfolgen hat. Geht es bei der Verstär-
kung eines Tragwerks um die Behebung eines
Mangels im Rechtssinn – eines Planungs- oder
Ausführungsfehlers oder eines bei vertrags-
gemässem oder vorausgesetztem Gebrauch ent-
standenen Schadens –, so stellt sich die Frage, ob
die Reparatur eine Nachbesserung aufgrund gel-
tend gemachter Mängelrechte aus einem bereits
vorliegenden Bauwerkvertrag darstellt. Ist die Fra-
ge anhand des konkreten Vertrages, unter Beach-
tung auch der Verjährungsfristen, zu bejahen, so
hat der Unternehmer die Reparatur in Erfüllung
seiner Nachbesserungsschuld vorzunehmen.

4.5 DieTragwerksverstärkung
als Komplex von immate-
riellen und materiellen
Leistungen

4.5.1 Vorbemerkung

Mit der rechtlichen Zuordnung irgendwelcher Le-
benssachverhalte verhält es sich ähnlich wie mit
der Übersetzung eines Originaltexts in eine andere
Sprache. Die sinnvolle Übersetzung gelingt nur,
wenn der Übersetzer den Inhalt in der Origi-
nalsprache versteht.

Bei den vorliegenden Lebenssachverhalten geht
es um technische Inhalte. Solange wir die Trag-
werksverstärkung bloss als technisch/materielle
Leistung auffassten, bereitete ihre rechtliche Zu-
ordnung, die Umsetzung in die Rechtssprache kei-
ne Schwierigkeiten. Der Lebenssachverhalt war
ohne weiteres einsichtig, das entsprechende
Rechtsvokabular stand zur Verfügung.

Etwas anders verhält es sich, wenn wir die Trag-
werksverstärkung in ihrer Gesamtheit von imma-
teriellen und materiellen Leistungen betrachten.
Dieser Komplex von technischen Vorgängen ist ein
Lebenssachverhalt neueren Datums. Bevor wir
uns anschicken, ihn rechtlich zu erfassen, müssen
wir uns über seine Besonderheiten klar werden.

In diesem Kapitel versuchen wir deshalb, die Cha-
rakteristiken dieser technischen Sachverhalte, des
«faktischen Substrats», soweit herauszuarbeiten
und einsichtig zu machen, dass wir im folgenden
Kapitel die rechtliche Zuordnung mit ausreichen-
dem Sachverständnis vornehmen können. Wir
müssen dazu etwas weiter ausholen.

4.5.2 Planung und Ausführung im
allgemeinen

Überlegt man sich das Verhältnis zwischen Pla-
nung und Ausführung eines Bauwerks – jedes
Bauwerks, ob Neubau oder Umbau –, so erscheint
die Planung in erster Näherung als vorbereitende
Phase der Ausführung. Diese Betrachtung lässt
ausser acht, dass Planung die Ausführung nicht
nur vorbereitet, sondern auch begleitet. Zutreffen-
der versteht man deshalb die Planung als die gei-
stige Substruktur der körperlichen Erstellung. Der
Planer leistet das eine, der Unternehmer das ande-
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re. An die Stelle der zeitlichen tritt gemäss diesem
neueren Verständnis die leistungsorientierte Un-
terscheidung zwischen Planer und Unternehmer.
Besteht die Bauaufgabe in der Verstärkung eines
bestehenden Tragwerks, so lässt sich jedoch auch
diese «reinliche» Scheidung zwischen Planung
und Ausführung nicht aufrecht erhalten.

4.5.3 Materialprüfung und Stofflieferung

Die erste Komplikation ergibt sich aus dem Um-
stand, dass in ein bestehendes Tragwerk einge-
griffen werden soll. Nicht um irgendwelche Re-
paraturen oder Umbauten eines Bauwerks handelt
es sich, sondern um einen Eingriff in seine Grund-
struktur. Im wahrsten Sinne des Wortes steht und
fällt es mit dem Gelingen oder Misslingen des
geplanten Eingriffs. Die dabei von den Verantwort-
lichen zu treffenden Entscheide verleihen zwei Ar-
beitsbereichen ein höheres Gewicht als ihnen bei
den meisten anderen Bauaufgaben zukommt: der
Materialprüfung und der Materiallieferung.

Zu prüfen sind nicht nur die zum Einsatz vorge-
sehenen Werkstoffe, sondern vorerst die für die
Verstärkungsfähigkeit relevanten Materialeigen-
schaften des bestehenden Tragwerks. Das Er-
gebnis dieser Prüfung beantwortet zunächst die
Frage, ob das Tragwerk sich überhaupt zur Ver-
stärkung eignet, allenfalls unter der Bedingung
vorgängiger Instandsetzungs- oder Schutzmass-
nahmen. Ferner ergeben sich aus der Material-
prüfung Rückschlüsse auf die in Frage kommen-
den Verfahren zur Tragwerksverstärkung. Alsdann
liefert sie die zur Planung erforderlichen Aus-
gangsdaten.

Welche Materialeigenschaften im Hinblick auf die
drei Ziele geprüft werden sollen, ist vom Planer der
Tragwerksverstärkung zu bestimmen.

Zu liefern sind oft nicht Werkstoffe im herkömm-
lichen Sinn von Handelswaren, sondern Stoff-
systeme: Kombinationen, welche sich nicht bloss
unter den vorgesehenen Einwirkungen und Be-
triebsbedingungen bewähren müssen, sondern
auch die Gegebenheiten des bestehenden Bauteils
berücksichtigen und den spezifischen Umständen
des Einbaus Rechnung tragen. Das Produkt als
Stoffsystem ist das Ergebnis engen Zusammen-
wirkens von Planer, Stoff- und Werkhersteller, so-
mit von Ingenieur, Lieferant und Unternehmer. Als
Beispiel wären hier die Epoxidharzsysteme zu nen-

nen, welche beim Verkleben von Aussenbeweh-
rungen eingesetzt werden.

Die umschriebene Besonderheit der Bauaufgabe
«Tragwerksverstärkung» führt somit zur Aufwer-
tung zweier Tätigkeiten und ihrer Träger, der Ma-
terialprüfung und der Stofflieferung. Beide greifen
sowohl in die Ausführung wie die Planung ein. Die
Grenzen zwischen den beiden Hauptbereichen
verwischen sich.

4.5.4 Mitwirkung des Bauherrn

Planung und Ausführung jedes Bauvorhabens ver-
laufen innerhalb der Interessensphäre des Bau-
herrn. Er ist deshalb zu bestimmten typischen
Mitwirkungshandlungen berechtigt und verpflich-
tet.

Bei Tragwerksverstärkungen tritt eine besondere
Mitwirkungshandlung von erheblichem Gewicht
hinzu: die Formulierung der Betriebsbedingun-
gen, unter denen die Verstärkungsarbeiten vor-
zunehmen sind. Muss eine Brücke während ihrer
Verstärkung durchgängig oder teilweise befahrbar
sein? Soll der Kundenverkehr in einem Geschäfts-
raum, dessen Decke verstärkt wird, aufrecht erhal-
ten bleiben? Darf ein Tragwerk in einem Zug ver-
stärkt werden, oder sind die Arbeiten zu etappie-
ren? – Dies etwa die Fragen, vor die sich der
Bauherr gestellt sieht, und die ohne seine Mitwir-
kung nicht zu beantworten sind.

Er macht es sich oft zu leicht, wenn er solche
Fragen spontan beantwortet: denn mit zuneh-
mendem Druck der auferlegten Bedingungen
schrumpft der planerische Freiraum und steigen
die Baukosten. Die vertiefte Auseinandersetzung
mit der Tragweite seiner Entscheidung macht den
Bauherrn zum aktiv Mitwirkenden eines Op-
timierungsprozesses, von dem ihn auch sein Pla-
ner nicht dispensieren kann. Denn es ist am Bau-
herrn, die Kostenfolgen für seinen Betrieb abzu-
schätzen und in die Waagschale zu legen. In die-
sem Sinn wird der Bauherr zum mitwirkenden
Planer.

4.5.5 Ausführungsplanung

Die effiziente und konkurrenzfähige Ausführung
einer Tragwerksverstärkung übersteigt im allge-
meinen den Rahmen rein handwerklicher Tätig-
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keit. Sie beschränkt sich nicht darauf, mängelfreie
Arbeit nach den Weisungen des bauleitenden In-
genieurs zu leisten, sondern erfordert auch vom
Unternehmer ein nicht zu unterschätzendes Mass
und einen beträchtlichen Umfang selbständiger
planerischer Arbeit.

Wann setzt sie ein? – Idealerweise bereits in jenem
Stadium, da eine Rückkopplung von Zwischen-
ergebnissen auf die Planungsarbeit des Ingenieurs
möglich ist und sie zu befruchten vermag. Der
wechselseitige Input durch Ingenieur und Unter-
nehmer, unter Einbezug der Materialprüfer und
der Stofflieferanten und unter Mitwirkung des
Bauherrn, setzt einen Vorgang sukzessiver Nähe-
rung an die optimale Lösung der Bauaufgabe in
Gang.

So betrachtet, ist die Planung einer Tragwerks-
verstärkung mehr als die geistige Substruktur ihrer
körperlichen Ausführung. Vielmehr durchdringt
die Planung die Bauaufgabe als ganzes.

4.5.6 Die Herausforderung des Ingenieurs

Die Verstärkung eines bestehenden Tragwerks ist
ein «ganzes Bauwerk» im Sinne von Art. 3.3 (Ge-
samtleitung) der SIA Ordnung 103. Gemäss dieser
Ordnung wird der beauftragte Ingenieur grund-
sätzlich in drei Funktionen tätig:

• als Planer nach Art. 4.1 der Ordnung
• als Berater des Auftraggebers nach Art. 3.3.1
• als Vertreter des Auftraggebers nach Art. 3.3.1

Die Besonderheit, vor die sich der Ingenieur ge-
stellt sieht, liegt darin, dass der benötigte pla-
nerische Sachverstand und die entsprechenden
planerischen Kompetenzen nicht bei ihm allein
liegen. Wie wir gesehen haben, wirken idealer-
weise auch der Auftraggeber, den der Ingenieur zu
beraten hat, sowie der Unternehmer, demge-
genüber er den Auftraggeber zu vertreten hat,
planerisch mit.

Daraus ergibt sich für den Ingenieur eine beson-
dere Herausforderung: Er muss sich in der Er-
kenntnis bescheiden, dass er nicht alles besser
weiss, und dabei die ihm übertragene Gesamt-
leitung doch fest in der Hand behalten. Er muss
lernen, auch ein ad hoc und nicht notwendiger-
weise durch ihn selbst zusammengestelltes Team
partizipativ zu führen.

4.6 Die rechtliche Zuordnung
der Tragwerksverstärkung
als Leistungskomplex

4.6.1 Das Grundkonzept zur rechtlichen
Erfassung von Planung und Ausfüh-
rung

Im Bauwerkvertrag stehen sich zwei Parteien ge-
genüber: Der Bauherr als Besteller und der Un-
ternehmer als Hersteller des Werks. Nach der Vor-
stellung des Gesetzgebers liegt der Sachverstand
beim Unternehmer (dem «Baumeister»), und der
Bauherr lässt sich deshalb oft, um diesbezüglich
mit seinem Vertragspartner gleichzuziehen, durch
einen Sachkundigen, den Architekten (den «Ober-
baumeister») oder Bauingenieur, beraten und ge-
genüber dem Unternehmer vertreten.

Eine objektiv wesentliche Voraussetzung für das
Zustandekommen eines Werkvertrages ist die Be-
stimmtheit oder zumindest die Bestimmbarkeit
des zu erstellenden Werks. Dies bedeutet nichts
anderes, als dass es – zumindest bis zu demjenigen
Stand, der die Voraussetzung der Bestimmbarkeit
des Werks erfüllt – geplant sein muss. Die entspre-
chenden Leistungen bilden in der Regel Gegen-
stand eines oder mehrerer Planungsverträge
(Architekten- und/oder Ingenieurvertrag), den der
Bauherr abschliesst.

Die «rechtliche Konstruktion» von Planung und
Ausführung umfasst in seiner Grundanlage somit
den Werkvertrag zwischen Bauherr und Un-
ternehmer sowie den Planungsvertrag zwischen
Bauherr und Planer. Dieser hat drei Funktionen
wahrzunehmen: die Planung des Bauwerks, die
Beratung des Bauherrn und dessen Vertretung
gegenüber Dritten.

Zur Beratung ist anzumerken: sie ist einerseits
Element der planerischen Tätigkeit, indem sich die
Planung im Dialog mit dem Bauherrn abspielt.
Anderseits geht die Beratungspflicht über die Pla-
nung hinaus, indem sie schlechtweg alles umfasst,
was im weitesten Sinn geeignet ist, den mit der
Planung angestrebten Erfolg zu fördern oder den
Bauherrn vor damit zusammenhängendem Scha-
den zu bewahren. Diese weitergehende Bera-
tungspflicht des Planers verschmilzt im Planungs-
vertrag mit den planerischen Leistungen.

Eine Anmerkung schliesslich zur Vertretung. Sie ist
als Rechtsinstitut im Allgemeinen Teil des Obliga-
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tionenrechts, OR 32ff. geregelt und bezieht sich
dort auf den Abschluss des, und zwar gleichgültig
welchen, Vertrages. Die dort aufgestellten Grund-
sätze finden jedoch aufgrund der Verweisung von
ZGB 7 auch auf andere Normbereiche Anwen-
dung, so auch die Stellvertretung. Sie bewirkt,
dass der Vertreter nicht nur bei Abschluss des
Vertrages, sondern durch sein Handeln während
der Vertragsabwicklung die vertretene Vertrags-
partei berechtigt und verpflichtet.

Stellvertretung ist an zwei Voraussetzungen ge-
knüpft: die Ermächtigung des Vertretenen an den
Vertreter und Kundgabe des Vertreters an den
Dritten.

Die Ermächtigung begründet eine Vertretungs-
macht. Ihr Inhalt und Umfang hängt vom Willen
des Vertretenen ab und wird im Vertrag festgelegt,
aufgrund dessen der Vertreter tätig wird. Ist dieser
Vertrag ein einfacher Auftrag nach OR 394ff. so ist
darin nach OR 396 II – wenn nichts anderes verein-
bart – auch die Ermächtigung zu den Rechtshand-
lungen enthalten, die zu dessen Ausführung gehö-
ren. Was «dazugehört», bleibt offen (sog. offener
Rechtsbegriff) und bedarf der Auslegung des kon-
kreten Vertrages. Die Spezialbestimmung des Auf-
tragsrechts erweitert jedoch die Vertretungsmacht
grundsätzlich gegenüber den anderen Vertragsar-
ten.

4.6.2 Die Einordnung der Tragwerks-
verstärkung in das rechtliche
Grundkonzept

Zunächst fällt auf, dass das Grundkonzept, wie es
soeben beschrieben wurde, durchaus auch für die
Verstärkung bestehender Tragwerke taugt, ob-
wohl es sich dabei um eine doch sehr spezielle Art
von Bauwerken und Planungsgegenständen han-
delt.

Die ganze rechtliche Abwicklung von Planung und
Ausführung mündet, trotz ihrer im vorange-
gangenen Kapitel beschriebenen Verflechtungen,
in einen Werkvertrag zwischen Besteller und Un-
ternehmer.

Kommt hinzu, dass das gesamte Werkvertrags-
recht nach OR 363ff. dispositiven Charakter auf-
weist. Dies bedeutet, dass davon abweichende
einzelvertragliche Abreden, sofern sie sich im Rah-
men der allgemeinen Schranken der Rechts-

ordnung und übergeordneter Gesetzesbestim-
mungen bewegen, die werkvertraglichen Be-
stimmungen OR 363ff. verdrängen. Der dispositi-
ve Charakter des gesetzlichen Werkvertragsrechts
verleiht dem rechtlichen Grundkonzept eine be-
deutende zusätzliche Elastizität.

Davon macht die Baupraxis ausgiebig Gebrauch.
Einerseits nutzen Vertragsparteien den Spielraum
für Einzelabreden, anderseits greifen sie zurück auf
vorformulierte Normpakete. Deren wichtigstes ist
die SIA Norm 118. Alternativ oder zusätzlich gelan-
gen sog. allgemeine Bestimmungen häufig bauen-
der Gemeinwesen, öffentlicher Betriebe und priva-
ter Unternehmungen zur Anwendung. Allen die-
sen vorformulierten Abreden ist gemeinsam, dass
sie nur dann gelten, wenn sie von den Parteien zum
Gegenstand ihres Einzelvertrages gemacht wor-
den sind. Sie weisen Charakter und Rechtsnatur
von Allgemeinen Geschäftsbedingungen auf.
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4.7 Die rechtliche Stellung
des Ingenieurs als Planer
der Tragwerksverstärkung

4.7.1 Der Ingenieur als Partner eines Pla-
nungsvertrages

Erinnern wir uns zunächst daran, dass es den
Planer «braucht», sofern und weil in der Regel die
erforderlichen Fachkenntnisse beim Bauherrn
nicht vorhanden sind und er deshalb im vertrag-
lichen Verhältnis zum Unternehmer am kürzeren
Hebelarm sitzen würde.

Dass der Bauherr – der Private in der Arbeitsor-
ganisation seines Unternehmens oder ein Ge-
meinwesen in einer Verwaltungsabteilung – über
genügend Fachkenntnisse verfügt und sie für die
konkrete Planungsaufgabe auch einbringt, ist eher
die Ausnahme. Im folgenden beschränken wir uns
auf den Regelfall.

Der Bauherr, der ein bestehendes Tragwerk ver-
stärken lassen will, wird aus dem eingangs ge-
nannten Grund einen Ingenieur beiziehen und mit
ihm einen Vertrag abschliessen. Der Bauherr ist
dann Partner zweier Verträge, des vorgehend dar-
gestellten Werkvertrages und des Planungs-
vertrages, auf den nun kurz einzugehen ist.

Inhalt eines Planungsvertrages im Bauwesen sind
immaterielle Leistungen, darauf gerichtet, die
materielle Herstellung, Änderung oder Reparatur
eines Bauwerks oder eines Teils desselben zu er-
möglichen. Der Vertrag zur Planung der Ver-
stärkung eines bestehenden Tragwerks ist ein In-
genieurvertrag und, innerhalb dieser Vertragsart,
in der Regel ein Gesamtvertrag, umfassend die
Kernbereiche Projektierung, Ausschreibung, Plan-
bearbeitung und Bauleitung.

Der Ingenieur- und der Architektenvertrag sind –
im Unterschied zum Werkvertrag des Unterneh-
mers – gesetzlich nicht geregelt. Ihre Rechtsnatur
ist in Lehre und Rechtsprechung umstritten. Hin-
sichtlich des Gesamtvertrages stehen sich zwei
Meinungen entgegen. Nach der einen wird er als
ein Vertrag eigener Art, gemischt aus werkvertrag-
lichen und auftragsrechtlichen Elementen, qualifi-
ziert, nach der anderen als einfacher Auftrag. Diese
Auffassung, der sich der Verfasser anschliesst,
scheint in letzter Zeit die Oberhand zu gewinnen,
und sie liegt den nachstehenden Ausführungen
zugrunde.

Demnach wird der Ingenieur, der eine Trag-
werksverstärkung plant, rechtlich als Beauftragter
des Bauherrn im Sinne von OR 394ff. tätig. Das
Rechtsverhältnis deckt grundsätzlich alle drei
Funktionen, Planung, Beratung und Vertretung des
Bauherrn, ab.

4.7.2 Der Ingenieur im Totalunternehmer-
vertrag

Der Bauherr kann sich zur Realisierung einer Trag-
werksverstärkung auch einer anderen Organisa-
tionsform bedienen und anstelle der genannten
beiden Verträge – Auftrag an Ingenieur, Werkver-
trag mit Unternehmer – einen einzigen Vertrag
schliessen, den Totalunternehmervertrag. Dieser
wird nach übereinstimmender Lehre und Recht-
sprechung als Werkvertrag qualifiziert. Die Pla-
nung geht sozusagen in der Herstellung auf, die
Herstellung assimiliert die Planung und bestimmt
die Rechtsnatur der Gesamtheit «Planung + Her-
stellung». Die Stellung des Ingenieurs im Total-
unternehmervertrag, im Werkvertrag, hängt von
der Rechtsform ab, die sich der Totalunternehmer
gegeben hat.

Entweder handelt es sich um eine Unternehmung,
deren Geschäftszweck Planung und Herstellung
umfasst, z.B. eine auf die Verstärkung von Tragwer-
ken eingerichtete Bauunternehmung mit eigener
Ingenieurabteilung. Dann ist der zuständige Inge-
nieur als Arbeitnehmer in die Organisation seines
Arbeitgebers eingegliedert. Dieser allein ist Ver-
tragspartner des Bauherrn.

Oder eine beliebige Bauunternehmung tritt als
Totalunternehmer auf und zieht einen freierwer-
benden Ingenieur für die Planung bei. Dieser wird
dann im einfachen Auftrag tätig, jedoch nicht als
Vertragspartner des Bauherrn, sondern des Total-
unternehmers.

Oder es schliessen sich selbständiges Bauunter-
nehmen und freierwerbender Ingenieur ad hoc zu
einer ARGE, einer Arbeitsgemeinschaft zusam-
men, die als Vertragspartnerin des Bauherrn auf-
tritt. Der so konstituierte Totalunternehmer ist
rechtlich eine einfache Gesellschaft nach OR 530ff.
Die Rechte und Pflichten des Ingenieurs ergeben
sich dann, im Rahmen des Rechtes der einfachen
Gesellschaft, aus dem Gesellschaftsvertrag. Mei-
stens liegt die Geschäftsführung der Gesellschaft
nicht beim Ingenieur.
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4.7.3 Die beiden Organisationsformen im
Vergleich

Der beschriebene Totalunternehmervertrag in sei-
nen drei Erscheinungsformen bringt dem Bau-
herrn grundsätzlich eine Vereinfachung bei der
Abwicklung der Tragwerksverstärkung: er hat nur
einen Vertragspartner. Im Streitfall erübrigt sich
die Aussonderung, ob ein Verschulden im Bereich
der Planung oder der Ausführung vorliegt. Die
Vertragskonstruktion, bei der die Planung in der
Herstellung sozusagen aufgeht, trägt insbesonde-
re den in Kap. 4.5 ausgeführten Fakten Rechnung,
dass sich die Grenzen zwischen Planung und Aus-
führung einer Tragwerksverstärkung verwischen.
– Die Vereinfachung der rechtlichen Konstellation
hat jedoch ihren Preis.

Der Bauherr erkauft sie sich einmal durch die Preis-
gabe der beiden Bereiche Beratung und Vertre-
tung, die nur im direkten Auftragsverhältnis zwi-
schen Bauherr und Ingenieur «automatisch» abge-
deckt sind. Wie ist der Stellenwert dieser Preisgabe
zu beurteilen, und wie kann ihr entgegengewirkt
werden?

Das Beratungsverhältnis enthält neben der aus-
schlaggebenden sachlichen ein nicht zu ver-
nachlässigendes persönliches Element, die «glei-
che Wellenlänge». Dazu tritt eine organisatorische
Komponente: der «direkte Draht» zur Person des
Beraters kann trotz vertraglicher Bindung zu wün-
schen übrig lassen, und er kann auch ohne formel-
le Vertragsbindung funktionieren. Es liegt am Bau-
herrn abzuschätzen, in welcher Organisationsform
er für sein Bauvorhaben die besseren Vorausset-
zungen sachlicher, persönlicher und organisatori-
scher Natur vorfindet.

Die Vertretung gegenüber Dritten, soweit sie in der
Form des Totalunternehmers noch erforderlich ist,
kann und soll im entsprechenden Vertrag geregelt
werden.

Als mögliche Ersatzlösungen bieten sich der Bei-
zug eines Baubegleiters im Sinn einer Stabstelle
oder eines Bautreuhänders im Sinn einer vor-
wiegend administrativen Kontrollinstanz an. Zur
fachlichen Kontrolle der Ingenieurleistungen kann
– in beiden Organisationsformen – ein Prüfinge-
nieur beigezogen werden.

Mit der Preisgabe der direkten Beauftragung des
Ingenieurs geht der Bauherr sodann seines sehr

weitgehenden Weisungsrechts verlustig, das ihm
im einfachen Auftrag nach OR 397 zusteht. An
seine Stelle tritt im Totalunternehmervertrag die
viel weniger weitgehende Befugnis nach OR 369
des Werkvertragsrechts. Es handelt sich dabei um
präzisierende Anordnungen darüber, wie der Un-
ternehmer bei der Ausführung des Werks im ein-
zelnen vorzugehen habe. Bei der Verstärkung ei-
nes bestehenden Tragwerks ist wohl davon auszu-
gehen, dass solchen Anordnungen zufolge man-
gelnden Fachwissens des Bauherrn im vornherein
sehr enge Grenzen gezogen sind. – Weisungen,
welche diesen praktisch illusorischen Rahmen
überschreiten, sind Bestellungsänderungen und
bedingen bei Tragwerksverstärkungen in der Re-
gel einen Abänderungsvertrag, somit den Aus-
tausch übereinstimmender Willenserklärungen.

Der im Totalunternehmervertrag auch in den pla-
nerischen Belangen festgeschriebene Inhalt er-
möglicht anderseits dem Bauherrn, sich durch
entsprechende Vertragsgestaltung besser gegen
Kosten- und Terminüberschreitungen abzusi-
chern. Voraussetzung ist allerdings, dass er nicht
durch Bestellungsänderungen während des Ver-
tragsablaufs seine Stellung wieder schwächt. Bei
Tragwerksverstärkungen kann dies insbesondere
dann eintreten, wenn er neue betriebliche Rand-
bedingungen stellt.

Totalunternehmerverträge werden oft dann be-
vorzugt, wenn der Bauherr nicht (massgeblich) in
einer Einzelperson verkörpert ist, sondern als pri-
vatrechtliche oder öffentlichrechtliche Körper-
schaft auftritt. Mit zunehmender Grösse und/ oder
Komplexität einer Bauaufgabe nehmen die Vortei-
le dieser Organisationsform zu. Dies zeigt auch ein
Blick auf das internationale Vergabewesen und
betrifft auch Tragwerksverstärkungen. Nach wie
vor ist jedoch die Daseinsberechtigung beider For-
men gegeben.

4.7.4 Rechtsfolgen bezüglich der
Ingenieurhaftung

Unter 4.7.1 wurde ausgeführt, dass der Pla-
nungsvertrag des Ingenieurs, bei Tragwerksver-
stärkungen in aller Regel ein Gesamtvertrag, von
Lehre und Rechtsprechung nicht einheitlich be-
handelt werden. Nach der einen Auffassung han-
delt es sich um einen einfachen Auftrag nach OR
394ff., nach der anderen um einen gemischten
Vertrag, der neben auftragsrechtlichen Elementen
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auch solche des Werkvertragsrechts nach OR
363ff. aufweist.

Für den Ingenieur ergibt sich aus dieser unge-
wissen rechtlichen Qualifikation seines Vertrages
eine Unsicherheit bezüglich seiner vertraglichen
Haftung. Gelangt ausschliesslich Auftragsrecht
zur Anwendung, untersteht er der Verschuldens-
haftung (siehe 4.1.5). Weniger einfach verhält es
sich im Werkvertragsrecht: die Haftung für Werk-
mängel ist eine Kausalhaftung, diejenige für Män-
gelfolgeschäden eine Verschuldenshaftung. Da-
her: Schliesst man sich der Auffassung an, der
Ingenieurvertrag zur Verstärkung eines Tragwerks
sei ein gemischter Vertrag, so haftet der Ingenieur
für Mängel an den werkvertragsrechtlich zu beur-
teilenden Teilleistungen, z.B. für fehlerhafte Aus-
führungspläne und Stücklisten kausal, d.h. auch
ohne Verschulden. Mängel am Tragwerk, welche
adäquat kausal durch Planfehler verursacht wur-
den, sind hingegen Mängelfolgeschäden der Plan-
fehler und unterliegen der Verschuldenshaftung.

Praktisch sind die haftungsrechtlichen Folgen der
Unsicherheit bei der rechtlichen Zuordnung der
Ingenieurverträge über Verstärkung von Tragwer-
ken nicht sehr bedeutend. Denn schwere Schaden-
fälle betreffen das Bauwerk selbst oder gehen von
ihm aus, und die Ingenieurhaftung setzt Verschul-
den voraus: auftragsrechtlich betrachtet ohnehin –
werkvertraglich deshalb, weil es sich um Mängel-
folgeschäden handelt.

Sinngemäss gilt dasselbe, wenn die Ingenieur-
arbeit zum Leistungsinhalt eines Totalunterneh-
mervertrages gemacht wird und deshalb, wie in
4.7.2 ausgeführt, insgesamt werkvertraglich zu
beurteilen ist.

4.8 Einzelfragen
4.8.1 Die Genauigkeit von Kostenangaben

Diese Formulierung ist dem Randtitel zu Art. 3.7
der SIA Ordnung 103 entnommen. Die Bestim-
mung hält zunächst fest, dass der Ingenieur den
Auftraggeber über Grundlagen und die Genauig-
keit von Kostenangaben zu informieren hat. Diese
Vertragspflicht ist Teil der allgemeinen Infor-
mationspflicht nach OR 400. Sie besteht deshalb
auch dann, wenn die SIA Ordnung 103 von den
Parteien nicht zum Vertragsinhalt gemacht worden
ist.

Alsdann stellt die SIA-Bestimmung Regeln über
die Toleranzgrenzen der Kostenangaben auf. Sie
variieren nach dem Stand der Planung. Zur Trag-
weite dieser Regeln ist einiges zu bemerken.

Zunächst ist festzuhalten, dass es sich nicht um
starre Regeln handelt, sondern um «règles indi-
catifs».

Die Regeln über die Toleranzgrenzen weisen die
Rechtsnatur von Tatsachenvermutungen auf. Die
daran interessierte Partei ist zum Beweis zu-
gelassen, dass die sie belastende Vermutung nicht
zutrifft. Man bezeichnet sie deshalb auch als An-
scheinsbeweis. Konkret steht somit dem Bauherrn
der Beweis zu, dass der Ingenieur die Kostenanga-
be unsorgfältig ermittelt hat, auch wenn diese
innerhalb der Toleranzgrenze liegt. Umgekehrt ist
der Ingenieur zum Beweis zugelassen, dass er
sorgfältig gehandelt hat, obwohl die Toleranzgren-
ze überschritten worden ist.

Die angeführte Bestimmung der SIA Ordnung ver-
wendet den Ausdruck: «Die Unterlagen ... ermög-
lichen in der Regel ...» Damit stellt sich die Frage,
welche Arten von Bauwerken Regelfälle darstel-
len. Ob auch Umbauten dazugehören, wird in Leh-
re und Rechtsprechung nicht einheitlich beantwor-
tet. Wie es sich diesbezüglich bei der Verstärkung
bestehender Tragwerke verhält, wurde m.W. noch
nie entschieden. Solche Planungsaufgaben sind
jedoch m.E. als qualifizierte Umbauten zu betrach-
ten. Sie greifen sozusagen ans Herz des bestehen-
den Bauwerks, rühren an seine Weiterexistenz. Mit
Bezug auf die Kosten kann sich dies darin äussern,
dass sich erst bei fortgeschrittenem Planungs-
stand oder während der Ausführung Befunde er-
geben, welche unvorgesehene Baumassnahmen
unausweichlich erscheinen lassen. Dies im Unter-
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schied zu Umbauten im allgemeinen, wo das Ko-
stenmanagement eher erlaubt, die Zügel hier et-
was zu lockern und dort zu straffen.

Angesichts der Dominanz von Sicherheit und Ge-
brauchstauglichkeit gehören deshalb Tragwerks-
verstärkungen hinsichtlich der Genauigkeit von
Kostenangaben nicht zu den Regelfällen von Um-
bauten und somit auch nicht zu den Regelfällen
von Gesamtbauwerken.

Umso grösseres Gewicht erhält damit die ein-
gangs erwähnte Informationspflicht. Sie umfasst
auch die Erläuterung der Gründe, welche die Ein-
haltung einer bestimmten Toleranzgrenze von Ko-
stenangaben in Frage stellen können. Meistens
liegen sie nicht im Bereich der Verstärkungs-
konstruktion selbst, sondern bei den vorgängigen
Instandsetzungsmassnahmen, die zur Verstär-
kungsfähigkeit des bestehenden Tragwerks zu er-
greifen sind. Oft ist eine genauere Veranschlagung
oder Schätzung solcher Sanierungskosten unter
der Bedingung möglich, dass der Bauherr in einem
frühen Planungsstadium einen höheren Aufwand
für Materialprüfungen in Kauf nimmt. Sich dar-
über, insbesondere über Kosten/Nutzen eines vor-
gezogenen Planungsaufwandes mit dem Bau-
herrn auszusprechen, weitet die Information des
Ingenieurs zur allgemeinen Beratung aus. Die
schliesslich resultierende Genauigkeit der Kosten-
angabe ist gemeinsam festzuhalten.

4.8.2 Stofflieferung und Mängelhaftung

Im Bauwerkvertrag müssen sich die Parteien auch
darüber einigen, welcher Vertragspartner, der Be-
steller oder der Unternehmer, die Baustoffe liefert.
Das Gesetz lässt beides zu. Sowohl das Werkver-
tragsrecht OR 363ff. wie das vorformulierte Ver-
tragsrecht SIA Norm 118 enthalten Regelungen für
beide Alternativen. Differenzierter lauten diese:
Entweder Lieferung durch den Besteller, sei es
direkt an den Unternehmer, sei es als Besorgung
durch den Unternehmer im Namen und auf Rech-
nung des Bestellers. Oder Lieferung durch den
Unternehmer, geeignet zur vertragsgemässen Er-
stellung des Werks, im übrigen jedoch frei hin-
sichtlich der engeren Stoffauswahl und der Be-
zugsquellen.

Gewissermassen zwischen den Alternativen liegt
eine weitere Möglichkeit: Lieferung durch den
Unternehmer, jedoch nach Weisung des Bestel-

lers. Bei der Verstärkung bestehender Tragwerke,
wo Stoffsysteme zur Anwendung gelangen – sei es
für die eigentliche Verstärkung, sei es für vorgängi-
ge Instandsetzungen – liegt die fachliche Zustän-
digkeit zur Bestimmung des Stoffsystems weitge-
hend beim Planer. Schliesst der Werkvertrag die
Planung ein – Totalunternehmervertrag –, stellen
sich diesbezüglich wenig Probleme, weil fachliche
Zuständigkeit und Stofflieferung auf Seiten des-
selben Vertragspartners liegen. Anders verhält es
sich, wenn der Planer im Auftrag des Bestellers
tätig ist. Als dessen Vertreter führt er die Ausschrei-
bung durch und bereitet die Arbeitsvergabe vor.
Sein Leistungsverzeichnis enthält Angaben zur
Stofflieferung, welchen der Charakter von Weisun-
gen des potentiellen Bestellers zukommt. Daraus
können sich Probleme der späteren Mängelhaf-
tung ergeben, auf die im folgenden einzugehen ist.

Stellt der Unternehmer bereits im Stadium der
Offertbearbeitung oder der Vertragsverhandlung
fest, oder müsste er feststellen, dass die Weisung
unzweckmässig ist, den Erfolg der Verstärkungs-
arbeiten somit in Frage stellen könnte, so trifft ihn
eine vorvertragliche Aufklärungspflicht. Verletzt er
diese, so handelt er wider Treu und Glauben und
wird dem Besteller gegenüber, als Ausfluss von
ZGB 2 I, für den daraus entstehenden Schaden
haftbar. Beharrt der Ausschreiber trotz erfüllter
Aufklärungspflicht auf seiner Weisung, so fallen
seine Mängelrechte als Besteller aus Werkvertrag
wegen Selbstverschulden dahin.

Macht der Unternehmer die oben beschriebene
Feststellung erst im Zuge der Vertragsabwicklung,
so trifft ihn in der Regel die Abmahnungspflicht
nach OR 369. Kommt er ihr nach, und beharrt der
Besteller auf seiner Weisung, so verschuldet er
einen daraus adäquat kausal entstehenden Werk-
mangel selbst, und der Unternehmer ist von seiner
Haftung befreit.

Ausnahmsweise tritt die Haftungsbefreiung auch
ohne Abmahnung ein, nämlich dann, wenn der
Unternehmer die Unzweckmässigkeit der Wei-
sung nicht erkannt hat und sie nach dem vor-
auszusetzenden Stand seines Fachwissens auch
nicht erkennen musste. Die Ausnahme gilt für den
«artisan local», den Unternehmer als reinen Hand-
werker, hat somit für Tragwerksverstärkungen nur
marginale Bedeutung.
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4.8.3 Langzeitbeobachtungen und Mängel-
rechte

Der Zeitpunkt der Ablieferung des Werks bestimmt
die Prüfungsfrist. Nach OR 367 I beginnt sie mit der
Ablieferung, nach Art. 158 Abs.2 der SIA Norm 118
innert Monatsfrist. Die Prüfungsdauer bestimmt
sich gemäss OR 367 I nach Verkehrsübung und
Tunlichkeit. Diese richtet sich u.a. nach der Art des
Werks. Bei Tragwerken kann die Prüfung Mess-
und Belastungsproben einschliessen. – Zusam-
menfassend ist zu sagen, dass die Prüfung bald-
möglichst nach der Ablieferung beginnen und von
relativ kurzer, aber im Rahmen des Vernünftigen
von grosszügig bemessener Dauer sein soll. Das
Ergebnis der Prüfung zeigt, ob und welche offenen
Mängel am Werk festgestellt worden sind.

Nun ist es bei Tragwerksverstärkungen oft mit den
oben und in der juristischen Literatur erwähnten
Mess- und Belastungsproben nicht getan. Auch
wenn die Prüfungsfrist grosszügig bemessen ist,
wird doch immer an relativ kurzfristig ablaufende
Prüfvorgänge gedacht. Ob ein verstärktes Trag-
werk die vorausgesetzte oder vertraglich um-
schriebene und vereinbarte Gebrauchsfähigkeit
aufweist, zeigt sich jedoch oft erst anhand von
Langzeitbeobachtungen, wie des Kriech- oder des
Verhaltens unter Wetter- oder anderen korrodie-
renden Einwirkungen. Die Beobachtungszeit er-
streckt sich über Jahre. Dabei sich offenbarende
Mängel sind geheime Mängel, mithin solche, die
bei der eingangs dargestellten Prüfung nicht er-
kennbar waren.

In rechtlicher Beziehung unterscheiden sich offene
und geheime Mängel hinsichtlich der Geneh-
migung des Werks und der Verwirkung der Män-
gelrechte.

Die Genehmigung des Werks ist eine Erklärung des
Bestellers, dass es frei von offenen Mängeln gelten
soll. Er verwirkt damit seine Mängelrechte hin-
sichtlich der offenen, jedoch nicht der geheimen
Mängel. Entdeckt er in der Folge geheime Mängel
aufgrund von Langzeitbeobachtungen, so ist er
nach OR 370 III verpflichtet, sie sofort anzuzeigen.
Unterlässt er es, verwirkt er auch diese Mängel-
rechte.

Nicht verwirkte, somit nicht untergegangene Män-
gelrechte verjähren (zu Begriff und Wesen der
Verjährung siehe 4.8.5). Wird für verjährte Rechte
geklagt, kann der Beklagte die Einrede der Verjäh-

rung erheben. Die Verjährungsfrist beträgt für alle
Mängelrechte nach OR 371 oder Art. 180 der SIA
Norm 118 fünf Jahre nach Ablieferung/Abnahme
des Werks (Ausnahme: Zehn Jahre für Mängel, die
der Unternehmer absichtlich verschwiegen hat).
Die zitierten Bestimmungen sind dispositiv, kön-
nen somit von den Vertragsparteien verkürzt oder
verlängert werden, dies gemäss OR 127 jedoch
höchstens auf zehn Jahre.

Bei Tragwerksverstärkungen ist im Zusammen-
hang mit der geplanten Gebrauchsdauer vor Ver-
tragsabschluss zu überlegen, ob die fünfjährige
Verjährungsfrist für geheime Mängel ausreicht.

4.8.4 Produktehaftpflicht

Entsprechend der in 4.1.3 gegebenen Begriffsbe-
stimmung verstehen wir unter Produktehaftpflicht
das zivilrechtliche Einstehenmüssen für die schäd-
lichen Folgen der Beschaffenheit eines Produktes.
Als Produkt gilt nach Art. 3 Abs.1a des neuen
Produktehaftpflichtgesetzes jede bewegliche Sa-
che, auch wenn sie einen Teil einer andern beweg-
lichen Sache oder einer unbeweglichen Sache bil-
det.

In 4.8.2 wurde auf die besondere Bedeutung der
Stofflieferung bei Tragwerksverstärkungen hin-
gewiesen. Oft stellen dabei eingesetzte Stoffe Pro-
dukte im Sinn von Stoffsystemen dar, die als Er-
gebnis engen Zusammenwirkens von Planer,
Stoff- und Werkhersteller geliefert werden. Wer
soll nun ins Recht gefasst werden können, und auf
welcher Anspruchsgrundlage ist dies möglich,
wenn ein Schaden auf die fehlerhafte Beschaf-
fenheit des Stoffsystems oder eines seiner
Bestandteile zurückzuführen ist?

Nicht immer besteht zwischen dem Geschädigten
und allen in Betracht fallenden Schädigern eine
vertragliche Beziehung. Die geeignete Rechts-
grundlage ist somit im Bereich der ausserver-
traglichen Schädigung zu suchen (siehe 4.1.3).

Gehen wir alsdann weiter zu 4.1.5, so stellen wir
fest, dass Haftungstatbestände, welche ein per-
sönliches Verschulden des Haftpflichtigen voraus-
setzen, offenbar zu kurz greifen. Den Bedürfnissen
einer hochgradig technisierten Gesellschaft ver-
mag nur eine Regelung auf der Grundlage der
Kausalhaftung zu genügen.
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Dies leistet das neue, seit 1. Januar 1994 geltende
Produktehaftpflichtgesetz PrHG. Es handelt sich
um ein Spezialgesetz, orientiert sich wesentlich an
den Grundsätzen der EG-Produkthaftungs-Richtli-
nie und steht im Rang eines obligationenrecht-
lichen Nebengesetzes (siehe 4.1.3).

Nach Art.1 Abs.1a haftet der Hersteller für Per-
sonenschaden, nach Abs.1b für Sachschaden – für
diese Schadensart jedoch nur, wenn eine Sache
beschädigt oder zerstört wird, die nach ihrer Art
gewöhnlich zum privaten Gebrauch oder Ver-
brauch bestimmt und vom Geschädigten haupt-
sächlich privat verwendet worden ist. Aufgrund
dieser Einschränkung fallen Mängel an einem ver-
stärkten Tragwerk wohl kaum in den Geltungs-
bereich des PrHG. Diesbezüglich bleibt der Ge-
schädigte auf die werkvertragliche Mängel-
haftung verwiesen.

Im Zusammenhang mit der Verstärkung beste-
hender Tragwerke konzentriert sich somit der An-
wendungsbereich des PrHG auf Personenschä-
den. Anspruchsberechtigt ist jede Person, welche
durch die fehlerhafte Sache einen direkten Scha-
den erlitten hat.

Das PrHG regelt die Haftung in ihrem Geltungsbe-
reich anhand einer grundlegend neuen Konzepti-
on. Das frühere Recht betrachtet das Problem der
Produktehaftpflicht vom Standpunkt des Herstel-
lers aus, der ein Produkt im Hinblick auf den be-
stimmungsgemässen Gebrauch herstellt und ver-
marktet. Vorwerfbar sind Fehler, die er bei diesen
Vorgängen begeht: bei der Konstruktion und Her-
stellung, bei der Instruktion oder in Verletzung
seiner Produktbeobachtungspflicht. Obwohl zur
Kausalhaftung fortentwickelt – man ist versucht zu
sagen emporstilisiert –, verbirgt sich hinter den
Fehlerkategorien eine Verschuldensvorstellung.
«Fehler», die von dieser Vorstellung nicht gedeckt
sind, die unvermeidlichen Ausreisser und die Ent-
wicklungsgefahren, werden von der Haftpflicht
nicht erfasst.

Anstelle des Herstellers geht das PrHG vom Stand-
punkt des Verwenders aus. Nach Art.4 Abs.1 ist ein
Produkt dann fehlerhaft, wenn es nicht die Sicher-
heit bietet, die man unter Berücksichtigung aller
Umstände zu erwarten berechtigt ist. Es folgt eine
nicht abschliessende Aufzählung solcher Umstän-
de. Die Zuordnung eines Fehlers in eine Kategorie
erübrigt sich. Der offene Rechtsbegriff der berech-
tigten Erwartung des Verwenders wird durch die

Rechtsprechung auszulegen sein. Zweifellos sind
dabei auch die vorauszusetzenden Fachkenntnisse
und Erfahrungen des spezifischen Benutzerkreises
in Erwägung zu ziehen.

Der Kreis der Haftungssubjekte ist weit gezogen. Er
umfasst nach Art.2 Abs.1 den Hersteller (End-
produkt, Grundstoff, Teilprodukt), den Quasiher-
steller (denjenigen, der seinen Namen, sein Wa-
ren- oder anderes Erkennungszeichen auf dem
Produkt anbringt und sich damit als Hersteller
ausgibt), grundsätzlich den Importeur und nach
Abs.2 sekundär jeden Lieferanten.

4.8.5 Die Verjährung vertraglicher Ersatz-
forderungen an den Ingenieur

Wie grundsätzlich jede Forderung, unterliegen
auch Ersatzforderungen der Verjährung. In der
Bauhaftpflicht kommt diesem Rechtsinstitut gros-
se Bedeutung zu. Der vorliegende Abschnitt han-
delt von Begriff und Wesen der Verjährung, von
den Verjährungsfristen und von der Wirkung der
Verjährung.

a) Begriff und Wesen der Verjährung

Eine Ersatzforderung ist das klagbare Recht einer
Person gegenüber einer oder mehreren anderen
auf Ersatzleistung. Die Verjährung tangiert nicht
das Recht als solches, sondern dessen Klagbarkeit.
Dem Rechtsinstitut der Verjährung liegt die Über-
legung zugrunde, im Interesse der Rechts-
sicherheit solle ein Gläubiger nicht unbeschränkt
lange warten dürfen, bis er zur Durchsetzung sei-
nes Rechts gegenüber einem Schuldner schreitet.
– Auch mit Eintritt der Verjährung fällt jedoch die
Klagbarkeit der Forderung nicht einfach dahin,
sondern sie wird der Bedingung unterworfen, dass
der Schuldner auf die Klage nicht die Einrede der
Verjährung erhebt. Anders gesagt: dem Recht des
Gläubigers einer verjährten Forderung wird im
Klagefall das Recht des Schuldners entgegenge-
stellt, Verjährungseinrede zu erheben. Durch die
Einrede wird das Recht des Klägers nicht beseitigt,
wohl aber seine Wirkung 'entkräftet'. In diesem
Sinn kann die Verjährung umschrieben werden als
Entkräftung einer Forderung durch Zeitablauf.

b) Verjährungsfristen

Wie wird nun dieser 'Zeitablauf' konkretisiert? Mit
anderen Worten: Wie lange ist die Verjäh-
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rungsfrist, und wann beginnt sie zu laufen? Die
gesetzliche Grundlage liefert OR 127 I: «Mit Ablauf
von zehn Jahren verjähren alle Forderungen, für
die das Bundeszivilrecht nicht etwas anderes be-
stimmt.» Die Verjährungsfristen beginnen mit der
Fälligkeit der Forderung zu laufen. Die Rechtslehre
bezeichnet die Zehnjahresfrist als die ordentliche,
die anderen als ausserordentliche Verjährungsfri-
sten.

Im Zusammenhang unserer Thematik, Beurtei-
lung und Verstärkung eines bestehenden Trag-
werks, müssen wir die Frage der Verjährungs-
fristen je getrennt betrachten.

Der Vertrag zur Beurteilung untersteht dem Recht
des einfachen Auftrags nach OR 394ff. (siehe
4.3.1). Es enthält keine 'andere Bestimmung' im
Sinne von OR 127 I. Der Ingenieur erfüllt seine
letzte Hauptleistung mit der Ablieferung seines
Schlussberichtes (siehe 4.3.8), und damit werden
die gegenseitigen Forderungen fällig. Somit gilt
für die Beurteilung eines bestehenden Tragwerks
die ordentliche Verjährungsfrist von zehn Jahren,
und sie läuft vom Tage der Ablieferung des
Schlussberichtes an. – Art 1.8 Zf.1 der SIA Ordnung
103 rekapituliert den Inhalt der gesetzlichen Rege-
lung.

Die rechtliche Zuordnung des Ingenieurvertrages
zur Verstärkung eines bestehenden Tragwerks ist
umstritten (siehe 4.7.1) und hängt überdies von
der Organisationsform ab, in welche die Inge-
nieurleistungen eingebunden sind (siehe 4.7.2 –
4.7.4). Unahängig von diesen Unbestimmtheiten
gilt jedoch bezüglich der Verjährung der Inge-
nieurleistungen grundsätzlich die Bestimmung
des Werkvertragsrechts OR 371 II, welche eine
ausserordentliche Verjährungsfrist von fünf Jah-
ren festlegt. Dieser gesetzlichen Bestimmung folgt
Art. 1.8 Zf.2 der SIA Ordnung 103.

Im Unterschied zu der im vornherein klaren
Rechtslage bei der Beurteilung bestehender Trag-
werke ergibt sich jedoch bei der Verstärkung eine
Komplikation: Das gesamte Werkvertragsrecht,
mithin auch OR 371 II, ist dispositiv (siehe 4.6.2),
d.h. es kann durch einzelvertragliche Abreden ge-
ändert werden, sofern sich diese im Rahmen der
allgemeinen Schranken der Rechtsordnung und
übergeordneter Gesetzesbestimmungen bewe-
gen. Für die Verjährungsfrist bedeutet dies, dass
die gesetzlich (dispositive) Fünfjahresfrist durch
die Vertragsparteien verkürzt oder – praktisch viel

bedeutsamer – verlängert werden kann bis höch-
stens zur 'ordentlichen' Frist von zehn Jahren.

Der von der Rechtordnung im Rahmen der Pri-
vatautonomie eingeräumte Freiraum spielt bei
Ingenieurverträgen eine grosse Rolle. Insbeson-
dere machen solche Verwaltungen und Unter-
nehmungen, die häufig bauen, von dieser Mög-
lichkeit dadurch Gebrauch, dass sie eigene vor-
formulierte Allgemeine Geschäftsbedingungen zu
Bestandteilen ihrer Ingenieurverträge erheben.
Darin figurieren etwa Bestimmungen, welche den
zeitlichen Rahmen für die haftpflichtrechtliche In-
anspruchnahme des Ingenieurs ausdehnen. Dies
kann entweder durch eine Verlängerung der Ver-
jährungsfrist erfolgen. Oder es wird durch eine
Vereinbarung bewerkstelligt, wonach die Fälligkeit
der Forderung und damit der Beginn der Verjäh-
rungsfrist hinausgeschoben werden, z.B. von der
Abnahme der Tragwerksverstärkung als Teil eines
Umbaus bis zur Abnahme des Umbaus als ganzen.

Dem Ingenieur als Partner eines Vertrages zur
Planung und Bauleitung einer Tragwerksverstär-
kung ist beim Eingehen solcher Bestimmungen zu
grösster Vorsicht zu raten, denn er läuft Gefahr,
seine Stellung im Schadenfall in zweierlei Hinsicht
entscheidend zu verschlechtern. Erstens deckt die
Berufshaftpflichtversicherung des Ingenieurs im
allgemeinen nur gesetzliche und nicht darüber
hinausgehende vertragliche Ansprüche. Sodann
wird der Grund unterlaufen, welcher den Gesetz-
geber seinerzeit bewog, in OR 371 II die Verjäh-
rungsfrist für die Planungsarbeit mit derjenigen für
die Herstellung zu synchronisieren: damit sollte
nämlich vermieden werden, dass der Planer allfäl-
lige Regressansprüche an den Unternehmer nicht
mehr geltend machen kann, weil Forderungen die-
sem gegenüber bereits verjährt sind. Dies ist auch
heute aktuell, indem die SIA 118 in Art. 180 Abs.1
– übereinstimmend mit dem OR – die Verjährung
der Mängelrechte des Bauherrn gegenüber dem
Unternehmer auf fünf Jahre festlegt.

c) Wirkung der Verjährung

Die Verjährung einer Forderung bewirkt das Recht
des Schuldners, dem Gläubiger, der die Forderung
einklagt, die Einrede der Verjährung entgegenzu-
halten. Ob der Schuldner von diesem Recht Ge-
brauch macht, ist ihm allein vorbehalten. Der Rich-
ter darf nach OR 142 die Verjährung nicht von
Amtes wegen berücksichtigen. Anderseits kann
der Schuldner auf die Einrede verzichten. Der Ein-
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redeverzicht spielt in der Bauhaftpflicht eine wich-
tige Rolle.

Die meisten Streitfälle um Ersatzforderungen aus
Ingenieurverträgen werden nämlich durch Ver-
gleich erledigt. Oft nehmen Vergleichsverhand-
lungen geraume Zeit in Anspruch, und die Er-
satzforderung des Bauherrn droht zu verjähren.
Um dies zu verhüten, bestehen zwei Möglichkei-
ten: Der Bauherr reicht gegen den Ingenieur Klage
ein, wodurch die Verjährungsfrist von Gesetzes
wegen unterbrochen wird. Oder der Ingenieur un-
terzeichnet eine Erklärung, wonach er während
einer bestimmten Zeit auf die Erhebung der Verjäh-
rungseinrede verzichtet. Diese Variante rettet die
Vergleichsverhandlungen über die Klippe der Ver-
jährung hinweg und bewahrt die Parteien während
der vereinbarten Zeit vor den Risiken und der
Eigendynamik der prozessualen Auseinanderset-
zung.
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5 Verstärkungssysteme

5.1 Verstärken ist nicht
immer «stärker» machen

Das Tragverhalten eines Bauteils beinhaltet immer
Kraft und Verformung. Wie für den Neubau gilt
auch für eine Verstärkung als Grundsatz, dass sich
ein Bruch durch frühzeitig erkennbare Verformun-
gen ankündigen soll. Nur dann ist eine Reaktion
auf ein drohendes Versagen rechtzeitig möglich.
Neben dem Gleichgewichtszustand ist der Duktili-
tät grösste Beachtung zu schenken.

Eine Einwirkung kann als Last, als aufgezwungene
Verformung oder als Impuls auftreten. Bei letzte-
rem ergibt sich eine direkte Abhängigkeit von Be-
anspruchung und Verformung.

Für viele Arten der Einwirkungen lässt sich eine
ungenügende Konstruktion durch Verstärkung des
Tragwerks in Odnung bringen.

Nicht immer ist jedoch eine solche Verstärkung
auch für aussergewöhnliche Einwirkungen im
Sinne von SIA 160 ebenfalls die richtige Lösung.
Bei aufgezwungenen Verformungen und Schwin-
gungen wird die Beanspruchung vom Verfor-
mungsverhalten des Tragwerks selbst direkt be-
einflusst. Es stellt sich vorrangig die Frage einer
zweckmässigen Anpassung der Tragwerksstei-
figkeit und des plastischen Verformungsvermö-
gens (Duktilität). Eine Versteifung der Konstruktion
erhöht z.B. die Eigenfrequenz des Tragwerks und
beeinflusst damit beträchtlich das Schwingungs-
verhalten. Oft ist die Abminderung der Tragwerks-
steifigkeit der bessere Weg. Im Zusammenhang
mit erdbebengefährdeten Bauwerken genügt der
statische Vergleich von Tragwiderstand und Ein-
wirkung nicht mehr.

Die Probleme der Sicherung von Tragwerken ge-
gen Anprall, Explosionen, Erdbeben, etc. ist recht
komplex und lässt sich hier nicht adäquat behan-
deln.

Die Schweizer Gruppe für Erdbebeningenieurwe-
sen und Baudynamik (SGEB) beschreibt in der
Dokumentation SIA D097 Verstärkungsmassnah-
men für erdbebengefährdete Bauwerke sehr aus-
führlich die wesentlichen Unterschiede bei der
Beurteilung bestehender Bauwerke bezüglich der
statischen Tragsicherheit und der Gebäude-
sicherheit in bezug auf Erdbeben-Einwirkungen.
Der interessierte Leser findet dort ebenfalls um-

fangreiche Hinweise auf Verstärkungsmassnah-
men und -systeme.

Wenn in dieser Dokumentation von Tragsicherheit
und von Verstärken von Tragwerken die Rede ist,
so sind darunter immer statische Probleme zu
verstehen.

5.2 Überblick über Verstär-
kungssysteme

Es existieren viele unterschiedliche Verstärkungs-
methoden. Verstärkt werden kann, indem mangel-
oder schadhafte Elemente ersetzt werden, indem
zusätzliche Tragelemente hinzugefügt oder indem
die Lasten durch künstlich aufgezwungene Verfor-
mungen umverteilt werden. Der grundsätzliche
Unterschied der verschiedenen Methoden zur Ver-
stärkung bestehender Bauwerke besteht darin, ob
das verwendete System aktiv oder passiv ver-
stärkt. Hat die Verstärkungsmassnahme die Siche-
rung des Tragwiderstandes zum Ziel genügt in der
Regel eine passive Verstärkung mit nachträgli-
chem Kraftschluss zwischen altem und neuem Teil.
Es kann dabei aber geschehen, dass der alte Teil
sogar die Eigenlasten des verstärkenden Teil zu
tragen hat. In Abhängigkeit des Steifigkeitsver-
hältnisses von altem und neuem Teil wird nur ein
Teil der Verkehrslast von der Verstärkung über-
nommen. Damit sich die Verstärkung an der Last-
abtragung beteiligt, ist eine Laststeigerung, d.h.
eine zusätzliche Verformung des alten Bauteils
notwendig.

Daraus ist ersichtlich, dass  eine passive Verstär-
kung für die Gewährleistung eines dauerhaften
Gebrauchszustandes nur bedingt zulässig ist. Hier
spielt die Verträglichkeit eine wichtige Rolle. Muss
für die Erhaltung oder gar die Wiederherstellung
der Gebrauchstauglichkeit gesorgt werden, muss
aktiv verstärkt werden. Um die Eigenlasten akti-
vieren zu können, muss die alte Konstruktion ent-
weder entlastet oder es müssen Verformungen
eingetragen werden. Dies geschieht meist durch
Vorspannung.

In den nachstehenden Kapiteln wird auf folgende
Systeme näher eingegangen:
• Verstärkung mit Beton
• Verstärkung mit Profilstahl und Stahllamellen
• Verstärkung mit Vorspannung
• Verstärkungen im Grundbau
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5.3 Kriterien zur Wahl des
Systems

Die generellen Anforderungen an Verstärkungs-
systeme – insbesondere im Hinblick auf die Trag-
sicherheit und die Dauerhaftigkeit – beziehen sich
immer auf die Restnutzungsdauer des Bauwerkes.
Das Mass der Anforderungen kann somit von den-
jenigen an Neubauten abweichen.

Das Gebiet möglicher Verstärkungsmassnahmen
ist umfangreich und zwingt zu einer sorgfältigen
Wahl des für das gegebene Problem geeigneten
Systems. In den folgenden Kapiteln, die die häu-
figsten Verstärkungssysteme behandeln, wird auf
die typischen Anwendungsgebiete der jeweiligen
Verstärkungsart im Detail eingegangen. Hier sol-
len deshalb nur allgemein gültige Kriterien bei der
Vorauswahl zusammengestellt werden.

a) Betriebliche Voraussetzungen und Einschrän-
kungen

Während bei Neubauten die Erfordernisse der Sta-
tik in der Planung berücksichtigt werden können,
beeinflussen bei bestehenden Bauwerken die an-
getroffenen Gegebenheiten die Wahl allfällig not-
wendiger Verstärkungsmassnahmen.

Die Einhaltung lichter Höhen in Hochbauten oder
unter Brücken und die Vorgabe von Lichtraum-
profilen etwa in Tunnels oder entlang von Stütz-
mauern können die zur Verfügung stehende Bau-
höhe der Verstärkung einschränken.

In sehr vielen Fällen müssen die sichernden und
erneuernden Arbeiten unter Aufrechterhaltung
der Nutzung des Objektes oder eines Teilbetriebes
ausgeführt werden – im übrigen oftmals gleichzei-
tig der Grund, warum saniert und nicht abgebro-
chen und neu gebaut wird.

b) Möglichkeiten der Ausführung

Ein besonders bedeutsames Kriterium zur Wahl
eines Verstärkungssystems ist die Gewährleistung
einer einwandfreien Ausführung. Gute Zugäng-
lichkeit und die Qualität der Arbeitsbedingungen
bilden die dazu notwendigen Voraussetzungen.

c) Verträglichkeit der Baustoffe

Grundsätzlich sind Verstärkungsmassnahmen
vorzuziehen, die dem Bestehenden im Hinblick auf
die verwendeten Baustoffe nahe kommen. Die ver-
stärkenden Teile verhalten sich so am ehesten
konform zum bestehenden Bauwerk. Selbstver-
ständlich ist dieser Grundsatz nicht immer einzu-
halten. Machen besondere Umstände andere Lö-
sungen notwendig, ist der Baustoff-Verträglichkeit
besondere Beachtung zu schenken. Ist doch bei-
spielsweise beim Verbund von altem und neuem
Beton trotz «gleichem» Baustoff die Verträglichkeit
nicht ohne weiteres gegeben – wie Abschnitt 6.2
zeigt. Verträglichkeitsprobleme tauchen insbeson-
dere auch bei der Verstärkung von Mauerwerk auf.

d) Verhältnis von Kosten und Nutzen

Wie in Abschnitt 9.5.3 sehr deutlich am Beispiel
von Verstärkungen im Grundbau dargelegt wird,
sollte den Überlegungen des Ingenieurs die Frage
nach den Kosten und dem Nutzen seiner Pro-
blemlösung immer auch zugrunde liegen. Dabei
darf man sich nicht auf die Investitionskosten be-
schränken, sondern muss auch die Betriebskosten
– spätere Überwachungs- und Unterhaltsarbeiten
– berücksichtigen. Auch hier sollte der Blick auf die
vereinbarte Restnutzungsdauer gerichtet sein.
Anforderungen und Qualität sollen nicht auf ein
Maximum, sondern auf ein realistisches Optimum
ausgerichtet sein.

e) Weitere Kriterien

Die Liste der Auswahlkriterien für das geeignete
Verstärkungssystem ist so umfangreich wie die
Anzahl Probleme, die bei der Verstärkung eines
bestehenden Bauwerkes auftreten können. Sie
kann deshalb niemals – schon gar nicht in Form
einer abschliessenden Checkliste – vollständig
vorgelegt werden. Es seien hier deshalb zur An-
regung nur noch einige weitere, unter Umständen
zu beachtende Punkte aufgeführt.

• Bauphysik
• Verhalten bei Brand
• Kontrollierbarkeit und Zugänglichkeit
• Unterhalt
• Ästhetik
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6 Verstärkung mit Beton

6.1 Problemstellung
Die Zustandsaufnahme und die Nachrechnung ei-
nes bestehenden Bauwerkes haben ergeben, dass
sich als bauliche Massnahme eine Verstärkung
zum Erhalt der Tragsicherheit oder der Gebrauchs-
tauglichkeit als notwendig erweist. Weitverbreitet
findet in solchen Fällen Beton Verwendung:

• Der Beton lässt sich in jede beliebige Form
giessen. Beton passt sich also an die bestehende
Tragstruktur an.

• Der Beton ist auch in kleinen Chargen trans-
portierbar. Mit Beton können somit unzu-
gängliche und verwinkelte Strukturen verstärkt
werden.

• Der Beton ist von Natur aus ein Verbund-
werkstoff: der Zementstein verbindet die Zu-
schlagstoffe. Im Stahlbeton herrscht darü-
berhinaus Verbund zwischen dem Beton und
der Bewehrung.

6.1.1 Verbundwirkung

Es sind nicht nur Betonbauten, die solcherweise
verstärkt werden, sondern auch Stahl- und Holz-
bauten lassen sich ebenso mit Beton ergänzen.
Wenn ein Tragwerk mit Beton verstärkt werden
soll, heisst das in der Regel, dass neue Bauteile mit
alten zusammengefügt werden. Das alleinige Zu-
sammenfügen von alten und neuen Bauteilen
bringt wohl eine Steigerung des Tragwiderstan-
des, genügt aber in der Regel nicht. Jeder Bauteil
arbeitet nämlich für sich selbst; die Verformungen
der einzelnen Bauteile sind nur teilweise unterein-
ander gekoppelt. In einem Biegeträger beispiels-
weise, wie er in Figur 6.1 dargestellt ist, weisen
unter Last der alte und neue Bauteil die gleichen
Durchbiegungen auf. In der Kontaktfläche gleiten
der alte und neue Bauteil jedoch aneinander. Der
Tragwiderstand des Gesamtsystems setzt sich ad-
ditiv aus dem Tragwiderstand des alten und des
neuen Bauteiles zusammen. Erst wenn in der Kon-
taktfläche Verbund zwischen dem alten und neuen
Bauteil hergestellt wird, kann der Tragwiderstand
markant gesteigert werden oder umgekehrt kön-
nen die Verformungen verringert werden.

Wenn der Verbund in der Kontaktfläche voll-
kommen ist und kein Gleiten mehr auftritt, wird
von starrem Verbund gesprochen. Heute sind nun

in den verschiedenen Bauweisen Systeme sowohl
mit starrem als auch mit losem Verbund einge-
führt.

Figur 6.1:
Zusammenspiel von alt–neu

Das Kräftespiel in der Kontaktfläche bei starrem
Verbund wird anhand eines Beispieles, das in Figur
6.2 dargestellt ist, erläutert. Ein Kragarm mit Ver-
bundquerschnitt werde in seinem Einspann-
querschnitt bis zu seinem Tragwiderstand bean-
sprucht. Im oberen, auf der Zugseite liegenden,
neuen Bauteil wird unter dieser Beanspruchung
die Zugfliesskraft erreicht. In den übrigen Quer-
schnitten entspricht die Zugbeanspruchung dem
Verlauf des Biegemomentes. Sie verschwindet
ganz am freien Balkenende. Der untenliegende,
alte Bauteil wird aus Gleichgewichtsgründen auf
Druck beansprucht. Die Zugkraft, die sich vom
freien Balkenende bis zur Einspannstelle aufbaut
und in jedem Querschnitt mit der Druckkraft im
Gleichgewicht steht, muss in der Kontaktfläche
übertragen werden können. Ihr Gesamtwert ist bei
voller Ausnützung des Einspannquerschnittes un-
abhängig von der Art der äusseren Einwirkung
immer gleich der Zugfliesskraft. Hingegen ändert
ihre Verteilung über die Balkenlänge je nach Art
der Einwirkung und Krafteinleitung. Bei einem
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Figur 6.2:
Anwendungsbeispiel Kragarm

Figur 6.3:
Kräftespiel in der Kontaktfläche, starrer Verbund

Biegemoment, das am Balkenende angreift, muss
die Zugkraft unmittelbar über eine sehr kurze Län-
ge eingetragen werden. Bei einer Einzellast verteilt
sich die Kraftübertragung in der Kontaktfläche
gleichmässig über die Länge. Im Falle einer verteil-
ten Belastung nimmt die Krafteintragung und da-
mit auch die Beanspruchung in der Kontaktfläche
stetig zu. Sie ist also proportional zur Querkraft.

Der kraftschlüssige Verbund zwischen dem alten
und neuen Bauteil kann sowohl flächenhaft als
auch punktuell erreicht werden. Der flächenhafte
Verbund ist in der Betonbauweise üblich. Bei Stahl-
bauten findet häufig der punktuelle Verbund Ver-
wendung. Die Beanspruchung in der Kontaktflä-
che wird im Falle des Nachweises der Tragsicher-
heit mit Vorteil mit Hilfe der Plastizitätstheorie

bestimmt. Die Verformungen für den allenfalls
erforderlichen Nachweis der Gebrauchstauglich-
keit werden nach der Elastizitätstheorie berechnet.
Die für die Berechnung der Schnittkräfte und Span-
nungen notwendigen Gleichgewichtsbedingun-
gen an einem Stabelement mit der Länge dx sind
in der Figur 6.3 aufgeführt.

6.1.2 Abgrenzung

Die Verstärkung mittels kraftschlüssigem Verbund
zwischen alten und neuen Bauteilen zur Erhöhung
des Tragwiderstandes stellt eine – wenn auch aus
Ingenieursicht – der wesentlichsten Zielsetzung
dar. Es erweist sich jedoch oft als notwendig, be-
schädigte oder mangelhafte Bauteile durch neue
Bauteile zu ergänzen, ohne dass dieselben eine
bedeutende Tragfunktion übernehmen müssen.
Diese Art von Instandsetzung muss als zweite Ziel-
setzung für das monolithische Zusammenwirken
von alt und neu erwähnt werden. In der Betonbau-
weise wird auch von der Reprofilierung gespro-
chen. Anwendungen, Methoden und Vorgehen für
Instandsetzungsarbeiten im Tiefbau sind in
«Schutzsysteme im Tiefbau» (IP-Bau, 1992) einge-
hend behandelt.
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6.1.3 Massnahmenplanung

Die umfassende Problemanalyse und das Einlei-
ten adäquater Massnahmen, deren korrekte Um-
setzung während der Ausführung auch kontrolliert
werden, führen zum Erfolg der Verstärkung. Als
Massnahmen stehen im Vordergrund:

• Dem Problem entsprechende Wahl des Ver-
bundsystems

• Die saubere konstruktive Durchbildung

• Die ausreichende Bemessung

• Die sorgfältige Baustoffwahl für die zu ergän-
zenden Bauteile

• Die fachgerechte Ausführung

Gerade bei der Verstärkung bestehender Trag-
werke mit Beton spielt die sorgfältige Baustoff-
wahl eine aussergewöhnliche Rolle. Denn es gilt
neben den Anforderungen an den für die Ver-
stärkung verwendeten Baustoff auch den Eigen-
schaften des Bestehenden Beachtung zu schen-
ken, damit ein einwandfreies Zusammenwirken
gesichert ist. Deshalb werden im unmittelbar
nachfolgenden Abschnitt zuerst die Anforderun-
gen an den Baustoff Beton für die Verstärkung
diskutiert. Die spezifischen Fragen der Verbund-
wirkung und deren Lösungen werden in den daran
anschliessenden Abschnitten über die einzelnen
Verbundsysteme behandelt.

6.2 Baustoffe
6.2.1 Anforderungen

Von Tragwerken wird erwartet, dass sie tragsicher
sind und dem Gebrauch genügen. Daraus leiten
sich auch die Anforderungen an den Baustoff Be-
ton ab. Dessen Festigkeit leistet den Beitrag an die
Tragsicherheit. In bezug auf die Gebrauchs-
tauglichkeit muss der Beton allenfalls zusätzliche,
besondere Eigenschaften aufweisen. Je nach An-
wendung muss er dicht, gegenüber Frost und/oder
Tausalzeinwirkungen beständig, gegen Abrieb fest
oder letzlich chemisch beständig sein. Diese Ei-
genschaften werden sowohl von Beton für Neu-
bauten als auch von Beton für Verstärkungen ge-
fordert.

Neben diesen Anforderungen an den Beton im
allgemeinen muss bei Verbundsystemen aber ins-
besondere die Verträglichkeit des Betons für die
Verstärkung mit dem Baustoff der bestehenden
Tragstruktur gewährleistet sein. Die Verträglichkeit
richtet sich gemäss Figur 6.4 auf:

• Das Verformungsverhalten

In der Regel weisen die alten und neuen Bauteile
nicht dasselbe Verformungsverhalten auf. Das
Spannungs-Dehnungsverhalten kann unter-
schiedlich sein. Oder die Verformungen unter-
scheiden sich bei Temperatur- und Feuchtigkeits-
änderungen. Beton aber auch Holz schwinden und
kriechen. Alle diese aufgezählten Eigenschaften
bezüglich dem Verformungsverhalten bestimmen
vornehmlich die Kriterien bei der Baustoffwahl
hinsichtlich der Gebrauchstauglichkeit des Trag-
werkes.

Aber nicht nur die Verformungen und somit die
Gebrauchstauglichkeit des Tragwerkes werden
dadurch beeinflusst, sondern auch die Dauerhaf-
tigkeit kann gravierend beeinträchtigt werden,
wenn nämlich beispielsweise infolge von Zwän-
gungen zwischen neuem und altem Bauteil nach-
teilige Risse entstehen oder sogar Ablösungen des
neuen vom alten Bauteil stattfinden.

Der Tragwiderstand wird durch das unterschied-
liche Verformungsverhalten der alten und neuen
Bauteile in der Regel nicht beeinflusst, sofern das
plastische Verformungsvermögen bis zum Bruch
vorhanden ist. Wenn aber die soeben aufgeführten
Schäden die Dauerhaftigkeit und den Verbund
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beeinträchtigen, kann dadurch auch der Tragwi-
derstand reduziert werden.

• Das bauphysikalische Zusammenwirken

Das Auftragen einer neuen Betonschicht kann das
bauphysikalische Verhalten des Gesamttrag-
werkes grundsätzlich verändern. Die unterschied-
liche Dichtigkeit der einzelnen Schichten beein-
flusst den Stofftransport (Feuchtigkeit und Gase)
im Tragwerk. Eine dichte, neue Schicht verhindert
wohl das Eindringen der Schadstoffe von der
Oberfläche her. Bei umgekehrter Transport-
richtung können sich aber Stoffe im alten Bauteil
anreichern und dort zu Schädigungen führen.

• Die gegenseitige chemische Beeinflussung

Die chemische Verträglichkeit will abgeklärt sein.
Es ist beispielsweise bekannt und wurde im Rah-
men des Kurses «Schutzsysteme im Tiefbau» (IP-
Bau, 1992) eindrücklich dargelegt, dass zement-
gebundene Mörtel und Betone in der Anwendung
für Mauerwerksverstärkungen die ursprünglich
vorhandenen Natursteine schwerwiegend be-
schädigen können.

Letztlich sind bei der Baustoffwahl auch die An-
forderungen hinsichtlich der Ausführung zu be-
achten. Es sind dies der Einsatzort, die Zugäng-
lichkeit und die Expostion, die erwogen werden
müssen. Ebenso spielt die Schicht- bzw. Bauteil-
stärke eine massgebliche Rolle bei der Baustoff-
wahl.

6.2.2 Kenntnis des Bestehenden

Wenn ein bestehender Betonbau verstärkt werden
soll, ist zu beachten, dass sich die ursprünglichen
Betoneigenschaften im Laufe der Zeit geändert
haben. Die Betonfestigkeit beispielsweise nimmt
zu und entsprechend steigt auch der Elastizitäts-
modul. Nach (CEB, 1990) strebt die Festigkeit ei-
nem Endwert zu, der ungefähr 30% über dem
Nominalwert nach 28 Tagen liegt. Die entspre-
chende Kurve ist in der Figur 6.5 aufgezeichnet.
Beispiele von gemessenen Festigkeitsentwick-
lungen sind in der Figur 6.5 ebenfalls eingetragen.
Die Resultate dieser Messungen liegen über dem
rechnerisch, geschätzten Wert. Es muss aber ein-
schränkend hervorgehoben werden, dass der Alte-
rungsprozess nicht à priori eine positive Entwick-
lung der Betoneigenschaften nach sich zieht. Die
Betoneigenschaften werden massgeblich durch
das Betongefüge bestimmt. Physikalische und/
oder chemische Einwirkungen, wie beispielsweise
Frost und Tausalz, können nun Gefügestörungen
verursachen, die eine nachteilige Entwicklung der
Betoneigenschaften zur Folge haben.

Figur 6.4
Anforderungen an den Beton

Neben der Überprüfung der Betoneigenschaften
gilt es demnach auch das Betongefüge unter die
Lupe zu nehmen, wenn das bestehende Tragwerk
entsprechenden Einwirkungen ausgesetzt gewe-
sen war.

Figur 6.5
Entwicklung der Betonfestigkeit
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6.2.3 Wahl der Betonsorten

Die Anforderungen hinsichtlich der Tragsicherheit
und Gebrauchstauglichkeit im allgemeinen und
hinsichtlich der Verbundsysteme im speziellen
bestimmen die Betonsorte, die eingebracht wer-
den soll. Sie ist in jedem einzelnen Anwendungs-
fall aufgrund einer sorgfältigen Analyse der mass-
gebenden Kriterien zu evaluieren.

Die Klassifikation und Bezeichnung der Beton-
sorten richten sich nach den allgemein anerkann-
ten Anforderungen gemäss der Norm SIA 162. Die
verfügbaren Betonsorten können zur erleichterten
Unterscheidung bei der Baustoffwahl nach spezifi-
schen Kriterien in Gruppen zusammengefasst wer-
den:

• Die Herstellung unterscheidet Kranbeton,
Pumpbeton und Spritzbeton. Es sind hauptsäch-
lich der Einsatzort, die Zugänglichkeit und die
Exposition, die in dieser Beziehung zu beachten
sind.

• Wenn das Zusatzgewicht möglichst gering ge-
halten werden soll, wie beispielsweise bei Holz-
bauten, dann erweist sich Leichtbeton als vor-
teilhaft.

• Mehr als bei Neubauten üblich, wird auch die
Betonrezeptur in die Diskussion miteinbezogen.
Dünne Schicht- und Bauteilstärken, sowie die
einschneidenden Kriterien bezüglich der Ver-
träglichkeit verlangen oft den Einsatz von Zu-
satzstoffen und Zusätzen. Im Vordergrund steht
heute der Einsatz von Microsilica.

Mit Microsilica vergüteten Betons und Mörteln
stehen heute hochwertige Baustoffe zur Verfü-
gung, die den hohen und oft widersprüchlichen
Anforderungen genügen. Microsilica ist als
Suspension (Slurry) oder in Pulverform (Fume) auf
dem Markt erhältlich. Die Zugabe der extrem fein-
körnigen Microsilica wirkt als Mikroporenfüller.
Die Dichtigkeit steigt, hohe Festigkeiten sind auch
im Baustelleneinsatz erreichbar. Die hohe Dichtig-
keit und das geringere Kapillarporenvolumen füh-
ren in der Regel auch zu einer hohen Frost- und
Frost-Tausalz-Beständigkeit.

6.3 Verbund Beton mit Beton
Einleitend sei daran erinnert, dass Stahlbeton im-
mer und Spannbeton in der Regel eine Verbund-
bauweise darstellen. Die Bewehrung wirkt in Ver-
bund mit dem Beton. Ausgehend von dieser
grundsätzlichen Bemerkung erweist sich denn
auch der Verbund von alten und neuen Betonbau-
teilen als sehr geeignete Methode zur Verstärkung
von bestehenden Betonbauten. Es sind im Hoch-
bau insbesondere die Geschossdecken und im
Brückenbau die Fahrbahnplatten, die solchermas-
sen effizient versärkt werden. Die Figur 6.6
veranschaulicht die Verstärkung einer Fahrbahn-
platte.

Figur 6.6
Verstärkung einer Fahrbahnplatte
(Bildnachweis: Bauamt Kanton Uri)
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Aber auch Trägerstege werden insbesondere bei
ungenügendem Schubwiderstand durch Quer-
schnittsergänzungen verstärkt. In den meisten Fäl-
len genügen auf der Steginnenseite angebrachte,
zusätzliche Bügel, die in entsprechende Quer-
schnittsergänzungen aus Beton eingebettet sind.
Die Figur 6.7 zeigt ein Beispiel einer extrem kräfti-
gen Stegverstärkung eines Brückenträgers mit in-
nen- und aussenliegender Querschnittser-
gänzung, die sich als Folge einer Fahrbahnver-
breiterung und -verstärkung sowie aufgrund einer
Veränderung des statischen Systems aufdrängte.
Wenn Stützen mit neuen Betonschichten umman-
telt werden, steht nicht nur die Erhöhung der Trag-
kapazität im Vordergrund (Figur 6.8), sondern häu-
fig auch der Korrosionsschutz der insbesondere im
Strassenbereich extremen Bedingungen ausge-
setzten Bauteile.

Geschossdecken in Gebäuden und Fahrbahn-
platten von Brücken werden in der Weise verstärkt,
dass nach der Vorbereitung der Oberfläche eine
neue – in der Regel bewehrte – Betonschicht aufge-
doppelt wird. Je nach Vorzeichen der Momenten-
beanspruchung liegt die neue Schicht entweder in
der Zug- bzw. Druckzone.

Figur 6.7:
Verstärkung eines Trägersteges
(Bildnachweis: Bauamt Kanton Uri)

Figur 6.8:
Verstärkung einer Stütze
(Bildnachweis: Bauamt Kanton Uri)

Im ersten Fall ist sie Trägerin der Zugbewehrung,
im zweiten Fall übernimmt sie die Druckkräfte des
Biegemomentes. Die neue Schicht muss so dick
sein, dass der Beton zwischen der alten Betonober-
fläche und der Bewehrung einwandfrei einge-
bracht und verdichtet werden kann und dass die
Betonüberdeckung der Bewehrung an der – wohl-
bemerkt ungeschalten – neuen Betonoberfläche
ausreichend ist. Aus der Erfahrung haben sich
Schichtstärken von mehr als 100 mm als empfeh-
lenswert erwiesen.

Das Beispiel einer verstärkten Fahrbahnplatte ist in
Figur 6.9 dargestellt. Es vermittelt die Grössenord-
nung der Schubkräfte, die in der Kontaktfläche
angreifen. Die Verstärkung ist im Beispiel 120 mm
dick. Die obere, im neuen Bauteil liegende Beweh-
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rung wird so bemessen, dass sie im Einspannquer-
schnitt bei der gegebenen Beanspruchung im
Bruchzustand fliesst. Der maximal zulässige Be-
wehrungsgehalt in einem Querschnitt wird durch
die Bedingung bezüglich dem Verformungsver-
mögen begrenzt. Ein duktiles Verhalten bis zum
Bruchzustand ist gewährleistet, wenn die Neutral-
achse die halbe Trägerhöhe nicht übersteigt. Vom
Kragarm-Ende bis zum Einspannquerschnitt muss
nun die gesamte Zugkraft über Verbund in der
Kontaktfläche in die im Bruchzustand fliessende
Bewehrung übertragen werden. Bei einer Schlank-
heit der auskragenden Platte von 1/8 ergeben sich
die Verbundspannungen zu 5% der Betondruckfe-
stigkeit. Dieser Wert liegt bei sorgfältiger Vorberei-
tung der bestehenden Betonoberfläche und fach-
gemässer Ausführung im allgemeinen unter der
Verbundfestigkeit.

Figur 6.9:
Grössenordnung τb in Betonquerschnitt

Es ist jedoch zu bedenken, dass der neu einge-
brachte Beton schwindet. Das Verformungsver-
halten und das Kräftespiel ist für diesen Fall in
Figur 6.10 aufgezeichnet. Ohne Verbund gleitet die
neue auf der alten Schicht. Bei starrem Verbund
sind bedeutende Zugspannungen in der neuen
Schicht die Folge der durch die Schwindver-
kürzung ausgelösten Eigenspannungen. Bei gerin-
ger Zugfestigkeit treten Risse auf, die zu einem
zumindest teilweisen Abbau der Spannungs-
spitzen führen. Die Schubkräfte in der Kontaktflä-
che konzentrieren sich auf eine relativ kurze Strek-
ke in den Randbereichen. Bei ungenügendem Ver-
bund besteht die Gefahr, dass sich die neue
Schicht von der alten ablöst.

Die beiden Beispiele machen deutlich, an welchen
Orten dem Verbund die grösste Beachtung ge-
schenkt werden muss. Vor allem treten in den
Randzonen infolge Schwinden hohe Spannungs-
spitzen auf. Die Verbundfestigkeit zwischen altem
und neuem Beton allein genügt im allgemeinen
nicht, diese konzentriert auftretenden Schubkräfte
zu übertragen. Entweder Dübel oder andere –
gleichwertige – konstruktive Massnahmen müs-
sen die Verbundwirkung verbessern.

Bei schwacher Verbundfestigkeit zwischen altem
und neuem Beton und geringer Anzahl Dübel glei-
ten im Bruchzustand die Schichten in der Kontakt-

Figur 6.10:
Schwinden des Neubauteiles
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fläche aufeinander. Die Dübel wirken auf Absche-
ren (Figur 6.11). Bei hoher Festigkeit und starker
Dübelbewehrung baut sich im Verbundquer-
schnitt ein flaches Druckfeld auf. Die Dübel wirken
in diesem Fall als Zugdübel. Der Kräfteverlauf kann
an einem Fachwerkmodell nachvollzogen werden
(Figur 6.12). Die Neigung des Druckfeldes stellt
sich aufgrund des Kräftegleichgewichtes ein. Sta-
tische und kinematische Randbedingungen in der
Kontaktfläche und im Verankerungsbereich des
Druckfeldes begrenzen die Flachstellung der Nei-
gung. Näherungsweise kann mit einem Winkel
von 15° bis 25° gerechnet werden. Beispiele han-
delsüblicher Dübel sind in Figur 6.13 abgebildet.

Figur 6.12:
Fachwerkmodell

Figur 6.11:
Gleitmodell

Figur 6.13:
Klebe- bzw. Klemmdübel
(Bildnachweis: Hilti)
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Dem Kraftschluss mittels Dübel sind konstruktive
Verzahnungen der Randbereiche ebenbürtig. Ein
Beispiel einer solchen Verzahnung an einer
Brückenfahrbahnplatte zeigt Figur 6.14. Bei der –
aus konstruktiven Gründen eher seltenen –
Anwendung einer untenliegenden neuen Schicht,
die zudem über das Auflager hinaus verlaufen
sollte, wird die Verbundfestigkeit im Auflager-
bereich durch den Querdruck massgeblich erhöht
(Figur 6.15). Allerdings ist im Sinne der Gefähr-
dungsbilder die bei minimalem Auflagerdruck
maximal mögliche Scherbeanspruchung zuzu-
ordnen.

Figur 6.15:
Querdruck im Auflagerbereich

Figur 6.14:
Kraftschluss im Randbereich

Die Verbundwirkung wird durch verschiedene
Massnahmen erreicht. Dazu zählen eine dem Pro-
blem adäquate Materialwahl und eine sorgfältige
Ausführung ebenso wie die saubere konstruktive
Durchbildung und ausreichende Bemessung.
Schwinden der neuen Schicht erzeugt die grösste
Schubbeanspruchung in der Kontaktfläche. Aus
materialtechnologischer Sicht haben deshalb
schwindarme Betone den Vorrang. Hohe Frühfe-
stigkeiten vermindern teilweise die Gefahr der
Rissbildung infolge Schwinden. Umgekehrt ist
aber zu bedenken, dass solche Betone fein gemah-
lene Zemente aufweisen, die eher zu Schwinden
neigen. Im Gebrauchszustand sollte der neue Be-
ton ein ähnliches Verformungsverhalten zeigen
wie der bereits bestehende Bauteil. Alle diese, zum
Teil gegenläufigen Bedingungen sind oftmals
schwer in einer Lösung ohne Konzessionen gleich-
zeitig zu erfüllen.

Im Hinblick auf die Ausführung erlangt die Vor-
bereitung der bestehenden Betonoberfläche die
grösste Bedeutung. Die für die Verbundfestigkeit
notwendige Rauhigkeit wird heute üblicherweise
mit dem hydrodynamischen Abtrag – allenfalls
kombiniert mit Sandstrahlen – erreicht. Die geläu-
figen Methoden und die dazu erforderlichen Vor-
bereitungsarbeiten sind in (IP-Bau, 1992) behan-
delt. Die Figur 6.16 zeigt eine Fahrbahnplatte nach
dem hydrodynamischen Abtrag. Die Tiefe des Ab-
trages hat verschiedenen Kriterien zu genügen.
Sofern die Oberfläche chloridverseucht war, sind
die Kriterien bezüglich der Korrosion zu beachten.
Wenn eine Bewehrung freigelegt wird, sollte der
Abtrag so tief greifen, dass die Bewehrung durch
den neuen Beton voll ummantelt wird. Bei der
Beurteilung, ob eine Haftbrücke appliziert werden
soll oder nicht, ist zu beachten, dass der bestehen-
de Beton in der Regel ein dem Alter entsprechend
verändertes Gefüge und Struktur aufweist, die die
Haftung nachteilig beeinflussen. Die Haftbrücke
hat aber noch eine weitere Funktion zu überneh-
men: sie soll verhindern, dass der Altbeton dem
neu aufgebrachten Beton nicht Wasser entzieht,
das für den Abbindevorgang notwendig ist. Ohne
Haftbrücke muss die Betonoberfläche bis zur
Kapillarsättigung vorgenässt werden. Das für die
Benetzung verwendete Wasser darf aber in diesem
Fall vor dem Betonieren nicht auf der – notabene
aufgerauhten – Betonoberfläche liegen bleiben.

Der Erfolg der Verstärkung muss durch einge-
hende, dem spezifischen Anwendungsfall adä-
quate – vorzugsweise am Objekt selbst vorge-
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nommene – Vorversuche vorbereitet werden. Die
Qualität der Ausführung wird durch ausführliche
Kontrollen laufend überwacht. Von grossem Inter-
esse ist die Verbundfestigkeit der Kontaktfläche,
die mit Hilfe von Haftzugversuchen überprüft wird.
Gleichbedeutend ist die einwandfreie Veranke-
rung der gebohrten Dübel. Zugversuche am Objekt
sollen deren Wirkung bestätigen.

Ausführliche Versuche über das Zusammenwirken
von altem und neuem Beton wurden an der ETH
Zürich aber auch an verschiedenen Orten insbe-
sondere in Schweden und den USA durchgeführt.
Die Resultate und die daraus gewonnenen Er-
kenntnisse sind in der Literatur ausführlich behan-
delt (C. Menn et al., 1992 und G. König, A.S. Nowak
et al, 1992).

Figur 6.16:
Freigelegte Fahrbahnoberfläche nach hydrodynami-
schem Abtrag

6.4 Verbund Beton mit Stahl
Die Verbundbauweise mit direktem Verbund zwi-
schen Stahl und Beton findet sowohl im Hochbau
als auch im Brückenbau Anwendung. Im Hochbau
sind darüberhinaus auch Blechverbunddecken
bekannt (Figur 6.17). Profilbleche nehmen wäh-
rend der Herstellung die Funktion der Schalung ein
und wirken im Endzustand als Zugglied des Ver-
bundquerschnittes. Beide Anwendungsarten sind
auch für Verstärkungen bestehender Stahlbauten
denkbar. Die nachfolgenden Ausführungen be-
schränken sich auf Überlegungen zum direkten
Verbund zwischen Stahl und Beton. Anhand punk-
tueller Hinweise soll die grundsätzliche Wirkungs-
weise aufskizziert werden. Vertiefte Untersuchun-
gen über Stahlverbundbrücken wurden in der
Abhandlung (J.-P. Lebet, 1987) angestellt. Die
Wirkungsweise von Blechverbunddecken ist in
(B. Daniels, M. Crisinel, 1987) und (B. Daniels,
A. Isler, M. Crisinel, 1990) ausführlich dokumen-
tiert.

Bei der Herstellung von Verbundbauten Stahl-Be-
ton sind zwei Verfahren üblich:

• Die Betonplatte wird auf den Stahlträgern einge-
schoben. Die Dübel werden erst nachträglich in
eigens dafür vorgesehenen Aussparungen in
der Betonplatte auf die Stahlträger geschweisst.
Der Verbund zwischen Stahl und Beton wird
nach dem Betonieren der Aussparungen er-
reicht.

• Die Betonplatte wird an Ort betoniert. Die Dübel
werden vor dem Betonieren bei bestehenden
Bauten an Ort, bei Neubauten vorteilhafter-
weise im Werk, auf die Stahlträger geschweisst.
Aussparungen, die die Dübel umgeben, ermög-
lichen auch bei diesem Herstellungsverfahren
den erst nachträglichen Verbund. Auf diese
Weise werden Zwängungen im Verbundquer-
schnitt infolge Schwinden des Betons oder in-
folge einer allfälligen Vorspannung der Beton-
platte vermieden oder zumindest reduziert.

Beide Herstellungsverfahren erfordern, dass die
Dübel in Gruppen konzentriert angeordnet werden
(Figur 6.18). Die Aussparungen sind fachgerecht
und sorgfältig zu vergiessen, damit sich nicht aus-
gerechnet diese, statisch wichtigen Stellen zu ei-
gentlichen Korrosionsherden entwickeln.
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Figur 6.17:
Verbundkonstruktion
(Bildnachweis: ICOM-EPFL)

Figur 6.18:
Im Werk aufgeschweisste Dübelgruppe
(Bildnachweis: ICOM-EPFL)

In den nachfolgenden Ausführungen werden die
hauptsächlichen Einflüsse auf das Kräftespiel und
Tragverhalten der Verbundbauten besprochen:

• Steifigkeit der Verdübelung, Gleiten in der Kon-
taktfläche

• Rissbild in der Betonplatte
• Anordnung der Dübel

Die Betonplatte ist durch Dübel schubfest mit dem
Stahlträger zu verbinden. In der Berechnung wird
angenommen, dass nur die Dübel Schubkräfte
übertragen. Die Schubdübel müssen ein ausrei-
chendes Verformungsvermögen aufweisen, um
vor dem Bruch ohne nennenswerte Einbusse ihres

Schubwiderstandes genügend grosse Verschie-
bungen in der Kontaktfläche zwischen dem Stahl
und Beton zu ermöglichen. Im Bruchzustand wird
also Gleiten in der Kontaktfläche vorausgesetzt.
Das Kräftespiel im Verbundquerschnitt und der
Vergleich der Spannungsverteilung bei starrem
und losem Verbund ist in Figur 6.19 aufskizziert.
Aus dieser Darstellung geht hervor, dass sowohl
der Stahlträger als auch die Betonplatte bei losem
Verbund erwartungsgemäss stärker beansprucht
werden. Diese Mehrbeanspruchung der Quer-
schnittselemente und die daraus resultierenden
Verformungen sind allerdings bei den heute am
Bau erreichten Gleitwege vernachlässigbar klein.
Hingegen werden die Beanspruchungen der Dübel
merkbar reduziert. Diese Resultate sind in Fi-
gur 6.20 illustriert.

Bei durchlaufenden Verbundträgern mit teilweiser
oder ohne Vorspannung reisst die Betonplatte im
Bereich der Mittelauflager, sobald die Beanspru-
chung die Betonzugfestigkeit übersteigt. Nach der
Rissbildung nimmt nur noch die Bewehrung die
Biegezugkräfte auf (Figur 6.21). Der Beton wirkt auf
Zug nicht mehr mit. Aufgrund der veränderten
Steifigkeitsverhältnisse lagern sich die Biegemo-
mente gemäss Figur 6.22 um. Die Beanspruchung
über den Auflagern wird reduziert. Die Biegemo-
mente im Feld wachsen an. Insgesamt bleiben die
Schnittkräfte aber im Gleichgewicht mit den äus-
seren Einwirkungen. Es stellt sich lediglich ein
neuer Gleichgewichtszustand ein. Sofern der
Biegewiderstand im Feld der erhöhten Beanspru-
chung genügt, wird die Tragsicherheit des
Gesamtsystems nicht beeinträchtigt. Im Gegen-

Figur 6.19:
Steifigkeit Verbund
(J.P. Lebet, Thèse No 661, EPFL)
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Figur 6.20:
Einfluss der Steifigkeit des Verbundes auf die Bean-
spruchungen

satz zur Tragsicherheit werden die Verformungen
des Trägers durch die Rissbildung massgeblich
beeinflusst. Die Durchbiegungen nehmen nach
der Rissbildung zu.

In der Vergangenheit wurden die Dübel entspre-
chend den am linear-elastischen System ermit-
telten Schubkräften in der Kontaktfläche ermittelt.
Diese Schubkräfte verteilen sich über die Träger-
länge analog zur Entwicklung der Querkraft des
Verbunduqerschnittes. Neue – eingangs erwähnte
– Herstellungsverfahren begünstigen aber die
gruppenweise Anordnung der Dübel. Die Schub-
kräfte werden in diesem Fall nur in bestimmten
Abständen und konzentriert vom Beton auf den
Stahl und umgekehrt übertragen. Die Dübelkräfte
und die Beanspruchungen sowohl der Betonplatte
als auch des Stahltägers werden mit Hilfe eines
in Figur 6.23 skizzierten Fachwerkmodelles be-
rechnet.

Figur 6.21:
Mitwirkende Querschnitte gerissen–ungerissen

Figur 6.23:
Wirkungsweise

Figur 6.22:
Biegemomente gerissen–ungerissen
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6.5 Verbund Beton mit Holz
In älteren Gebäuden, die vor und bis in die Nach-
kriegszeit erstellt wurden, fanden Holzbalkendek-
ken mit Blindboden aus Brettern und Platten ver-
breitet Anwendung. Heute steht für Umbauten im
Rahmen von Erneuerungen neben dem Abbruch
solcher Decken und Ersatz mit Betondecken auch
die Verbundbauweise Holz–Beton als Alternative
zur Verfügung. Figur 6.24 zeigt eine Geschossdek-
ke mit Balkenlage kurz vor dem Betonieren. Einen
Überblick über die Verbundbauweise bei Ge-
schossdecken vermittelt die Dokumentation (B.
Meyer, 1990) und (Natterer und Hoeft, 1987).

Mit Verstärkungen in Verbundbauweise Holz–Be-
ton wird nicht in erster Linie die Erhöhung der
Tragkapazität der Geschossdecken angestrebt.
Vielmehr sind es Wünsche zu Komfortverbesse-
rungen, also Fragen der Gebrauchstauglichkeit,
die zur Wahl solcher Lösungen führt. Durchbie-
gungen werden vermindert; Schwingungen alter
Holzdecken und das Knarren beim Begehen wer-
den vermieden. Ebenso wird der Schallschutz ver-
bessert.

Figur 6.24:
Gebäudedecke in Verbund
(Bildnachweis: Uldry-Dufour)

Den generellen Aufbau einer Geschossdecke in
Verbundbauweise ist in Figur 6.25 dargestellt. Als
Verbindungsmittel dienen im Hochbau in der Re-
gel vorgebohrte Holzschrauben (Figur 6.26) oder
seltener Holznägel. Bei Spezialschrauben kann auf
das Vorbohren verzichtet werden, was einen er-
heblichen Zeitgewinn bedeutet. Die Trennfolie
über dem hölzernen Zwischenboden soll verhin-
dern, dass das Holz dem frisch eingebrachten Be-
ton Wasser entzieht. Die Dicke der Betonplatte wird
vorwiegend durch konstruktive Bedingungen be-
stimmt. Die vorstehende Schraubenlänge beträgt
etwa 50 mm und die Betonüberdeckung beträgt
bei Decken, die Temperatur- und Feuchtigkeits-
wechseln entzogen sind, 20 mm. Daraus ergibt
sich eine minimale Stärke der Betonplatte von
70 mm.

Für die Bemessung der Verbunddecken wird die
Theorie des elastischen Verbundes beigezogen.
Die stiftförmigen in die Holzbalken eingetriebenen
Verbindungsmittel sind sehr nachgiebig. Eine Ver-
besserung kann dadurch erzielt werden, dass die
Schrauben oder Nägel unter 45° zur Balkenachse

Figur 6.25:
Aufbau einer Verbunddecke
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geneigt angeordnet werden. Auf diese Weise sind
sie vornehmlich auf Zug bzw. Druck beansprucht.
Die geringe Biegesteifigkeit der Stifte übt nur noch
einen unbedeutenden Einfluss auf das Verfor-
mungsverhalten der Kontaktfläche aus. Ebenso
entfällt bei der Schrägstellung der Stifte die Bean-
spruchung des Holzes auf Lochleibung. Kerben in
den Holzbalken zur Verbesserung der Verbundei-
genschaften erschweren die Ausführung beträcht-
lich und werden kaum mehr angebracht. Die Nach-
giebigkeit der Kontaktfläche zwischen Holz und
Beton beeinflusst insbesondere die Verformun-
gen. Diesen ungünstigen Einflüssen werden zu-
dem die Langzeitverformungen infolge Schwin-
den des Betons und Kriechen des Holzes überla-
gert. Dadurch wird der Anwendungsbereich der
Verbundbauweise Holz–Beton bei der Erneuerung
von Geschossdecken eingeschränkt. Die Verbund-
bauweise wird ja eben aus Überlegungen zur Ge-
brauchstauglichkeit in Betracht gezogen.

Das Bruchverhalten von Verbundbalken Holz–Be-
ton ist in der Regel duktil. Der Bruch kündigt sich
durch grosse Verformungen an. Spezielle Auf-
merksamkeit jedoch ist der Überprüfung des Auf-
lagerbereiches zu schenken. Die Verbundwirkung
beschränkt sich auf die Biegebeanspruchung. Die
Querkraft hingegen muss allein durch die Holzbal-
ken übertragen werden. Die Auflagerfläche der
Holzbalken auf dem Mauerwerk muss ausreichen,
um die Auflagerkräfte auf das Mauerwerk abzulei-
ten. Eine Kontrolle der Auflagerpressungen ist er-
forderlich.

Geschossdecken gewährleisten gegenüber reinen
Holzdecken einen erhöhten Brandschutz. Im
Brandfall steigt aber die Hitze nach oben und ge-
fährdet die Untersicht der Decke und somit die
tragenden Holzbalken. Mit freien Holzbalken kann
nur ein Feuerwiderstand bis etwa F 30 erreicht
werden. Höhere Feuerwiderstände erfordern eine
Verkleidung der Untersicht.

Figur 6.26:
Verbund mit Holzschrauben
(Bildnachweis: Uldry-Dufour)
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7 Verstärkung mit Stahl

7.1 Problemstellung
Stahlprofile, Flachstahl oder Bleche werden häufig
zur Verstärkung bestehender Tragwerke einge-
setzt, sei es zur Stützung des bestehendenTrag-
werkes oder zur Verstärkung eines Querschnittes.

Dieses Kapitel beschreibt einige Anwendungs-
möglichkeiten zur Verstärkung von Beton-, Mauer-,
Holz- und Stahltragwerken mit Stahl. Einerseits
soll es bei der Auswahl und Bewertung einer pro-
jektierten Verstärkungsart helfen, andererseits die
Aufmerksamkeit der Anwender auf bauliche Be-
sonderheiten und Aspekte der Ausführungs-
kontrollen lenken.

Die Fragen bezüglich der Festlegung des Trag-
widerstandes eines verstärkten Querschnittes, wie
auch die sich aus Ermüdungsverhalten ergebende
Probleme, werden nur am Rande erwähnt. Die
Ermüdungsthematik wird detailliert etwa in (SBB
1992) und (P.Kunz 1992) behandelt.

7.1.1 Verstärkungsarten / Besonderheiten

Eine Verstärkungmit Stahl kann entweder zu einer
Änderung des bestehenden Tragsystems führen
oder nur eine Ergänzung des bestehenden Wider-
standsquerschnittes darstellen (siehe 7.2.1). Die
Art der Verbindung zwischen Stahl und bestehen-
dem Bauteil kann zur Charakterisierung der Ver-
stärkung dienen.

Bei Verstärkung mit Profilen und Blechen handelt
es sich um eine passive Verstärkungsart (siehe
5.2).

7.1.2 Verbindungsarten

Beim Verbund zwischen dem zu verstärkenden
Bauteil einerseits und dem Verstärkungselement
andererseits, sind im wesentlichen folgende Ver-
bindungsmittel gebräuchlich:

a) Punktförmiger Verbund:
Mechanisch:
• Stahl-Stahl = Schrauben, Niete, Klemmen.
• Holz-Stahl = Nagel, Schrauben, Bolzen,

Einlass- bzw. Einpressdübel.
• Beton-Stahl = Dübel, Schenkeldübel, Bolzen.
Schweissen:

• Stahl-Stahl = Punktschweissverfahren

b) Linienförmiger Verbund:
Schweissen:
• Stahl-Stahl = Kehl- bzw. HY-Nähte.

c) Vollverbindung:
Schweissen:
• Stahl-Stahl = durchgeschweisste Nähte.

d) Flächenkontakt
Klebverfahren:
• Beton-Stahl (aufgeklebte Bewehrung).
Reibung:
• Stahl-Stahl = HV-Schrauben.

Die wichtigsten Besonderheiten, die sich aus den
verschiedenen Verbindungsarten ergeben, wer-
den unter 7.2.5 behandelt.

Der jeweils erreichte Verdübelungsgrad muss von
Fall zu Fall ermittelt werden, um das Verhalten des
Verbundquerschnittes bestimmen zu können.
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7.2 Verstärkung mit Stahl-
profilen

7.2.1 Funktionen der Verstärkungsbauteile

Die dem Verstärkungsbauteil erteilte Funktion
kann in zwei verschiedene Typen eingeteilt wer-
den, die je nach Sonderanwendung untereinander
kombinierbar sind:

Typ A)
Das Verstärkungsbauteil ist ein neues, zusätzliches
Tragelement oder ersetzt ein bestehendes Tragele-
ment.

Beispiele: Einführung von Unterzug, Stütze, Zug-
band, usw.

Typ B)
Das Verstärkungselement gilt zur Ergänzung eines
bestehenden Widerstandsquerschnittes.

Beispiele: aufgeklebte Bewehrung, Panzerung ei-
ner Betonsäule, usw.

S R α γ EI

Typ A ● ● ● ● ●

Typ B ● (*) ●

Figur 7.1:
Beispiel der Korrelation zwischen Funktion der
Verstärkung und Auswirkung auf den rechnerischen
Nachweis
(*) Beispiel: Verbundträger (Beton-Stahl)

Die Funktionen A und B werden in Figur 7.1 sche-
matisch beschrieben. Als Beispiel werden fol-
gende Nachweise berücksichtigt.

• Nachweis der Tragsicherheit: Sd < R / γ

• Nachweis der Durchbiegung
(Gebrauchstauglichkeit):  w  = α  • 1 / EI

7.2.2 Anwendungsbereiche

Stahl wird als Verstärkung bestehender Beton-,
Mauer-, Holz- und Stahltragwerke eingesetzt. Die
Figuren 7.2 bis 7.6 beziehen sich auf einige An-
wendungsbeispiele. Der Sonderfall der Verstär-
kung mit aufgeklebter Bewehrung wird im Kapitel
7.3 behandelt.

Figur 7.2:
Stahlbrücke / Fachwerkhauptträger

Verstärkte Bauteile:

• auf Druck beanspruchte Pfosten, mit Stahlprofi-
len (LNP)

• auf Druck beanspruchte Diagonalen, mit Stahl-
blechen
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Figur 7.3:
Betondecke / Durchbruch
Verstärkung mit eingebauten Stahlprofilen

Figur 7.5:
Holzdecke
Verstärkung mit eingebautem Stahlzugband

Figur 7.6:
Mauerwerk / Voute
Verstärkung mit eingebautem Stahlzugband

Figur 7.4:
Betonplatte / Durchbruch
Verstärkung mit aufgeklebter Bewehrung
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Die Anwendung von Stahl zur Verstärkung kann in
gewissen Fällen eingeschränkt sein, so z.B.:

a) Möglichkeit einer Übertragung der Einwir-
kungen auf den Verstärkungsbauteil.

b) Auflagerungsbedingungen.

c) Verträglichkeit der verschiedenen zusammen-
gefügten Materialien untereinander.

d) Widerstandsfähigkeit gegen Hitze, Korrosion,
chemische Angriffe.

e) Zugang zum Einbau des Verstärkungsbauteils.

f) Gewährleistung einer einwandfreien Ausfüh-
rung der Verbindungen.

7.2.3 Baustoffe

a) Verstärkungsmaterial (Stahl)

In den meisten Fällen werden die im Stahlbau
üblicherweise benutzten Stähle zur Verstärkung
mit Stahl verwendet. Ihre Eigenschaften sin in der
SIA Norm 161, Kapitel 5 (1990) beschrieben.

b) Material des zu verstärkenden Bauteils (Beton,
Holz, Stahl, Mauerwerk)

Die Aktualisierung der massgebenden Eigen-
schaften der Materialien des zu verstärkenden
Tragwerkes ist der wichtige erste Schritt bei der
Projektierung einer Verstärkung mit Stahl. Man ist
gut beraten, in dieser ersten Phase, die Be-
obachtungen am Werk in die Überlegungen ein-
zuschliessen (z.B. Korrosionserscheinungen, Riss-
bildung, Fäulnis, Anzeichen von Alterung oder
Ermüdung, usw).

Im Falle der Verstärkung einer Stahlkonstruktion
ist die Kenntnis über die verwendeten Stahlarten
von grundsätzlicher Bedeutung. Die wichtigsten
Baustoffeigenschaften wie Zugfestigkeit, Bruch-
dehnung und – in gewissen Fällen – Schweissbar-
keit sind zu bestimmen. Die grosse Bedeutung des
Wissens um die Eigenschaften der zu verstärken-
den Stähle rechtfertigt den Aufwand, allenfalls im
Labor kleine Proben zu testen.

Die SBB-Richtlinie (SBB, 1992) als Ergebnis weit-
reichender Versuche und Untersuchungen bein-

haltet eine Menge wichtiger Angaben über die im
Laufe der Jahre produzierten und angewandten
Stahlprodukte.

c) Verbindungsmaterial

Die gebräuchlichen Materialien werden in den SIA
Normen 161 (Stahl), 162 (Beton), 164 (Holz) und
ebenfalls in den Gebrauchsanweisungen der Her-
steller beschrieben. Die Verträglichkeit der zusam-
mengefügten Materialien untereinander ist not-
wendigerweise von Fall zu Fall zu überprüfen.

In den meisten Fällen werden Verbindungsmittel
aus Stahl verwendet.
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7.2.4 Verstärkungskonzept

Ein Konzept zum Entwurf der Verstärkung eines
bestehenden Tragwerkes mit Stahl wird in der

Figur 7.7 schematisch aufgezeigt. Es wird dabei
zwischen den beiden möglichen Funktionen A
bzw. B des Verstärkungsbauteils (siehe 7.2.1)
unterschieden.

Figur 7.7:
Entwurfskonzept einer Verstärkung mit Stahl
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7.2.5 Wahl der Verbindungsmittel

Das Zusammenwirken des Systems «zu verstär-
kender Bauteil + Verstärkungselement» hängt we-
sentlich vom Konzept der Verbindungsart und der
Auswahl der Verbindungsmittel ab.

Die Analyse des Verhaltens eines verstärkten
Querschnittes (= Verbundquerschnitt) und die
Übertragungsart der Beanspruchungen auf die
verschiedenen zusammengefügten Elemente wer-
den im Kapitel 6.1 der vorliegenden Dokumenta-
tion behandelt.

Auswahlkriterien der Verbindungsart, sowie kon-
struktive Hinweise, werden nachfolgend, geglie-
dert nach Materialarten und Verbindung, kurz be-
schrieben.

a) Verbund Stahl-Stahl

Die Auswahl der Verbindungsart wird durch die
Beanspruchungsart in der Verbindung (intensiv,
schwach, in einer oder in zwei Richtungen, statisch
oder dynamisch), durch die Verformbarkeit der
Verbindung, durch die Einfachheit der Ausführung
und den gegebenenfalls weniger zeitraubenden
Einbau bestimmt.

• Verbindung mit Schrauben und Nieten

Wenig verformbare oder durch Ermüdung be-
anspruchte Verbindungen werden allgemein mit
HV-Schrauben hergestellt. Dabei muss das Au-
genmerk besonders auf die Vorbehandlung der
Oberfläche des bestehenden Bauteils gerichtet
werden. Ferner ist eine mögliche Schwächung

Figur 7.8:
Durchbruch einer Platte: Verstärkung mit Stahl
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durch das Bohren von Löchern im zu verstär-
kenden Bauteil zu beachten.

• Schweissverbindungen

Vorteile:

- starre und schwer verformbare Verbindungen

- kein Bohren auf der Baustelle

Nachteile:

- notwendige Kontrolle der Schweissbarkeit der
bestehenden Stahllegierung.

- höhere Sprödbruch- und Ermüdungsgefahr.

- örtliche Änderung des Spannungszustandes im
bestehenden Bauteil.

Figur 7.9:
Strassen-Stahlbrücke: Verstärkung mit Stahl

Die Schweissverbindungen können am Schluss
der Arbeiten durch eine zerstörungsfreie Kontrolle
untersucht werden (z.B. visuelle Beurteilung,
Röntgen, Ultraschall, Farbeindringverfahren).

• Verbindung durch Kleben

Noch im Entwicklungsstadium befindet sich die
Methode der Kombination von Kleber und vorge-
spannten Schrauben (Vorteil: Steigerung des Rei-
bungskoeffizienten und Anpressdrucks durch die
Sicherung mit vorgespannten Schrauben).

• Klemmverbindungen

Bei der Verwendung von Klemmverbindungen –
bekannt aus dem Geleisebau – werden das Bohren
oder das Schweissen auf dem zu verstärkenden
Bauteil vermieden. Zwar eignen sie sich vor-
wiegend zur Übernahme von Kräften senkrecht zur
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Achse, können jedoch im Rahmen einer Verstär-
kung etwa zur seitlichen Stabilisierung eines ge-
drückten Bauteils dienen.

Die Bemessung der oben beschriebenen Verbin-
dungen und die Details des Entwurfskonzepts und
der Ausführung werden durch die SIA Norm 161
(1990) sowie in der Fachliteratur (z.B. ETH Stahl-
bauautographien) geregelt.

b) Verbund Holz–Stahl

Die Verformbarkeit und der Widerstand der Ver-
bindung hängen hauptsächlich von den Baustoff-
eigenschaften des Holzteiles ab. Folgende haupt-
sächliche Verbindungsmittel können vorgesehen
werden: Nagel (mit oder ohne Vorbohren), Einlass-
und Einpressdübel, Schrauben, Dübel, Ringnägel
usw. Die Auswahlkriterien sind hauptsächlich ab-
hängig von: den Baustoffeigenschaften des beste-
henden Holzteiles, der Art der zu übertragenden
Beanspruchung, der Ausführungsmöglichkeit der
Verbindung, der Verformbarkeit der Verbindung,
der sich eventuell ergebenden Schwächung im
massgebenden Holzteil, der lokalen Exzentrizitä-
ten und dem Aussehen nach der Verstärkung.

Die Eigenschaften und die Berechnungswerte der
verschiedenen Verbindungsarten sind in der SIA
Norm 164 enthalten. Die Bemessung wird z.B. in
den Holztabellen (Lignum) behandelt.

c) Verbund Beton–Stahl

Der vorliegende Absatz bezieht sich auf punktför-
mige Verbindungen. Durch Klebverfahren erfol-
gender Verbund wird im Kapitel 7.3 (aufgeklebte
Bewehrung) behandelt.

Der Verbund erfolgt in den meisten Fällen derart,
dass die Verbindungselemente zwischen Beton
und Stahl die gesamten der Schubkräfte über-
nehmen können. Dementsprechend müssen die
Verbindungselemente eine genügende Verform-
barkeit aufweisen.

Die Verbindung kann mittels Dübel oder Schen-
keldübel erfolgen (siehe 6.4). Diese werden auf das
Verstärkungselement geschweisst. Der Verbund
wird durch das Ausgiessen vorgängig erstellter
Aussparungen im Beton erreicht. Eine andere Va-
riante stellt die Verwendung von Stahlstangen dar.
Sie werden in Vorbohrungen versetzt und mit dem
Beton chemisch oder mechanisch verbunden.

Das sich daraus ergebende Verhalten des Ver-
bundquerschnittes (Stahl–Beton) wird im Kapitel 6
der vorliegenden Dokumentation untersucht.

Weitere Erläuterung des Entwurfskonzepts, der
Bemessung, der erforderlichen Nachweise, der
Grenzwerte der Methode findet sich in der SIA
Norm 161 (1989) oder in der Fachliteratur (z.B.
Verbundträger im Hochbau, SZS A3).
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7.3 Verstärkung mit
aufgeklebter Bewehrung

7.3.1 Anwendungsbereiche

Eine Verstärkung bestehender Stahl- und Spann-
betontragwerke kann durch Ankleben von zusätz-
licher Bewehrung erfolgen. Dieses seit mehr als 25
Jahren angewandte Verfahren ist stark weiter ent-
wickelt worden und findet immer mehr Ver-
breitung.

Bei diese Verstärkungsart werden an die Beton-
konstruktion Stahlteile in Form von Lamellen oder
Blechen äusserlich aufgeklebt und damit ein Ver-
bundquerschnitt geschaffen.

Gebräuchliche Anwendungsbereiche:

• Umbau und Eingriff am Tragwerk (Durchbrüche,
Veränderung der Auflagerbedingungen), die zu
einer Umverteilung der Schnittkräfte in den
noch verbleibenden Bauwerksteilen führen.

• Veränderte Einwirkungen (z. B. bei Änderung
der Nutzung.

• Sanierung und Instandsetzung von Tragele-
menten.

• Erneuerung infolge Mängel und Schäden am
Tragwerk.

• Panzerung von Betonkonstruktionen.

Die Klebebewehrung dient zur Verstärkung von
Tragwerken, die vorwiegend unter statischer Ein-
wirkung stehen. Sie ist grundsätzlich – bei sorg-
fältigen Vorabklärungen – auch bei Tragwerken mit
nicht ruhender Verkehrseinwirkung oder dynami-
sche Einwirkungen möglich.

Durch das Ankleben von Stahllamellen kann vor
allem die Gebrauchstauglichkeit verbessert wer-
den. Bei einer erneuten und zusätzlichen Rissbil-
dung lassen sich feinere Rissbreiten und eine bes-
sere Risseverteilung erzielen. Der Einfluss einer
Klebebewehrung auf Durchbiegungen ist aber ge-
ring.

Das Niveau der Tragsicherheit eines mit aufge-
klebter Bewehrung verstärkten Bauteils hängt
vom Zustand des Tragwerkes vor dem Verstärken
und von der Gewährleistung der Wirkung einer

aufgeklebten Bewehrung (z. B. bei Einwirkung von
grösserer Temperaturen) ab. Im allgemeinen gilt
der Grundsatz:

Die Tragsicherheit darf nie nur von der aufge-
klebten Bewehrung allein abhängig sein.

Die hauptsächlichsten Anwendungsfälle betreffen
Verstärkungen von Tragwerken, die vorwiegend
auf Biegung beansprucht sind (z.B. bei Platten).
Eine aufgeklebte Bewehrung kann aber auch bei
Tragelementen eingesetzt werden, die unter Wir-
kung einer kombinierten Beanspruchung stehen
(z.B. Biegung + Schub).

Folgende Vorteile gegenüber anderen Verstär-
kungsmitteln können zur Wahl einer Verstärkung
mit aufgeklebter Bewehrung führen:

• Eine geringe Veränderung des Lichtraumpro-
files.

• Die an der bestehenden Tragstruktur notwen-
digen Eingriffe sind im allgemeinen klein.

• Die Vorbereitung der Lamellen in der Werkstatt
kann parallel zu den Vorbereitungsarbeiten in
situ ausgeführt werden. Daraus ergeben sich oft
kurze Ausführungszeiten auf der Baustelle.

Jedoch sind dieser Technik gewisse Einschrän-
kungen in der Anwendung gesetzt:

• Widerstandsfähigkeit gegenüber den Einwir-
kungen hoher Temperaturen (z.B. bei Brand)
oder chemischer Agenzien.

• Verankerungsmöglichkeiten der Lamellen.

• Zustand des bestehenden Betons bzw. der Be-
tonoberfläche.

• Ausführungsmöglicheit der Klebearbeiten un-
ter nicht ruhender Einwirkung (z.B. unter Ver-
kehr).

7.3.2 Baustoffe

Heute werden noch vorwiegend Stahllamellen
eingesetzt.

Daneben kommen seit einigen Jahren auch Glas-
oder Kohlefaserlamellen (CFK) zur Anwendung
(siehe 7.3.7).
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Auf den nachfolgenden Seiten beschränken wir
uns auf die Anwendung von Stahllamellen.

a) Metallische Bewehrungslamellen

Am häufigsten wird Stahl der Qualität Fe E 235
eingesetzt. Stähle höherer Qualität oder nicht ro-
stende Stähle können ebenfalls in einigen Fällen
zur Anwendung gelangen. Ihre mechanische Ei-
genschaften müssen jedoch für die Bemessung
genau bekannt sein.

b) Kleber

Meistens werden Kleber auf Epoxidharzbasis mit
folgenden Eigenschaften verwendet:

• Leichte Verarbeitbarkeit in einem breiten Tem-
peraturbereich und genügend lange Verar-
beitungsdauer.

• Angepasste Konsistenz.

• Aushärtung wenig von der Umgebungstem-
peratur und Luftfeuchtigheit abhängig.

• Gute Haftung am Beton und an den Lamellen.

• Widerstandsfähigkeit gegen grosse Tempe-
raturschwankungen und Angriffe aus den Um-
weltbedingungen.

c) Beton (bestehendes Stahlbetontragwerk)

Die Qualität einer Verstärkung mit aufgeklebter
Bewehrung hängt stark von der Qualität der be-
stehenden Unterlage (Beton) ab.

Deshalb sind vor allem die Druckfestigkeit und die
Haftzugfestigkeit des Betons im voraus zu bestim-
men. Die Vorversuche, die Vorbehandlung der
Betonoberfläche und die Qualitätsanforderung
werden unter 7.3.5 a) behandelt.

Ebenso ist die Streckgrenze der inneren Beweh-
rung zu bestimmen, um den neuen Verbund-
querschnitt zu bemessen.

7.3.3 Entwurfs- / Ausführungskonzept

a) Entwurf

• Bestandesaufnahme der Bauwerksakten und
Zustandsaufnahme am Bauwerk. Bestimmung
der inneren Bewehrung.

• Ermittlung der Betondruckfestigkeit bzw. der
Beton – Haftzugfestigkeit.

• Abklärung der Verankerungs-, Abstütz- und An-
pressmöglichkeiten, sowie der Anflagerungs-
bedingungen.

• Kontrolle der Ebenheit der Betonberfläche und
Vorkontrollen der Luftfeuchtigkeit und Tem-
peratur.

• Erarbeitung des Entwurfs- und Ausführungs-
konzepts.

• Ausschreibung.

b) Vorbereitung für die Ausführung

• Erstellen der notwendigen Gerüstungen. Vor-
bereiten der Abstützungs- und Anpressvorrich-
tungen. Bereitstellen der verschiedenen Ein-
richtungen (Messapparate, Prismenschalungen
und Stahlbleche für die Herstellung der Proben,
Reinigungsmittel, evtl. Heizapparate, usw.).

• Vorbereiten der Betonoberflächen. Falls nötig:
Ausgleichen der Unebenheiten, Bohren der Ver-
ankerungslöcher.

• Vorbereiten und Anpassen der Lamellen, Kon-
trolle der Ebenheit der Lamellen.

c) Ausführung und Kontrollen:

• Messen und Überwachung der Temperaturen
von Luft und Beton.

• Feststellen der Betonfeuchtigkeit.

• Überprüfen der Lamellen- und der Betonober-
fläche bezüglich Sauberkeit.

• Vorbereiten des Klebers. Auftragen des Klebers
auf Lamellen.

• Herstellen der Prüfkörper.
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• Anpressen der Lamellen. Entfernen des über-
schüssigen Klebers.

• Überprüfen der Ebenheit der Lamellen. Ab-
suchen nach Hohlstellen (durch Abklopfen).

• Aufbringen des Korrosionsschutzes und des all-
fällig notwendigen Hitzeschutzes.

• Beurteilen der Ergebnisse der Probekörper und
der Bauprotokolle.

7.3.4 Berechnung und Bemessung

Die Berechnung und Bemessung eines mit auf-
geklebter Bewehrung verstärkten Tragelementes
wird im Detail z.B. in folgenden Publikationen (R.
Tausky 1993, M. Ladner / J. Pralong, Ch. Weder
1990) behandelt.

Von grundsätzlicher Bedeutung sind der Nut-
zungsplan und der Sicherheitsplan.

a) Nachweis der Tragsicherheit

Der Sicherheitsplan legt fest, für welche Gefähr-
dungsbilder die Tragsicherheit rechnerisch nach-
gewiesen wird. Wie schon in Kapitel 7.3.1 aus-
geführt worden ist, darf die Tragsicherheit nie
ausschliesslich von der Wirksamkeit der aufge-
klebten Bewehrung abhängig gemacht werden.

Der Nachweis für Biegung und Schub wird in der
Regel gemäss der SIA Norm 160 (1989) durchge-
führt.

b) Nachweis der Gebrauchstauglichkeit

Die Anforderungen an die Gebrauchstauglichkeit
werden im Nutzungsplan festgelegt.

Der Nachweis der Gebrauchstauglichkeit wird
nach der Theorie der linear-elastischen Werkstoffe
durchgeführt.

Wie im Kapitel 7.3.1 ausgeführt worden ist, kann
die zusätzliche Rissbildung verbessert werden.
Der Einfluss auf Durchbiegungen ist aber kleiner.

c) Nachweis der Verankerungslänge

Nach Untersuchungen von Ranisch ist die erfor-
derliche Verankerungslänge eine Funktion von:

• der Zugkraft in der Lamelle

• der Lamellenbreite und der Lamellendicke

• der Klebverbundspannung (in Funktion der
Haftzugfestigkeit)

Können die erforderlichen Verankerungslängen
nicht realisiert werden, behilft man sich mit an-
deren Lösungsmöglichkeiten (siehe 7.3.5. f).

7.3.5 Hinweise zur Konstruktion und
Ausführung

Eine Verstärkung mittels aufgeklebter Bewehrung
benötigt die Integration verschiedenartiger Bau-
und Ausführungskriterien.

a) Vorbehandlung der Betonfläche / Qualitäts-
anforderungen

Die Wirksamkeit einer Verstärkung mit aufge-
klebter Bewehrung hängt direkt von der Beton-
oberfläche, wie von einer guten Adhäsion zwi-
schen dem Untergrund und dem Kleber ab.

Gefordert werden:

• Die Entfernung der äussersten Zementhaut und
der wenig eingebundenen Zuschlagskörner.

• Befreiung der Oberfläche von Schmutzresten
und Fettbelag.

• Trockene Oberfläche (maximale relative Feuch-
tigkeit 6%).

Die Auswahl der Vorbehandlungsart kann vom
Zugang der zu behandelnden Oberfläche abhän-
gig gemacht werden. Gleiches gilt für die Lage
dieser Oberfläche (horizontal, vertikal, usw.). Bei-
spiel einer Oberflächenvorbehandlung ist das
Sandstrahlen.

Kontrolle der Haftzugfestigkeit an der Betonober-
fläche nach Vorbehandlung-Abzugversuch:

Ein Abzugversuch, wie in Figur 7.10 beschrieben,
erlaubt eine Ermittlung des Durchschnittswertes
der Haftzugfestigkeit (ca. 1.0–3.0 N/mm2) und
ebenfalls eine Kontrolle der Bruchfläche. Je nach
Zeitraum zwischen dem Aufkleben und dem Ab-
zugversuch, erlaubt der Versuch auch eine Beob-
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achtung des Aushärtevorganges in der Klebfuge in
Abhängigkeit der Luft- und Umgebungstempera-
turen.

b) Reprofilierungsarbeiten, Kontrollen und Kor-
rekturen von Unebenheiten

Sobald nicht akzeptable Unebenheiten auf der
Betonoberfläche zu Tage treten, wird es notwen-
dig, an erster Stelle einen Reprofilierungsmörtel
anzubringen.

c) Lamellenabmessung: Beschränkung
Lamellenbreite

Die Optimierung der Lamellenbreite hängt von
den folgenden technischen Kriterien ab:

• Beim Ankleben einer breiten Lamelle besteht
die Gefahr einer Bildung von grösseren Luft-
blasen in der Klebfuge.

• Die Beanspruchung sehr breiter Lamellen ist
nicht gleichmässig auf die ganze Lamellenbreite
verteilt. Daraus können sich in der Klebefuge
komplexe Beanspruchungszustände ausbilden,
die anfälliger auf ein Versagen sind.

Im Normalfall liegt die Lamellenbreite zwischen 50
und 200 mm.

Lamellendicke

Eine Optimierung der Lamellendicke erfolgt auf-
grund folgender Kriterien:

• Lamellen mit geringeren Dicken, d.h. mit kleiner
Eigenbiegefestigkeit, können nur mit Mühe ver-
legt werden. Eine grosse Welligkeit kann Zugs-
pannungen senkrecht zur Klebfuge verursa-
chen.

• Dickere, also starre Lamellen, passen sich we-
niger gut der Betonoberfläche an.

• Vorbehandlung dünner Lamellen durch Sand-
strahlen kann Schwierigkeiten bereiten.

• Korrosionserscheinungen sind bei dünnen La-
mellen kritischer.

• Bei dicken Lamellen wachsen die Zugspan-
nungen, die senkrecht auf die Klebfuge wirken,
mit dem Abstand der Zugkraft in den Lamellen
von der Klebfugen an.

Im Normalfall liegt die Lamellendicke zwichen 3
und 10 mm.

d) Lamellenverteilung

Bei Platten kann der Abstand zwischen den La-
mellen im allgemeinen wie folgt abgeschätzt wer-
den:

a <  5 • d  bzw. <  0,2 • Lx

a = Abstand zwischen den Lamellenachsen
d = Dicke der Platte
Lx = Kleinere Spannweite

e) Kreuzen von Lamellen

Das Kreuzen von Lamellen, so z.B. bei Platten die in
beiden Richtungen tragen, bietet ausführungs-
technische Probleme.

Man verzichtet allgemein auf das Anschliessen
von Lamellen durch Verschweissen. Folgende
zwei Methoden werden am häufigsten ausgeführt:

• Ausfräsen einer Nut im Beton für die Lamelle der
ersten Lage (Figur 7.11).

Figur 7.10:
Abzugversuch
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• Auswahl einer dickeren Lamelle für die zweite
Lage und Ausfräsen dieser Lamelle am Kreu-
zungspunkt (Figur 7.12). Diese Lösung be-
schränkt sich auf den Fall statischer Einwir-
kungen. Unter dynamischen Einwirkungen kann
die Nut Ursache von Schäden infolge Ermüdung
werden.

Figur 7.13:
Verankerungen: Beispiele von Sicherungs-
vorkehrungen

Eine weitere Lösung besteht in der Anwendung
von grossflächigen Stahlblechen, die zur Kontrolle
der Klebearbeiten in regelmässigen Abständen
durchbohrt werden.

f) Verankerung: Sicherungsvorkehrungen

In gewissen Fällen lassen die örtlichen Verhält-
nisse die erforderlichen Verankerungslängen nicht
zu. Eine Lösungsmöglichkeit ist die Verankerung
der Lamellen in Form mechanischer Befesti-
gungspunkte. Die Figur 7.13 erläutert Beispiele
einiger solchen Verankerungen.

g) Umlenkung: Sicherungsvorkehrungen

Bei gekrümmten und voutenförmigen Bauteilen
treten Zugkräfte senkrecht zum Klebefuge auf (Fi-
gur 7.14).

In solchen Fällen behilft man sich mit einer Ver-
dübelung, die dazu dienen soll, die Gesamtheit
dieser Zugkräfte aufzufangen.

Figur 7.12:
Kreuzen von Lamellen: Anwendung nur unter stati-
schen Einwirkungen

Figur 7.11:
Kreuzen von Lamellen
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Kleberauftrag:

Unmittelbar nach seiner Vorbereitung wird der
Kleber über die Lamellen mit einem Zahnstruktur-
Spachtel (Streichrichtung: von der Mitte gegen
den Lamellenrand / dachförmige Verteilung) auf-
getragen. Dadurch wird erreicht, dass beim An-
pressen die Luft nach aussen verdrängt wird.

Die Oberfläche des Klebers degradiert durch Luft-
kontakt rasch. Dieses Deteriorationsverhalten wird
mit steigender Luftfeuchtigkeit noch beschleunigt.

Anpressen der Lamellen:

Beim Anpressen der Lamellen muss darauf geach-
tet werden, dass sich keine Lufttaschen bilden
können. Die Lamellen sind vollflächig gleichmäs-
sig an den Beton zu pressen (Anpressdruck von ca.
0,5 N/mm2), damit der überschüssige Kleber beid-
seitig seitlich herausgedrückt wird und gleichzeitig

Figur 7.15: Beispiele für das Anpressen

Figur 7.14:
Beispiele von gekrümmten Lamellen

h) Anforderungen für die Klebearbeiten und den
Anpressdruck

Feuchtigkeitsgehalt der Betonoberfläche:

Eine visuelle Beobachtung von Feuchtigkeitsspu-
ren ist der erste Schritt zur Feststellung des Feuch-
tigkeitsgehalt der Betonoberfläche. Durch Erwär-
men der Betonoberfläche ist es weiter möglich,
Feuchtestellen zu entdecken, die in situ eine helle-
re Tönung aufweisen.

Sauberkeit und Ebenheit der Lamellen:

Die Lamellen dürfen weder Ölablagerungs- noch
Korrosionsspuren aufweisen und müssen voll-
kommen eben sein.

Auf der Baustelle müssen die Lamellen unter einer
Bedachung geschützt und ferner auf flacher Unter-
lage gelagert werden, so dass jegliche Verformung
vermieden wird. Vor ihrem Einbau werden die
Lamellen nochmals gereinigt.

Vorbereitung des Klebers:

Als besonders wichtig erweisen sich die Misch-
methoden der verschiedenen Komponenten und
die Homogenität der Masse.

Temperatur:

Während der Gesamtdauer des Verklebens und
des Aushärtens sollte die Temperatur der Luft und
der Unterlage nicht unterhalb ca. 10 °C liegen.
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die eventuellen Luftblasen evakuiert werden
(Figur 7.15). Die Klebefuge soll eine möglichst
geringe Dicke aufweisen.

Während des Aushärtevorganges sollten Erschüt-
terungen vermieden werden.

i) Kleber / Qualitätskontrolle

Die Qualität des Klebers kann folgendermassen
während der Ausführung von Klebearbeiten kon-
trolliert werden:

• Kontrolle der Biegezugfestigkeit und der Wür-
feldruckfestigkeit an Probeprismen
40x40x160 mm (Figuren 7.16 a) und b)).

• Kontrolle der Scherfestigkeit an Stahl–Sand-
wich-Proben (Figur 7.16 c).

j) Schutz gegen Hitze/Brandschutz

Bei Temperaturen über z.B. 70 °C (z.B. Brand) ver-
lieren die Epoxidharzkleber an Festigkeit. Kon-
struktive Massnahmen (Isolationsbeschichtung,
Spritzbeton, etc.) bilden Schutzmassnahmen de-
ren Auswirkungen von Fall zu Fall einer kritischen
Analyse bedürfen. Das Bild 7.17 zeigt eine Ausfüh-
rungsvariante solcher Schutzvorkehrungen.

Eine Verankerung der Lamellen, die ihren Sturz auf
Rettungsmannschaften im Falle eines Feuers ver-
meiden soll, erfolgt z.B. mit Dübeln.

Figur 7.16:
Versuche zur Qualitätskontrolle des Klebers

Figur 7.17:
Beispiel einer Brandschutzverkleidung

k) Schutz gegen Korrosion

Ein anfänglicher Schutz der Lamellen gegen Kor-
rosion entsteht durch einen Grundanstrich, der in
der Werkstatt nach einem Sandstrahlen zu er-
folgen hat. Nach dem Verkleben und dem Aus-
härten des Klebers werden die Lamellen mit einer
Grundierung auf Epoxidharzbasis geschützt.

l) Kontrollen nach der Ausführung

Kontrolle der Ebenheit der Lamellen

Hauptsächlich visueller Natur.

Feststellen von allfällig entstandenen Hohlstellen
in der Klebfuge

Durch Abklopfen, z.B. mit einem Hammer.

Existieren grössere Hohlstellen (von mehr als
ca. 5 cm2), kann die Lamelle durchbohrt und mit
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Epoxidharz injiziert werden. Selbstverständlich
muss der Injektionsdruck dosiert werden, um kein
Auseinanderklaffen der Lamellen zu verursachen.

Kontrolle der Versuchsprotokolle

Alle Beobachtungs-, Mess- und Versuchsproto-
kolle die während der Ausführung der Arbeiten
entstehen, werden beim Abschluss der Arbeiten
ebenfalls kontrolliert.

m) Ausführung der Klebearbeiten unter Erschüt-
terungen

Die Ausführung einer Verstärkung mit aufgekleb-
ter Bewehrung unter Verkehr bedarf einer beson-
deren Aufmerksamkeit.

Bis heute fehlen noch Versuchsergebnisse über
Auswirkungen von Erschütterungen auf die Fe-
stigkeit in der Klebfuge. Die für Beton durchge-
führten Versuche erlauben aber die Vermutung,
dass die Würfeldruckfestigkeit nicht beeinträchtigt
wird. Man muss auch darauf achten, dass die
Anpresshilfen durch die Erschütterung während
der gesamten Aushärtungszeit nicht gelockert
werden.

Im Bereich von Rissen kann eine gegenseitige
Bewegung der Rissufer unter Verkehr auftreten.
Diese Rissbewegungen sind vor den Klebearbei-
ten zu messen. Bei bisherigen Versuchen konnten
bis Rissbewegungen kleiner als 0.003 mm wäh-
rend der Arbeiten keine nachteiligen Konsequen-
zen festgestellt werden.

Für die Mehrheit der Fälle spielen bei Strassen-
brücken allerdings i.a. nur die Einwirkungen aus
dem Schwerverkehr eine Rolle.

7.3.6 Ausschreibung / Besonderheiten

Folgende Zulieferungen und Arbeiten liegen bei
einer Verstärkung mit aufgeklebter Bewehrung der
Offerte speziell zugrunde:

• Eventuelle Vorbereitungsarbeiten: Schutz-
massnahmen, Abstützung des Tragwerkes.

• Vorbereitung der Betonoberfläche inkl. evtl.
Ausfräsen von Nuten im Beton.

• Falls notwendig, Reprofilierungsarbeiten.

• Zulieferung und Anpressen der Lamellen inkl.
Auftragen des Klebers.

• Zuschläge für das Ausfräsen, das Bohren, usw.

• Sicherungsvorkehrungen zur Verankerung der
Lamellen.

• Korrosionsschutzmassnahmen und gegebe-
nenfalls auch gegen Hitzeeinwirkung und che-
mische Agenzien.

• Ausführung von praktischen Prüfungen auf Be-
ton und Kleber.

Der Unternehmer erteilt in seiner Offerte nähere
Angaben über das Anpressverfahren. Vor irgend-
welcher praktischen Anwendung untersteht das
Verfahren unbedingt einer Genehmigung.

7.3.7 Aktuelle Forschungsgebiete

a) Neue Anwendungsbereiche

Verstärkung von Mauerwerken

Wenn in Mauerwerken Wände stabilitätsgefährdet
sind, kann eine Verstärkung mit aufgeklebter Be-
wehrung in Frage kommen. Die Lamellen werden
beidseitig auf die Wand aufgebracht und punktför-
mig durch Verankerungsschrauben verbunden.

Verstärkung von Holzbalken

Das Anwendungsprinzip einer Verstärkung mit
aufgeklebter Bewehrung eines Holzbalken beruht
auf gleichem Verfahren wie im Beispiel eines Be-
tontragwerkes. Die Technik wurde bereits in prak-
tischen Fällen angewandt, besonders bei Balken
alter Holzdecken.

b) CFK-Lamellen

Der Gedanke des Einsatzes von CFK-Lamellen an-
stelle von Stahllamellen hat bereits eine erfah-
rungsreiche Vergangenheit hinter sich und For-
schungsergebnisse finden, z.B. im Hochbau und
im Brückenbau, ihre Anwendung. Diese Technik ist
nicht Thema dieser Dokumentation. Man möchte
sich auf Fachliteratur beziehen (H. Kaiser 1989, G.
Ivanyi / W. Buschmeyer 1992, M. Ladner 1993, M.
Deuring 1993, M. Deuring, 1994).
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Figur 7.18:
Beispiele von Verstärkungen mit aufgeklebter Beweh-
rung (Bilder: Stahlton AG, Zürich)
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8 Verstärkung durch Vorspannung

8.1 Anwendungsbereiche
Die nachträgliche Vorspannung bestehender Trag-
werke kann sowohl zur Verbesserung der Ge-
brauchstauglichkeit (Schliessen von Rissen, Ver-
minderung von Verformungen, Verbesserung des
Schwingungsverhaltens, usw.) als auch zur Er-
höhung der Tragsicherheit (Biegung, Querkraft,
Normalkraft) dienen.

In der Regel wird die Vorspannung mittels Spann-
gliedern erzeugt. In Einzelfällen können auch
durch aufgezwungene Tragwerksverformungen
günstige Effekte erzielt werden. Diese zweite Art
wird aber nachfolgend nicht behandelt, denn de-
ren Wirkung kann durch Kriechen und Schwinden
des Betons stark abgebaut werden (bei bestehen-
den Tragwerken je nach deren Alter von geringerer
Bedeutung) und sie ist im Bruchzustand in der
Regel nicht wirksam. Die nachträglich angewen-
deten Spannglieder verlaufen üblicherweise ex-
tern zum bestehenden Tragwerk und sind mit die-
sem nur bei den Verankerungen und Umlenk-
stellen verbunden. In Sonderfällen sind auch
schon Spannglieder in nachträglich gebohrte Lö-
cher von Tragkonstruktionen eingesetzt, gespannt
und verpresst worden (interne Spannglieder). Die-
se Art Verstärkung entspricht der im Normenwerk
als Regelfall behandelten Vorspannung mit Ver-
bund. Im weiteren sind Verstärkungen mittels
vorgespannten Boden- und Felsankern möglich.
Solche Anwendungen werden in Kapitel 9 behan-
delt.

Die Vorspannung eignet sich vorzüglich dazu, den
im Tragwerk herrschenden Spannungs- und Ver-
formungszustand günstig zu beeinflussen. Im Ge-
gensatz zur Verwendung ungespannter Stahlver-
stärkungen gemäss Kapitel 7 bewirkt die Vorspan-
nung eine Verbesserung des Tragverhaltens eines
bestehenden Tragwerkes auf aktive Art und Weise:

• Verformungen können dauerhaft günstig be-
einflusst werden

• Risse schliessen sich wieder (in der Regel in
Kombination mit Rissinjektion); damit Ver-
besserung der Dauerhaftigkeit und der Funk-
tionstüchtigkeit (z.B. bei undichten Behältern)

• Erhöhung der Ermüdungsfestigkeit

Die Projektierung und Ausführung von Verstär-
kungsmassnahmen mittels Vorspannung verlangt
besondere Fachkenntnisse.

Figur 8.1:
Fachwerkbrücke in Stahl über die Aare in Aarwangen,
vorgespannt mittels verschlossenen Drahtseilen
Ø 63 mm, Ausführung 1967 (Müller, 1969)

Figur 8.2:
Reussbrücke Wassen, Brücke vor dem Anheben und
Einbau der externen Spannglieder, (Lüpold, 1988)
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Die Anwendung externer Spannglieder kann bei
allen üblichen Arten von Baustoffen wie Stahl-
oder Spannbeton, Stahl, Holz oder Mauerwerk
erfolgen. Im weiteren ist deren Einsatz auch bei
den verschiedenartigsten Tragwerken möglich
und grösstenteils auch bereits praktiziert worden.

Dazu gehören:
• Brücken (Figuren 8.1 bis 8.3)
• Träger und Dachkonstruktionen in Hochbauten

(Figur 8.4)
• Gebäudehüllen (Figur 8.5)
• Behälter und Silos (Figuren 8.6 und 8.7)

Figur 8.3:
Reussbrücke Wassen, Anordnung der externen
Spannglieder (Moretti, 1989)
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Figur 8.4:
Unterspannung von Betonträgern in einem Fabrika-
tionsgebäude, Ausführung 1988/ 89 (Heer, 1989)

Figur 8.6:
Sanierung Vorfaulturm ARA Alpnach mittels Ring-
spanngliedern, Ausführung 1987 (Weder/ Heer, 1987)

Figur 8.5:
Einfamilienhaus, beschädigt im Friaul-Erdbeben und
anschliessend mit Spanngliedern direkt unter dem
Dachrand verstärkt, Ausführung 1987 (VSL, 1988)
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8.2 Baustoffe
Externe Spannglieder bestehen im wesentlichen
aus den folgenden Elementen:

• Zugglieder aus Spannstählen (seit einigen
Jahren werden im Ausland im Rahmen von
einzelnen Pilotprojekten auch Zugglieder aus
Faserverbundwerkstoffen eingesetzt; bis zur
Marktreife wird es noch einige Zeit brauchen,
weshalb hier nur von Zuggliedern aus Spann-
stählen die Rede ist)

• Verankerungen (mechanisch oder mittels Ver-
bund)

• Korrosionsschutzsysteme (Hüllrohre, Zement-
injektion, Fette, Wachse, usw.)

• Sattelkonstruktionen bei Umlenkstellen der
Spannglieder

• Geräte zur permanenten Überwachung (z.B.
Kraftmessdosen)

Bis heute sind sehr unterschiedliche Arten von
externen Spanngliedern zur Anwendung gelangt.
Die Divergenzen sind mit unterschiedlichen Anfor-
derungen der Bauherren, den verschiedenartigen
Problemstellungen sowie dem jeweiligen techno-
logischen Entwicklungsstand zu erklären.

Als Zugglieder werden Spannstähle verwendet.
Die Norm SIA 162 lässt Drähte, Litzen und Stangen
zu. Für umgelenkte, externe Spannglieder kom-
men üblicherweise nur Drähte Ø 7 mm und Litzen
Ø 13 mm und Ø 15 mm zur Anwendung. Die
Verwendung von glatten oder gerippten Stangen
ist in der Regel nur bei geraden Spanngliedern zu
empfehlen.

Die Norm SIA 162 schreibt in Ziffer 5 45 vor, dass
Spannsysteme den Nachweis der erstmaligen Prü-
fung zu erbringen haben und einer laufenden
Überwachung unterliegen müssen. Die Details
hiezu sind in der Norm SIA 162/1, Ziffer 4 3 gere-
gelt. Im weiteren enthalten die Ziffern 5 42 bis 5 44
der Norm SIA 162 Anforderungen in bezug auf
Verankerungen, Kupplungen, Hüllrohre und Füll-
gut. Beim Erarbeiten dieser Texte hatten die Norm-
schaffenden dabei nicht die externe Vorspannung
vor Augen, sondern die üblicherweise in der
Schweiz verwendete Vorspannung mit Verbund. In
den nachfolgend wiedergegebenen Ziffern wird

Figur 8.7:
Sanierung Klinkersilo in Indonesien mittels Ring-
spanngliedern, Ausführung 1986 (VSL, 1988)

allerdings auch auf die Vorspannung ohne Ver-
bund hingewiesen, wobei diesen Hinweisen die
sogenannten Monolitzen für Flachdecken zu-
grunde liegen (d.h. gefettete, kunststoffumhüllte
Einzellitzen):

• Ziffer 5 43 2 (Hüllrohre):

«Hüllrohre für Spannverfahren ohne Verbund
müssen so beschaffen sein, dass sie den dau-
ernden Schutz des Spannstahls gegen mecha-
nische und chemische Angriffe gewährleisten
und mit dem eingebrachten Schutzmittel ver-
träglich sind.»
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• Ziffer 5 44 6 (Füllgut):

«Für Spannsysteme ohne Verbund soll eine Be-
schichtung den dauerhaften Korrosionsschutz
des Spannstahls und des Verankerungsbe-
reiches gewährleisten. Die Beschichtung be-
steht in der Regel aus Fett geeigneter Qualität,
das keine korrosionsfördernden Beimengungen
enthalten darf, das mit dem ungebundenen
Hüllrohr verträglich ist und dieses ohne Bildung
von Hohlräumen ausfüllt.»

Diese technischen Anforderungen, sowie die or-
ganisatorischen zur Eigen- und Fremdüberwa-
chung können für externe Spannglieder sinnge-
mäss angewendet werden. Im übrigen werden
auch zementinjizierte, externe Spannglieder ver-
wendet. Für das Injektionsgut gelten die entspre-
chenden Bestimmungen in den Normen SIA 162
und 162/1.

Es ist die Aufgabe des verantwortlichen Bauherrn
oder des Projektverfassers für das jeweilige Pro-
jekt die Anforderungen festzulegen und die einge-
reichten Vorschläge der Spannverfahrensfirmen
danach zu beurteilen. Die oben erwähnten Grund-
lagen aus den Normen SIA 162 und 162/1, sowie
die nachfolgenden Hinweise können Entschei-
dungshilfe sein. Die hier gegebenen Erläuterun-
gen gelten im übrigen auch für Schrägseile, die in
Einzelfällen auch als Verstärkungsmittel eingesetzt
werden können.

Der Vollständigkeit halber ist auf die erst in
englischer Sprache vorliegende Vornorm ENV
1992-1-5: «The use of unbonded and external pre-
stressing tendons» hinzuweisen (Die Anwendung
von internen und externen Spanngliedern ohne
Verbund), März 1993; dies ist der Teil 5 der Vornorm
EC 2 bzw. SIA V 162.001: «Planung von Stahlbeton-
und Spannbetontragwerken». Diese Vornorm ent-
hält sowohl technologische Hinweise als auch
solche zur Bemessung von Tragwerken, die mit
Spanngliedern ohne Verbund vorgespannt sind.

Der Projektverfasser hat in der Ausschreibung fest-
zulegen, ob die Spannglieder regulierbar, übe-
rwachbar und auswechselbar sein sollen. Die ex-
terne Vorspannung bietet die Möglichkeit, die vor-
genannten Eigenschaften zu verwirklichen, wenn
dies gefordert ist. Dies allerdings nur dann, wenn
die Spannglieder und insbesondere die Ver-
ankerungen dementsprechend konzipiert sind.
Hiezu einige Hinweise:

• Regulierbarkeit:

Die Regulierung der Vorspannkraft in einem
Spannglied kann aus verschiedenen Gründen
wünschbar sein. Es gibt Gründe für das Erhöhen
und das Vermindern evtl. bis zum vollständigen
Ablassen der Vorspannkraft. Der Korrosions-
schutz darf durch solche Operationen nicht be-
einträchtigt werden.

• Überwachbarkeit:

Bei einem externen Spannglied kann die Spann-
kraft mittels permanent oder nur temporär in-
stallierten Kraftmessdosen überwacht werden.
Eine periodische Kraftmessung kann auch mit-
tels Spannpressen erfolgen, wenn dies von der
Verankerungsausbildung und den Platzverhält-
nissen her möglich ist.

Seit jüngster Zeit sind Spannsysteme in Ent-
wicklung begriffen, welche das Zugglied und die
mechanische Verankerungen vom Bauwerk
elektrisch trennen (Matt, 1990). Dies hat u.a. den
Vorteil mit elektrischer Widerstandsmessung zu
prüfen, ob das Kunststoffhüllrohr noch intakt ist.

• Auswechselbarkeit:

Externe Spannglieder sollten so konstruiert
werden, dass sie bei Bedarf ausgewechselt wer-
den können. Anlass zu einem solchem Vorgehen
kann eine Schädigung durch eine ausserge-
wöhnliche Einwirkung – z.B. Brand – sein. Nicht
nur die Spannglieder müssen die Auswechsel-
barkeit erlauben, auch die Tragkonstruktion
muss entsprechend ausgelegt sein. Bei Brücken
beispielsweise sollte eine solche Operation
ohne Nutzungsbeschränkung möglich sein.

Weitere Hinweise zu externen Spanngliedern sind
in 8.3.5 und 8.4 enthalten.
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8.3 Berechnung und
Bemessung

8.3.1 Grundsätzliches zur Wirkung der Vor-
spannung

Anhand des Beispiels eines Stahlbetonbiegeträ-
gers wird nachfolgend grundsätzliches zur Wir-
kung der Vorspannung in Erinnerung gerufen. Bei
der Vorspannung von Tragwerken aus Stahl, Holz,
Mauerwerk oder bei Verbundkombinationen gel-
ten die Hinweise sinngemäss.

Mittels Vorspannung wird im Tragwerk ein Ei-
genspannungszustand erzeugt. Der Spannkraft
entsprechen Schnittkräfte und Spannungen im
Betonquerschnitt, die Verformungen des Trag-
werks zur Folge haben. Bei statisch unbestimmten
Systemen entstehen ausserdem Schnittkräfte aus
behinderter Verformung (Zwängungsmomente).
Diese sind beim Nachweis der Gebrauchstaug-
lichkeit (Risse, Verformungen) immer zu berück-
sichtigen. Dabei sind die Spannkraftverluste infol-
ge Spanngliedreibung, der elastischen Tragwerks-
verkürzung, des Kriechens und Schwindens des
Betons sowie der Relaxation des Spannstahls in
Rechnung zu stellen.

Beim Nachweis der Tragsicherheit wird in der
Schweiz die Wirkung der Vorspannung auf der
Widerstandsseite bei MR eingeführt:

schaulichkeit wegen gut. Im übrigen führen beide
Methoden, richtig angewendet, zum gleichen Re-
sultat. Figur 8.8 zeigt für einen einfachen Balken
mit externen, polygonal geführten Spanngliedern,
dass sich bei beiden Betrachtungsweisen die glei-
che Traglast ergibt. Im Falle a) sind die Spannglie-
der Bestandteil des Tragwerkswiderstandsyste-
mes. Im Falle b) wird deren Wirkung vom Betonträ-
ger getrennt und mittels den entsprechenden
Umlenkkräften sowie den Anker- und Reibungs-
kräften berücksichtigt. Die letzteren entfallen im
vorliegenden Beispiel unter der Annahme, dass
die Spannglieder beidseitig gespannt werden.

Figur 8.8:
Wirkung der externen Vorspannung auf einen Biege-
träger
a) Vorspannung als Widerstand
b) Vorspannung als äussere Einwirkung

Beide Betrachtungsweisen ergeben die gleiche
Traglast F

Md: Bemessungswert gemäss Norm SIA 160
MR: Biegewiderstand gemäss Norm SIA 162
γR: Widerstandsbeiwert (im Regelfall beträgt

γR = 1.2)

Der Eigenspannungszustand darf nicht berück-
sichtigt werden, wenn der Tragwiderstand mit der
Gesamtzugkraft im Spannstahl ermittelt wird. Die-
se ergibt sich aufgrund der Vordehnung und der im
Bruchzustand evtl. vorhandenen Zusatzdehnung.
Als äussere Einwirkung ist die Vorspannung dann
zu berücksichtigen, wenn sie lokale Zerstörungen
(siehe 8.3.4) oder ein Versagen des Tragwerks ver-
ursachen kann.

In andern Ländern wird die Wirkung der Vor-
spannung auf der Einwirkungsseite berücksich-
tigt. Gerade bei der Anwendung externer Spann-
glieder eignet sich diese Methode ihrer An-

MRMd ≤ ——γR
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Der allgemeine Fall, der an einer Umlenkstelle
entstehenden Kräfte, ist in Figur 8.9 dargestellt.
Auch bei statisch unbestimmten Tragsystemen
kann gezeigt werden, dass beide Methoden zum
gleichen Resultat führen, denn die zusätzlich ent-
stehenden Zwängungsmomente verschieben nur
die Momenten-Schlusslinie.

Beim Nachweis der Tragsicherheit können sich je
nach Wahl der Lastfaktoren und Widerstands-
beiwerte unterschiedliche Resultate ergeben. Es
empfiehlt sich deshalb bei der Methode a) die
Normen SIA 160 und 162 und bei der Methode b)
die europäischen Vornormen ENV 1992-1-1 (als
SIA V 162 001 veröffentlicht) und ENV 1992-1-5 zu
verwenden.

Pl = Pr • e−µ−α

U = P • α
µ = Reibungsbeiwert

8.3.2 Vorspannung mit und ohne Verbund

In der Schweiz kommt sowohl die Vorspannung
mit als auch diejenige ohne Verbund zur Anwen-
dung; die letztere vor allem bei Flachdecken im
Hochbau. Es kann davon ausgegangen werden,
dass die Unterschiede im Verhalten von Trag-
werken bei beiden Anwendungsarten grundsätz-
lich bekannt sind, so dass hier nicht auf alle Ein-
zelheiten eingegangen werden muss (z.B. Ritz,
1978).

Figur 8.10 zeigt einen Biegeträger mit externer
Vorspannung. Vor dem Erreichen der Risslast des
Trägers besteht kein Unterschied im Verhalten ge-
genüber Vorspannung mit Verbund. Nach dem

Figur 8.10:
Biegeträger mit externer Vorspannung nach Über-
schreiten der Risslast

Figur 8.9:
Kräfte bei Umlenkstelle
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Erreichen der Risslast entsteht in Feldmitte ein Riss
oder sehr wenige Risse in grösseren Abständen je
nach Momentenverlauf, nämlich dann, wenn im
Träger keine oder nur wenig schlaffe Biegebeweh-
rung vorhanden ist. Die Spannglieder können sich,
abgesehen von der Reibungsbehinderung zwi-
schen den Verankerungen auf ihrer ganzen Länge
frei dehnen. Dies bedeutet, dass die aus der Riss-
weite w entstehende Zusatzdehnung in den
Spanngliedern nur eine geringe Spannungserhö-
hung bewirkt. Damit ergibt sich bei nur geringer
weiterer Lastaufnahme eine rasche Zunahme der
Rissweite w und der Durchbiegung. Die Nullinie
wandert im kritischen Querschnitt rasch nach oben
und es entsteht eine starke äussere Konzentration
der Betonstauchungen bis zum plötzlichen, explo-
sionsartigen Versagen der Betondruckzone. Je
nach Fall kann der Bruch bereits bei 1.1 bis 1.3 FRiss
auftreten, d.h. der Spannungszuwachs im Spann-
stahl genügt meist nicht, dass dieser ins Fliessen
kommt. Im Gegensatz zur Vorspannung mit Ver-
bund wird also die Streckgrenze fpy in der Regel
nicht erreicht, d.h. der Bruchwiderstand liegt bei
verbundloser Vorspannung meist tiefer.

In einer differenzierteren Betrachtungsweise ist
darauf hinzuweisen, dass beim einfachen Balken
in Feldmitte die Querkräfte bzw. die Schubspan-
nungen in der Regel gering sind. Damit ergibt sich
in diesem Fall insgesamt doch eine bessere Risse-
verteilung. Über einer Stütze im Falle eines sta-
tisch bestimmten Kragträgers oder eines statisch
unbestimmten Durchlaufträgers sind grosse Quer-
kräfte bzw. Schubspannungen vorhanden, was zur
Bildung nur eines Risses führen kann. Beim Durch-
laufträger ist dies in der Regel ungefährlich, weil
im Feldbereich normalerweise noch Tragreserven
vorhanden sind. Beim Kragträger fehlen jedoch
solche Reserven. Der Einsturz des Kragträgers, der
im Freivorbau erstellten Cannavino-Brücke in Itali-
en zeigt die Problematik in eindrücklicher Art und
Weise. Das Unglück erfolgte, als der Kragträger
weitgehend fertiggestellt war, die Spannglieder
aber noch nicht injiziert, d.h. noch ohne kontinuier-
lichen Verbund mit der Tragkonstruktion waren
(Wittfoht, 1981).

Menn hat mit seinen Versuchen an unterspannten
Brückenträgern gezeigt, dass durch konstruktiv-
konzeptionelle Vorkehrungen, wie beispielsweise
die Anordnung von Zwischenverankerungen,
auch bei externer Vorspannung die Fliessspan-
nung erreicht werden kann (Menn, 1987 und 1990).
Solche Massnahmen sind jedoch besonders bei

der nachträglichen Verstärkung aufwendig und
kostenintensiv. Im weiteren hilft natürlich zur Ver-
besserung des Bruchverhaltens eine ausreichen-
de, gut verteilte Biegebewehrung und eine gut
verbügelte Biegedruckzone.

In der Praxis wird es in der Regel sinnvoll sein, bei
der Ermittlung der Tragsicherheit auf den mög-
lichen Spannungszuwachs zu verzichten. Dies
wird auch in Ziffer 3 24 18 der Norm SIA 162 em-
pfohlen. Wichtig ist dabei, die nach Abzug sämt-
licher Verluste realistischerweise noch vorhan-
dene Spannkraft einzusetzen. Bei bestehenden
Tragwerken ist je nach deren Alter nur ein Teil-
kriechen oder -schwinden einzusetzen.

Im Einzelfall kann es trotzdem notwendig sein,
eine genauere Ermittlung des Tragsicherheitsver-
haltens vorzunehmen. Eine genaue Berechnung
ist durch Integration der Dehnungen längs der
Spanngliedachse möglich. Es handelt sich dabei
um eine iterative, nichtlineare Berechnung, auf die
hier nicht näher eingegangen wird. Wichtige Hin-
weise hiezu sind veröffentlicht worden (z.B. Virlo-
geux, 1983; Zimmermann, 1985; Eibl et al, 1990;
Gauvreau, 1993).

Eine gute Abschätzung der Spanngliedverlänge-
rung kann mittels des Traglastverfahrens erfolgen
(Figur 8.11). Bei Platten wird dieses Verfahren seit
vielen Jahren erfolgreich angewendet. Es hat auch
in der Norm SIA 162 Eingang gefunden. Mit der
Festlegung einer Grenzdurchbiegung von 2.5%
der massgebenden Spannweite kann die Spann-
kraftzunahme unter Berücksichtigung der gesam-
ten Kabellänge einfach bestimmt werden.

Figur 8.11:
Verlängerung des Spannstahles L beim Erreichen der
Grenzdurchbiegung R
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Während dem sich dieses Verfahren bei Platten
bewährt hat und auch theoretisch untermauert ist,
kann es bei Balken nicht ohne weiteres angewen-
det werden. So müssen beispielsweise die Auswir-
kungen 2. Ordnung berücksichtigt werden. Figur
8.12 zeigt den Fall einer geraden Spanngliedfüh-
rung, wobei Spannglieder und Tragwerk nur bei
den Verankerungen miteinander verbunden sind.
Verformt sich das Tragwerk, so reduziert sich der
Hebelarm der Vorspannkraft. Diese Reduktion er-
gibt sich als Effekt 2. Ordnung und kann je nach den
geometrischen Verhältnissen beträchtlich sein.
Eine Verbesserung wird durch das Anordnen von
Umlenkstellen erzielt, bei denen die Spannglieder
quer zur Tragwerksachse unverschieblich gehal-
ten sind (Figur 8.13). Im weiteren muss in den
kritischen Bereichen ausreichende Rotations-

fähigkeit vorhanden sein, damit entsprechende
Grenzdurchbiegungen erzielt werden können.

Ist die Spannkraft im Bruchzustand bestimmt, d.h.
wird entweder deren Wert P∞ nach Abzug sämt-
licher Verluste eingesetzt oder ist hiezu durch eine
genauere Untersuchung eine Spannkrafterhö-
hung ∆P bestimmt worden, dann wird die Trag-
sicherheit mit den üblichen Methoden ermittelt.

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass sich
zwischen Vorspannung mit Verbund und verbund-
loser Vorspannung in bezug auf die Gebrauchs-
tauglichkeit keine Unterschiede ergeben, dass
aber solche – wie vorstehend erläutert – in bezug
auf die Tragsicherheit vorhanden sind.

Figur 8.12:
Einfluss der Trägerverformung auf die Spanngliedex-
zentrizität bei geraden Spanngliedern, die mit dem
Tragwerk nur bei den Verankerungen verbunden sind.

Figur 8.13:
Einfluss der Trägerverformung auf die Spanngliedex-
zentrizität bei geraden Spanngliedern, die neben den
Verankerungen noch bei 2 Umlenkstellen quer zur
Stabachse gehalten sind.
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8.3.3 Wahl des Vorspanngrades

Für die Wahl des Vorspanngrades einer zusätz-
lichen externen Vorspannung ist es unerlässlich,
eine möglichst genaue Beurteilung des zu ver-
stärkenden Tragwerks in bezug auf Gebrauchs-
tauglichkeit und Tragsicherheit vorzunehmen. Hin-
weise hiezu sind in den Kapiteln 2 und 3 enthalten.

Zeigt diese Beurteilung, zusammen mit einer Ab-
klärung der möglichen Verstärkungsvarianten,
dass das Tragwerk mittels Vorspannung zu verstär-
ken ist, dann ist der Vorspanngrad festzulegen.
Dabei spielt natürlich auch eine Rolle, wie
beispielsweise bei Biegeträgern Spannglieder an-
geordnet werden (siehe 8.4.1).

Ist ein Tragwerk in der Gebrauchstauglichkeit be-
einträchtigt, so kann es sich um folgende Fälle
handeln:

• Unzulässige Verformungen bei Biegeträgern
aus verschiedenen Baustoffen im Hoch- und
Ingenieurbau:

Die Vorspannung ist in der Regel so zu wählen,
dass damit, zusammen mit möglicherweise be-
reits vorhandener Vorspannung, die Verformun-
gen auf das zulässige Mass vermindert werden.
Die Lastausgleichsmethode eignet sich sehr
gut, die erforderliche Vorspannung zu bestim-
men (siehe Figur 8.14).

In vielen Fällen treten bei Stahlbeton- oder
Spannbetontragwerken neben zu grosser Ver-
formungen auch unzulässige Risse auf. Trotz der
zusätzlichen Vorspannung werden sich diese
u.a. wegen der inzwischen eingetretenen Verän-
derungen in den Rissufern nicht mehr vollstän-
dig schliessen. Die Risse sind, wenn überhaupt
erforderlich, erst nach dem Aufbringen der Vor-
spannung zu injizieren. In der Regel wird es nur
möglich sein, einen Teil der Verformungen zum
Verschwinden zu bringen (Veränderung der
Rissufer, irreversible Verformungen die aus
Kriechen entstanden sind).

• Zu grosse Rissweiten, die beispielsweise bei
Wasserbehältern aus Stahl- oder Spannbeton
die Funktionstüchtigkeit beeinträchtigen: die
Vorspannung ist so zu wählen, dass in der Behäl-
terwand nach sämtlichen Vorspannverlusten
und unter max. Füllung noch eine Restdruck-
spannung von 1 bis 2 N/mm2 vorhanden ist.

Figur 8.14:
Prinzip der Lastausgleichs-Methode

In den genannten Fällen ist abschliessend die Trag-
sicherheit zu prüfen. Diese wird in der Regel nicht
massgebend werden. Allerdings ist dabei immer
auch an die Gefährdungsbilder zu denken, bei
denen Eigenlastanteile oder ständige Lasten nicht
vorhanden sein könnten.

Ist die Tragsicherheit ungenügend, so kann es sich
um folgende Fälle handeln:

Erhöhung der Einwirkungen durch Nutzungsän-
derungen oder fehlende Tragsicherheit aus un-
zureichender Bemessung oder vermindertem
Tragwerkswiderstand (Korrosion, unzureichende
Betonfestigkeit, Überbelastung aus ausserge-
wöhnlichen Einwirkungen oder Ereignissen).

Die fehlende Tragsicherheit (Biegung, Querkraft)
ist zu bestimmen und daraus ergibt sich die zusätz-
liche Vorspannung. Es ist zu prüfen, ob das beste-
hende Tragwerk die gewählte Vorspannung ohne
Nachteile aufnehmen kann. Ist dies nicht der Fall,
so sind gefährdete Tragwerksteile zu verstärken
oder die gewählte Vorspannung ist zu reduzieren
und durch andere Massnahmen wie Klebebeweh-
rung zu ergänzen (siehe Kapitel 7).
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8.3.4 Krafteinleitungszonen bei Ver-
ankerungen und Umlenkstellen

Die Vorspannkräfte sind an den Verankerungen
und Umlenkstellen in der Regel über Zusatzkon-
struktionen in das bestehende Tragwerk einzulei-
ten. Dabei ist insbesondere darauf zu achten, dass
die Kräfte ordnungsgemäss in die bestehende
Tragkonstruktion eingeleitet werden können und
dies an Stellen, die ursprünglich nicht dafür ausge-
legt wurden. Wie in (Matt/Hirt, 1992) erläutert, ist
dabei für die Bemessung der gesamten Krafteinlei-
tungszonen von folgender Kraft Qd als Leiteinwir-
kung auszugehen:

Qd = γQ · Qr = 1.5 σp · Ap

mit σp = 0.75 ftk (SIA 162, Ziffer 5 41 1) ergibt sich:

Qd = 1.5 · 0.75 · ftk · Ap = 1.125 Ptk

wobei Ptk die nominelle Bruchkraft des Spann-
stahls bezeichnet.

Mit dieser Festlegung ist sichergestellt, dass ein
Versagen im Spannstahl unter gleichzeitiger Vor-
ankündigung durch grosse Verformungen erfolgt
und nicht durch plötzliches Versagen der Veran-
kerungspunkte.

8.3.5 Reibungsverluste

Analog zur üblichen Vorspannung kann das Kraft-
Reibungsverhalten von umgelenkten externen
Spanngliedern mit der folgenden Formel be-
schrieben werden:

P(x) = Po · e−µ (αx + ∆α · x)

Der Anteil µ · ∆α · x aus den ungewollten Um-
lenkungen kann normalerweise vernachlässigt
werden, da die Spannglieder zwischen den
Umlenkstellen gerade verlaufen. Damit ergibt sich
folgende Vereinfachung:

P(x) = Po . e−µ . αx

Aufgrund von Versuchsresultaten und Erfahrun-
gen aus der Praxis können Reibungsbeiwerte µ
gemäss Figur 8.15 angenommen werden.

Mittlere Reibungs-
beiwerte µ Litzen Drähte

– ungefettet über Stahlsattel 0.25 0.22

– gefettet über Stahlsattel 0.18 0.16

– ungefettet innerhalb
eines Kunststoffrohres 0.14 0.12
über Sattel

– gefettete, kunststoff-
umhüllte Monolitzen 0.06 –
über Sattel

Figur 8.15:
Mittlere Reibungsbeiwerte  für Drähte und Litzen bei
unterschiedlicher Ausführung der Sattelbereiche
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8.4 Konstruktive Hinweise
8.4.1 Anordnung der Spannglieder

Bei Trägern im Brücken- und Hochbau können
Spannglieder in Längsrichtung je nach Problem-
stellung gerade oder polygonal geführt werden.
Einige typische Fälle sind in Figur 8.16 dargestellt.
Werden die Spannglieder ausserhalb der Trag-
werkshöhe geführt, so ist zu überlegen, ob da-
durch nicht eine besondere Gefährdung der
Spannglieder entstehen kann (z.B. Anprall von
Fahrzeugen).

Die Umlenkstellen sind sorgfältig auszubilden;
dies gilt besonders dann, wenn die Spannglieder
ausserhalb des Querschnittes umgelenkt werden

müssen. Beim Entscheid, ob Spannglieder gerade
oder polygonal geführt werden sollen, spielen
wirtschaftliche Überlegungen eine gewichtige
Rolle. Dabei zeigt es sich oft, dass wegen den
hohen Kosten für Umlenkstellen, die gerade
Spanngliedführung sich als die optimale Lösung
erweist.

Die Figuren 8.17 und 8.18 zeigen Möglichkeiten in
schematischer Darstellung, wie mittels vertikaler
oder geneigter Spannglieder (in der Regel
Spannstangen) das Schubverhalten verbessert
werden kann. Bei geneigten Spanngliedern ist der
Kraftverlauf besonders sorgfältig zu verfolgen,
wobei auch die Kraftausbreitung in der Auf-
lagerzone zu berücksichtigen ist (Gleichgewicht,
Vermeidung von Rissbildung).

Figur 8.17:
Schubverstärkung mit vertikalen Spanngliedern

Figur 8.16:
Mögliche Spanngliedanordnungen in Trägerlängsrich-
tung

Figur 8.18:
Schubverstärkung mit geneigten Spanngliedern
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8.4.2 Ausbildung von Verankerungszonen

Der korrekten Ausbildung von Verankerungszonen
ist genügend Beachtung zu schenken. Figur 8.19
zeigt verschiedene Möglichkeiten, die Spannkräfte
externer Spannglieder in einen bestehenden Brük-
kenkastenträger einzuleiten:

• Figur 8.19 a:

Die Verankerung der externen Spannglieder
hinter der bestehenden Auflagezone erfordert
den Umbau der Widerlagerzone. Damit wird
ausreichend Raum für das Spannen und spätere
Überwachen der Spannglieder geschaffen. Die
Kraftübertragung in das bestehende Tragwerk
erfolgt im wesentlichen über Druck und ist damit
relativ problemlos.

• Figur 8.19 b:

Die Spannkräfte werden mittels Konsolen oder
Lisenen aus Beton oder Stahl in die Stege einge-
leitet. Für die Bemessung ist in der Regel der
Zustand der bestehenden Tragkonstruktion
massgebend. Die Krafteinleitung kann mittels
Fachwerkmodellen verfolgt werden, wobei der
Kräftefluss analog zur Elastizitätstheorie sein
soll. Wird alter mit neuem Beton verbunden, so
muss der bestehende Beton beispielsweise mit-
tels Hochdruckwasserstrahl so aufgerauht wer-
den, dass die Körner exponiert sind. Damit kön-
nen Druckstreben bis zu 60° schräg zur Fuge
übertragen werden (Reibungsbeiwert µ = 1.73),
was gleichbedeutend ist mit monolithischem
Beton. Werden vorfabrizierte Betonlisenen ver-
wendet (Trockenfuge), so beginnt der Schlupf
bei einem µ = 0.70 (= 35°). Figur 8.20 zeigt
Möglichkeiten zum Anschluss von Zugkräften
an bestehenden Beton, von denen jedoch nur
einige zur statischen Tragwirkung herangezo-
gen werden können (a, b, d, e). Aus dem Berg-
bzw. Tunnelbau sind Ankertypen bekannt, die
sich auch im Betonbau zur Verankerung von
Zugkräften eignen können. Figur 8.21 enthält
einige wesentliche Merkmale solcher Anker,
wobei allerdings Hinweise zur Dauerhaftigkeit
bzw. zum Korrosionsschutz fehlen. Insbesonde-
re ist bei der Wahl darauf zu achten, dass die
Zugkräfte möglichst schlupffrei und an der ge-
wünschten Stelle übertragen werden können.
Deshalb eignen sich am besten vorgespannte
Zugstangen, die gegebenenfalls mehrmals
nachgespannt werden müssen, um die Vor-
spannverluste möglichst klein zu halten.

Figur 8.19:
Mögliche Ausbildungen von Verankerungszonen
(FIP, 1991)
a) beim Trägerende (Widerlager)
b) im Feldbereich mittels neuer Lisenen
c) beim Querträger bei einer Zwischenunterstützung
d) wie c) aber mit lastverteilender Stahlkonstruktion

• Figur 8.19 c und d:

Die Einleitung der Spannkräfte bei einer Zwi-
schenunterstützung erfolgt über bestehende
Querträger. Die Spannglieddurchführungen
werden mittels Kernbohrungen hergestellt. Ist
der vorhandene Querträger nicht in der Lage,
die Kräfte aufzunehmen, so kann zusätzlich eine
Stahlkonstruktion angeordnet werden (d).
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Figur 8.21:
Eintragung von Zugkräften durch Anker in bestehen-
den Beton (Jungwirth et al, 1986)

Hinweise:
– zur Dauerhaftigkeit bzw. zum Korrosionsschutz sind

zusätzliche Massnahmen zu treffen

– Art und Ort der betonseitigen Krafteinleitung ist ge-
mäss der jeweiligen Problemstellung festzulegen –
oft ist die durchgesteckte vorgespannte Spannstan-
ge gemäss Figur 8.20 b die einzig richtige Lösung

Wichtig ist der Hinweis, dass es sorgfältig abzu-
klären gilt, was die bestehende Konstruktion in den
Verankerungszonen auszuhalten vermag. Im wei-
teren ist die Krafteinleitung nicht nur im lokalen
Bereich der neuen Verankerungszonen zu verfol-
gen, sondern überdies in der gesamten Ausbrei-
tung im bestehenden Tragwerk.

Figur 8.20:
Möglichkeiten zum Anschluss von Zugkräften an
bestehenden Beton (Jungwirth et al, 1986); für eine
statische Tragwirkung können nur a, b, d und e
herangezogen werden
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Die Figuren 8.22 und 8.23 zeigen ausgeführte Ver-
stärkungen mittels externen Spanngliedern.

Figur 8.22:
Ausbildung der Verankerungszone bei der Brücke über
die Muota, Schweiz (Müller, 1992)

Figur 8.23:
Ausbildung der Verankerungszone beim Viadukt los
Chorros (Zahn/ Voumard, 1992)

Hinweis:
Zur Erzielung einer sanften Krafteinleitung wurden die
einzelnen Verankerungen gestaffelt angeordnet. Zur
Aufnahme der Beanspruchung aus den Spannglied-
exzentrizitäten in bezug auf die Stegachsen mussten
Querbalken in Stahlbeton eingebaut werden.
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8.4.3 Ausbildung von Umlenkstellen

Die Umlenkstellen sind ebenfalls sorgfältig aus-
zubilden. In der Regel werden die Spannglieder
örtlich in gebogenen Stahlrohren geführt (Figur
8.24). Die Figur 8.25 gibt die zu beachtenden Mini-
malradien an.

Spanngliedgrösse Minimal-
(Angabe für Litzen) radius R[m]

19Ø13 mm oder 12Ø15 mm 2.5

31Ø13 mm oder 19Ø15 mm 3.0

55Ø13 mm oder 37Ø15 mm 5.0

Figur 8.25:
Minimalradien der Spannglieder an Umlenkstellen (für
Drahtspannglieder mit gleicher Bruchkraft gelten die
gleichen Werte)

Die Einleitung der Kräfte in das bestehende Trag-
werk kann mittels einer Betonkonstruktion (siehe
Figur 8.24) oder einer Stahlkonstruktion (siehe Fi-
gur 8.26) erfolgen. Gemäss ENV 1992-1-5 sind die
Sattelrohre wie folgt zu bemessen bzw. auszubil-
den:

• Die auftretenden radialen und tangentialen
Kräfte müssen übertragen werden können.

• Beim Eintritt bzw. Austritt der Spannglieder
dürfen keine unzulässigen, örtlichen Winkel-
änderungen auftreten, wobei solche von 0.02
rad noch zulässig sind.

Figur 8.26:
Umlenkstelle – Krafteinleitung mittels Stahlkonstrukti-
on (Zahn/ Voumard, 1992)

Figur 8.24:
Umlenkstelle – Krafteinleitung mittels Stahlbetonkon-
struktion (FIP, 1991)
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Figur 8.27 zeigt unterschiedliche Ausbildungen
der Verbindung zwischen Sattelrohr und Spann-
glied. Weitere Kombinationen sind möglich. So
kann beispielsweise durch die Verwendung zweier
ineinander verlaufender Stahlsattelrohre und ei-
ner Zementinjektion des Spanngliedes über der
Stütze Verbund erzielt werden. Trotzdem ist die
Auswechselbarkeit ermöglicht. Zur Aufnahme des
Kraftzuwachses im Bruchzustand sind die Rohre
miteinander in geeigneter Weise zu verbinden
(Achtung auf unterschiedliche Rohrdurchmesser
zwecks Montage und Toleranzen der Biegedurch-
messer).

Figur 8.27:
Mögliche Ausbildungen der Verbindung zwischen Sat-
telrohr und Spannglied. In den Fällen a) und b) kommt
in der Regel der Typ 1 und im Fall c) der Typ 2 zur An-
wendung (Figur 8.28)

8.4.4 Anforderungen an externe Spann-
glieder

Im Laufe der Jahre wurden von den Spannver-
fahrensfirmen eine Vielzahl von Lösungen ent-
wickelt, wobei auch versucht wurde, den mit der
Zeit gestiegenen Anforderungen der Bauherren
gerecht zu werden.

Wie in Abschnitt 8.2 ausgeführt, muss der Pro-
jektverfasser frühzeitig entscheiden, ob

a) die Spannglieder in bezug auf deren Spannkraft
regulierbar sein sollen und, wenn ja, in welchen
Grenzen,

b) die Spannglieder auswechselbar sein sollen;
hiezu sind verschiedene Lösungen bekannt, die
sich beispielsweise darin unterscheiden, wie
gross der diesbezügliche Arbeitsaufwand ist,

c) die Spannglieder überwachbar in bezug auf
Spannkraft und Wirksamkeit des Korrosions-
schutzes sein sollen.

Die Verankerungen und die Umlenkstellen sind so
auszubilden, dass die gestellten Anforderungen
erfüllt sind. Bei den Verankerungen bedeutet dies,
dass sie sich in der Regel von denjenigen der
Vorspannung mit Verbund unterscheiden.

Als Hüllrohre kommen meistens solche aus Po-
lyethylen zur Anwendung. Es sind auch schon
Stahlrohre verwendet worden. Bei den letzteren ist
daran zu denken, dass Schweissverbindungen in
der Nähe von Spannstahl verboten sind.
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Figur 8.28:
Querschnittsaufbau externer Spannglieder (VSL, 1988)

Figur 8.28 zeigt die üblichen Querschnittsaus-
bildungen externer Spannglieder. Die Spannglied-
typen 1 und 2 unterscheiden sich im wesentlichen
dadurch, dass der letztere zusätzliche Schutzbar-
rieren gegen Korrosion und geringere Reibungs-
verluste aufweist. Ausserdem kann die Spannkraft
reguliert werden.

Es stellt sich die Frage, anhand welcher Kriterien
entschieden werden kann, welcher Spanngliedtyp
für das jeweilige Projekt zu wählen ist. Neben
wirtschaftlichen und ausführungstechnischen
Aspekten können folgende Hinweise dienlich sein:

• Es erscheint sinnvoll, von den Einwirkungen aus
der Umgebung der Spannglieder und deren
Exposition auszugehen. Als Grundlage können
die Umweltklassen gemäss Tabelle 4.1, SIA
V 162 001 dienen.

• Ist es erforderlich, die Spannkräfte während der
Lebensdauer des Tragwerks zu regulieren,
kommt der Spanngliedtyp 2 in Frage. Es ist
allerdings möglich, beim Spanngliedtyp 1 an-
stelle von Zement, Fette oder Wachse zu ver-
wenden. Diese haben aber bei dieser An-
wendungsart, bei der relativ grosse Volumina
gefüllt werden müssen, gewichtige Nachteile
(teuer, schwierig in der Handhabung, Volumen-
änderungen bei Temperaturänderungen). Da-
mit die Spannkräfte reguliert werden können,
müssen auch die Verankerungen entsprechend
ausgebildet sein.

• Wie in Figur 8.15 gezeigt, variieren die Rei-
bungsbeiwerte der verschiedenen Typen sehr

Spannglied- Spannglied-
typ 1 typ 2

Umweltklasse:

– Klasse 1 ●

– Klasse 2 ●

– Klasse 3 ●

– Klasse 5 ●

Regulieren der
Spannkraft:

– Nein ●

– Ja ●

Spannglied-
reibung:

– kurzes Kabel ●
und kleine Σα

– langes Kabel ●
und grosse Σα

Figur 8.29:
Technische Kriterien zur Wahl des Spanngliedtyps
Umweltklassen gemäss Tabelle 4.9 SIA V 162.001

stark; so sind die Reibungsverluste beim Spann-
gliedtyp 2 sehr viel kleiner. Diese Tatsache kann
bei langen Spanngliedern mit Umlenkungen ein
Entscheidungskriterium sein.

Die Figur 8.29 stellt die technischen Kriterien dar
und macht Vorschläge zur Wahl des Spannglied-
typs.
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Die Wirksamkeit des Korrosionsschutzes kann bei-
spielsweise mittels der elektrischen Wider-
standsmessung geprüft werden. Damit eine per-
manente Überwachung möglich ist, müssen ne-
ben der Verwendung von Kunststoffrohren als
Spanngliedumhüllung und primärer Korrosions-
barriere auch die Verankerungen vom Bauwerk
elektrisch isoliert werden (Figur 8.30). Dazu sind
heute in der Praxis bereits erfolgreich eingesetzte
Lösungen vorhanden.

Im weiteren ist daran zu denken, dass externe
Spannglieder besonderen Gefährdungen wie
Brand, UV-Strahlung und Anprall ausgesetzt sein
können. Ist dies der Fall, so sind geeignete Mass-
nahmen vorzusehen.

8.5 Ausschreibung
Die Verstärkung eines bestehenden Tragwerks
mittels externer Spannglieder kann folgende spe-
zifische Hauptarbeiten mit sich bringen:

• Ausbilden von Verankerungszonen und Um-
lenkstellen (z.B. Spitzarbeiten, Kernbohrungen,
Aufrauhen von Betonoberflächen, Dübelarbei-
ten, Schweissarbeiten, Schalen, Bewehren, Be-
tonieren).

• Liefern, Einbau, Spannen und Injizieren externer
Spannglieder gemäss den Anforderungen für
das jeweilige Projekt.

In bezug auf externe Spannglieder eignet sich der
NPK Bau nur als Wegleitung. Es ist zu empfehlen,
nur die wesentlichen Anforderungen bzw. Lei-
stungskriterien festzulegen. Die Spannverfahrens-
firma soll dann zusammen mit der Offerte u.a.
folgende Angaben machen:

• Technische Beschreibung des Systems mit den
relevanten Kenndaten

• Art des Korrosionsschutzes

• Art der Einbaumethode (Hinweise auch auf ein-
zuhaltende Verlegetoleranzen)

• Art und Umfang der Qualitätsprüfungen

Die gemachten Angaben sind vom Projektverfas-
ser zu beurteilen. Nach getroffener Systemwahl
sind die Art und Umfang der Qualitätsprüfungen in
den Kontrollplan aufzunehmen.

Figur 8.30:
Prinzip des permanent elektrisch isolierten Spannglie-
des (Matt, 1990)
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8.6 Ausführung
Die Herstellung der Verankerungszonen und Um-
lenk- bzw. Halterungsstellen erfordert Sachkennt-
nis und Sorgfalt seitens der ausführenden Firmen
und der Bauleitung. Insbesondere ist es wichtig,
dass klar festgelegt wird, was zu den Aufgaben der
Hauptunternehmung gehört und wofür die Spann-
verfahrensfirma zuständig ist (z.B. in bezug auf
Toleranzen).

Bei der Herstellung und beim Einbau externer
Spannglieder kann zwischen den folgenden Me-
thoden unterschieden werden:

• Werksgefertigte Kabel, die auf Bobinen auf-
gewickelt und auf der Baustelle abgewickelt und
in die endgültige Lage eingezogen werden.

• Installation der leeren Hüllrohre und an-
schliessendes Einziehen von Draht- oder Litzen-
bündeln oder Einstossen einzellitzenweise.

Je nach den vorhandenen Gegebenheiten kann
sich die eine oder die andere Methode als richtig
erweisen.

In bezug auf den Spannvorgang ist nichts be-
sonderes zu erwähnen. In vielen Fällen können
aber enge Platzverhältnisse für das Bedienungs-
personal und die Spannpressen problematisch
sein. Die Erfahrung zeigt, dass es sich lohnt, genü-
gend Raum zu schaffen.

Eine fachgerechte Ausführung der Spannglied-
injektion ist für die Dauerhaftigkeit von grosser
Bedeutung. Wird Zementsuspension injiziert, so
sind neben den Anforderungen der Normen SIA
162 und 162/1 auch die neueren Erkenntnisse zu
beachten (Matt, 1990; FIP, 1990). Besondere Sach-
kenntnis ist nötig, wenn Fette und Wachse als
Injektionsgut verwendet werden sollen. Es ist auch
zu erwähnen, dass bei externen Spanngliedern die
Hüllrohre dem Injektionsdruck voll ausgesetzt
sind. Dieser ist so auszulegen und zu überwachen,
dass die Rohre während des Injizierens nicht über-
beansprucht oder gar zerstört werden.

Zu den Abschlussarbeiten gehört die Herstellung
des Korrosionsschutzes im Verankerungsbereich.
Dieser besteht in der Regel aus einer beschichteten
Schutzkappe und eines Schutzes des Ankerkopfes
und evtl. des Bereiches hinter der Ankerplatte.
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9 Verstärkungen im Grundbau

9.1 Vorbemerkung
Die Behandlung des Sachthemas «Verstärkungen
im Grundbau» weicht formal wie inhaltlich vom
einheitlichen Aufbau der vorangehenden Kapitel
ab. Dies hat seine Gründe. Der Baugrund als Trag-
werk und der Boden als Baustoff können nicht den
klassischen Bauweisen in Stahl, Beton und Holz
gleichgestellt werden. Als wesentlicher Unter-
schied gilt: Boden ist in der Regel kein Produkt, das
industriell nach bekannter Rezeptur und standar-
disierter Qualität hergestellt wird. Boden und ins-
besondere Baugrund ist dem Bauwerk in naturbe-
stimmter Beschaffenheit und Qualität vorgegeben
und nicht selten mit unbekannten oder gar unbe-
stimmbaren Eigenschaften behaftet. Entspre-
chend hat, im Vergleich zu den anderen Konstruk-
tionsweisen, die Strategie bei der Behandlung von
Boden als Baustoff und Baugrund als Tragwerk
anderen Prioritäten zu folgen.

Es gibt aber noch einen weiteren Grund, das vor-
liegende Kapitel modifiziert zu gestalten. «Ver-
stärkungen im Grundbau» ist ein sehr weitläufiger
Themenkreis. Er reicht zum Beispiel von einer
reinen Veränderung des Baugrundes durch chemi-
sche oder physikalische Behandlung bis hin zum
Einsatz von Pfählen und Ankern zur Verbesserung
der Tragfähigkeit von Grundbauwerken.

Aus der Fülle von Informationen, über die im Zu-
sammenhang mit Verstärkungsmassnahmen im
Grundbau zu berichten wäre, beschränkt sich der
vorliegende Beitrag auf das Wesentliche und Ge-
meinsame, das allen grundbaulichen Verstär-
kungsmassnahmen eigen ist. Der Schwerpunkt
liegt dabei auf der Systematik in der Analyse und
Lösung der gestellten Bauaufgabe. Es ist dabei,
ohne den gesetzten Rahmen zu sprengen, absolut
unmöglich, die einzelnen Verstärkungssysteme
eingehend und analog der vorgehenden Kapitel zu
behandeln.

Figur 9.1
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9.2 Ausgangslage

9.2.1 Ursache einer Verstärkung

Es gibt im wesentlichen zwei Gründe, die aus
technischer Sicht betrachtet, die Verstärkung eines
Tragwerkes erforderlich machen können:

• Fall A:
das Bauwerk weist, im Zeitpunkt der Betrach-
tung, eine ungenügende Qualität auf.

• Fall B:
die Qualität des Bauwerkes wird durch eine
Nutzungsänderung oder Änderung im Trag-
system negativ beeinflusst.

Der verwendete Begriff Qualität kann dabei auf die
Tragsicherheit, die Gebrauchstauglichkeit oder
aber die Dauerhaftigkeit bezogen sein. Qualitäts-
mindernde Einflüsse können sowohl aus einer
Änderungen auf der Einwirkungsseite (z.B. Nut-
zungsänderungen), als auch auf der Widerstands-
seite (z.B. Veränderungen am Tragsystem) herrüh-
ren.

Im Fall A ist die Ursache einer Verstärkung fast
immer eine ungenügende Tragfähigkeit oder ein
ungenügendes Formänderungsverhalten des
Baugrundes, eher selten aber eine ungenügende
innere Tragfähigkeit eines grundbaulichen Trag-
elementes (Fundament, Pfahl, Anker, Vernage-
lung, usw.). Im Fall B liegt die primäre Ursache in

Fugur 9.2

äusseren Einwirkungen oder Eingriffen in das
Tragsystem und nur sekundär, wenn überhaupt, in
einem begrenzten Tragvermögen des Baugrun-
des.

Die Ursache, die eine Verstärkung eines Tragwerks
erforderlich macht, ist für die Wahl und die Bemes-
sung der Verstärkungsmassnahme immer von
Bedeutung. Letzteres gilt in besonderem Masse für
Verstärkungen des Grundbaues.
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9.2.2 Analyse des Tragwerkzustandes

Während im Fall A eine Aufnahme und Analyse
des Tragwerkzustandes und eine Abklärung des
Tragwerkverhaltens immer auch einen Hinweis
auf die Grenzen der Tragfähigkeit des Tragwerks
liefert, ist dies im Fall B selten gegeben. So kann
zum Beispiel bei einem geschädigten Gebäude
aufgrund von Rissaufnahmen (Rissbild, Rissweite
und Risszunahme) auf den Mechanismus der
Schadensbildung und den Ort und das Mass der
strukturellen Schwächen in der Fundation ge-
schlossen werden. Die Schadensuntersuchung
vermag, im Hinblick auf die Sanierung resp. Ver-
stärkung des Tragwerks, wertvolle Hinweise auf
das Verhalten und die Grenzen der Tragfähigkeit
der Fundation zu geben.

Bei einem intakten Gebäude, das aus Gründen
einer geplanten Nutzungsänderung nach Fall B
verstärkt werden muss, liegen die Verhältnisse
anders. Man weiss zwar, dass die Fundation dem
alten Zustand genügt, kennt aber in der Regel die
Grenzen der Tragfähigkeit nur aufgrund theore-
tischer Überlegungen. Entscheide über Umfang
und Mass von Verstärkungen sind bei einem intak-
ten Gebäude (Fall B) nicht selten schwieriger zu
treffen als bei einem bereits geschädigten Gebäu-
de (Fall A). Vereinfacht ausgedrückt: im Fall A
können Verstärkungen aufgrund des beobachte-
ten Tragwerkverhaltens festgelegt werden, wäh-
rend sie im Fall B aufgrund statischer Berechnun-
gen bemessen werden müssen.

Figur 9.3
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9.2.3 Vorausgesetzte Kenntnis

Die Anordnung grundbaulicher Verstärkungs-
massnahmen setzt idealerweise die Kenntnis fol-
gender objektspezifischer Grundlagen voraus:

• Ziel der Verstärkung: Welche Qualität ist zu errei-
chen.

• Konstruktion und Tragverhalten des zu verstär-
kenden Tragwerks.

• Kenntnis der Belastung während der geplanten
Restnutzungsdauer.

• Beanspruchung des Tragwerks unter der effek-
tiven Belastung.

• Beschaffenheit, insbesondere Schichtaufbau
und geotechnische Eigenschaften des Bau-
grundes.

• Tragverhalten des Baugrundes, einschliesslich
Kenntnis über das last- und zeitabhängige
Formänderungsverhalten.

• Liste der Ursachen, die grundbauliche Ver-
stärkungsmassnahmen erforderlich machen.

Eine eingehende Klärung der Randbedingungen
und Grundlagen ist eine unabdingbare Voraus-
setzung für eine gute Lösung der gestellten Auf-
gabe.

Figur 9.4
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9.3 Baugrund
9.3.1 Allgemeine Voraussetzung

Für die Planung, Projektierung und Ausführung
grundbaulicher Massnahmen zur Verstärkung ei-
nes Tragwerks ist eine dem Problem angemessene
Kenntnis von Baugrundbeschaffenheit und Bau-
grundverhalten, einschliesslich der Kenntnis über
die hydrogeologischen Verhältnisse unerlässlich.
Während die wesentlichen Daten der Baugrundbe-
schaffenheit mit Hilfe einer Baugrunderkundung
einigermassen zuverlässig ermittelt werden kön-
nen, stösst eine zuverlässige Ermittlung des bau-
werkabhängigen Baugrundverhaltens auf erheb-
lich grössere Schwierigkeiten. Es muss aber stets
als Aufgabe betrachtet werden, nicht nur über die
Grenzzustände, sondern über das gesamte Form-
änderungsverhalten des Komplexes Bauwerk–
Baugrund Kenntnis oder mindestens eine zutref-
fende Vorstellung zu haben.

9.3.2 Analyse des Baugrundverhaltens

Bei Bauwerken, die bereits grundbaulich bedingte
Mängel und Schäden aufweisen (Typ A), kann aus
dem Schadensbild und dem Setzungsverhalten
auf das integrale Bauwerk–Baugrundverhalten
geschlossen werden. Daher ist es bei solchen Bau-
werken sehr wichtig, dass man frühzeitig relevante
Erscheinungen wie Setzungen, Verschiebungen,
Risszunahmen, usw. messtechnisch erfasst. Sol-
che Aufnahmen sollten dabei stets von einer mög-
lichst zuverlässigen Zustandsbeschreibung des
Bauwerks bezüglich der setzungsverursachenden
Umstände (Lasten, Aufschüttungen, Erdabtragun-
gen, Wasserstände, usw.) begleitet sein. Wenn
auch für eine verlässliche Prognose eine möglichst
lange Messperiode wünschbar wäre, so ist eine
Aussage aufgrund weniger Messungen immer
noch viel besser, als wenn überhaupt keine Mes-
sungen vorliegen. Mit Hilfe der Kenntnis der Geo-
technik kann auf den Grundlagen:

• Baugrundbeschreibung

• Bauwerkzustand

• Deformationsverlauf

Figur 9.5

bereits eine meist recht verlässliche Aussage über
den Mechanismus des Tragverhaltens und über
die massgebenden Charakteristiken zu dessen
Beschreibung gemacht werden. Sicher ist festzu-
stellen, ob der beobachtete Prozess (Rissverhal-
ten, Setzungsverhalten, usw.) degressiv, stationär
oder aber progressiv verläuft. Bei allen diesen
Untersuchungen sollte immer beachtet werden,
dass eine Aussage aufgrund eines beobachteten
und messtechnisch festgestellten Tragwerkverhal-
tens immer zuverlässiger ist, als wenn die gleiche
Information aufgrund theoretischer Überlegun-
gen erhalten werden muss.
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9.3.3 Scherfestigkeitswerte

Neben dem Formänderungsverhalten interessiert
natürlich immer auch die Grenztragfähigkeit von
Baugrund und Boden. Diese wird im allgemeinen
durch die Scherfestigkeitsparameter Reibungs-
winkel φ' und Kohäsion c' beschrieben. Das Festig-
keitsverhalten und die Festigkeitswerte von Böden
hängen von vielen Faktoren wie Beschaffenheit,
Lagerungsdichte, Spannungszustand, Vorbela-
stung, usw., insbesondere aber auch – und dies
ganz speziell bei bindigen Böden – von der Verfor-
mungsgeschwindigkeit der Scherbeanspruchung
ab. Die Werte φ' und c' sind also, wie oft vereinfa-
chend angenommen wird, bei weitem keine Mate-
rialkonstanten (Gudehus, Leinenkugel, 1978). Die
erwähnte rheologische Gegebenheit ist nun voral-
lem bei der Sanierung von Rutsch- und Kriechhän-
gen von Bedeutung. Scherfestigkeit und Kriech-
geschwindigkeit sind über eine rheologische
Gesetzmässigkeit miteinander gekoppelt, was im
Hinblick auf Phänomene von Kriecherscheinun-
gen und die Bemessung von Kriechhangsanierun-
gen von Bedeutung ist. Wird die Scherbeanspru-
chung erhöht, zum Beispiel durch den Strömungs-
druck einer Hangwasserspiegeländerung, nimmt
die Kriechgeschwindigkeit bis zum neuen Gleich-
gewichtszustand zu. Wird die Scherbeanspru-
chung anderseits reduziert, zum Beispiel durch die
Wirkung von Hangsicherungsmassnahmen (Ver-
ankerungen, Verdübelungen, usw.) nimmt die
Kriechgeschwindigkeit entsprechend ab. Die mo-
derne Geotechnik liefert Anhaltspunkte, um den
Zusammenhang zwischen Scherfestigkeit und
Kriechgeschwindigkeit (Kriechgesetz) wenig-
stens der Grössenordnung nach abschätzen zu
können. Auf dieser Grundlage kann zum Beispiel
die Bemessung einer Hangsanierung ausgeführt
werden (Vollenweider, 1989).

Lässt die Zustandsbeurteilung des Bauwerks auf
einen Stabilitätsfall schliessen, so kann unter der
Annahme eines vertretbaren Baugrundmodelles
über eine Rückrechnung auf die materialtech-
nischen Randbedingungen geschlossen werden.
Unter der Annahme, dass sich das Tragwerk als
Ganzes im Grenzzustand befindet (γ = 1.0), kann
über eine Gleichgewichtsbetrachtung ein Set von
stabilitätsbestimmenden Bemessungswerten her-
geleitet werden (φ', c', u, usw.), für die die betrach-
tete Grenzzustandsgleichung erfüllt ist. Dabei ist
es in vielen Fällen oft unerheblich, ob die über eine
solche Rückrechnung ermittelten Werte den tat-
sächlichen Werten entsprechen oder nicht. In

Figur 9.06

Figur 9.7
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vielen Fällen genügt für die Ermittlung der Verstär-
kung eines Tragwerks eine relative Betrachtungs-
weise. Dabei wird gefordert, dass zur Sicherung
der Bauwerkqualität die Reduktion der Beanspru-
chung resp. die Erhöhung des Widerstandes ein
bestimmtes prozentuales Mass der Basiswerte
von Beanspruchung resp. Widerstand betragen
soll. In dieser Betrachtungsweise kompensieren
sich selbstregulierend Fehler in der Annahme des
Berechnungsmodelles und der Basisvariablen (φ',
c', u, usw.), sodass die Berechnung auch mit parti-
ell unzutreffenden Werten und Annahmen gleich-
wohl zu einem zutreffenden Ergebnis führt.

9.3.4 Schlussfolgerung

Grundsätzlich sollte immer aus dem Umstand
Nutzen gezogen werden, dass ein Bauwerk mit
Mängeln und Schäden stets als ein Grossversuch
im Massstab 1:1 betrachtet werden kann. Durch
eine sorgfältige Analyse von Tragwerkzustand und
Tragwerkverhalten kann dadurch vielfach und bes-
ser als mit anderen Mitteln auf die massgebenden
Bestimmungsgrössen geschlossen werden. Im
Grundbau können dies zum Beispiel sein: Erd-
druck, Wasserdruck, Scherfestigkeit, Steifigkeit,
Kriechmass, usw. Die damit gewonnenen Basisda-
ten sind in vielen Fällen um einiges zuverlässiger,
als über einen anderen Weg (Erfahrungswerte,
Tabellenwerte, Laborversuche, Modellversuche
usw.) bestimmte Werte. Eine optimale Vorausset-
zung für die Bemessung der Verstärkung ist immer
dann gegeben, wenn Baugrundbeschreibung,
geotechnische Kenntnis, empirische Erfahrung
und Analyse des Tragwerkverhaltens gemeinsam
als Grundlage für die Bestimmung der massge-
benden Basisvariablen  (φ', c', u, usw.) zur Verfü-
gung stehen.

Figur 9.9
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9.4 Verstärkungsmittel
9.4.1 Vorbemerkung

Es kann hier niemals darum gehen, die grund-
baulichen Verstärkungsmittel abschliessend zu
behandeln, noch eine umfassende Beschreibung
ihrer Anwendungsmöglichkeiten, Eigenschaften
und Grenzen geben zu wollen. Es folgt lediglich
eine kurze Beschreibung und Charakterisierung
der gebräuchlichsten Mittel und Verfahren. Dabei
soll diese Aufzählung mehr als Checkliste, denn als
hinreichende technische Information betrachtet
werden. Eine eingehendere Behandlung würde für
sich allein den Umfang eines IP Bau Dokumentes in
Anspruch nehmen. Ausserdem darf hier auf die
sehr gute Behandlung dieses Themas im Grund-
bau-Taschenbuch Bände 2 und 3, 4. Auflage 1992
verwiesen werden.

9.4.2 Allgemeine Zuordnung

Bei Verstärkungen von Tragwerken mit grundbau-
lichen Mitteln kann es sich um die Verstärkung:

• einer Fundation
• eines konstruktiven Stützbauwerkes
• eines eigentlichen Erdbauwerkes

handeln.

Die Verstärkung kann dabei auf die Gewährlei-
stung:

• der Tragsicherheit
• der Gebrauchstauglichkeit
• der Dauerhaftigkeit

ausgerichtet sein. Schlussendlich kann die Ver-
stärkung:

• eine Verbesserung des Baugrundverhaltens
• eine Verbesserung der konstruktiven Trag-

fähigkeit

bezwecken. Je nach der Aufgabenstellung dürfte
das eine oder andere Verfahren resp. Mittel op-
timal, zweckmässig oder angemessen sein. Es
wäre nun reizvoll für jeden topologischen Bau-
werksfall die geeigneten Verfahren und Mittel auf-
zuzählen. Dies gäbe eine sicher sehr interessante
Tabelle, würde aber vermutlich wenig zur objekt-
spezifischen Problemlösung beitragen. Das Sche-

ma wäre zu starr, um den vielfältigen Varia-
tionsmöglichkeiten im Grundbau gerecht zu wer-
den. Die nachfolgenden Ausführungen beschrän-
ken sich daher nur auf eine kurze Charakterisie-
rung der Verfahren und Mittel. Auf eine verbind-
liche Zuordnung, was, wann, wo und wie gemacht
werden soll, wird verzichtet.

Figur 9.10
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9.4.3 Unterfangungen

Unterfangung ist das Umsetzen der Fundament-
last eines flach gegründeten Bauwerks auf eine
tiefere, tragfähigere Baugrundschicht (Hilmer,
1991; Smoltcyk, 1991). Die Anwendung der Un-
terfangung ist an die folgenden zwei wichtigen
Voraussetzungen gebunden:

• Vorhandensein einer tragfähigen Baugrund-
schicht in erreichbarer Tiefe

• Ausreichende Tragfähigkeit der Tragkonstruk-
tion einschliesslich der Fundamente zur Über-
brückung der Beanspruchung in den kritischen
Bauzuständen.

Die Unterfangung einer Fundation wird in der Re-
gel in der Breite, zum Teil auch in der Tiefe etappiert
ausgeführt. Die Reihenfolge der Arbeitsetappen
ist, abgestimmt auf die Gebäudekonstruktion,
sorgfältig zu planen. Allenfalls muss die Tragkon-
struktion des Gebäudes zur Lastübertragung und
Lastumlagerung vor Beginn der Unterfangung
verstärkt werden. Steife Konstruktionsteile (Ge-
bäudeecken) sind möglichst als Erstes zu unterfan-
gen. Sattellagerungen sind nach Möglichkeit zu
vermeiden. Das Verformungsverhalten in den Bau-
zuständen ist kaum prognostizierbar. Unterfan-
gungsarbeiten sind immer durch Messungen und
Beobachtungen zu begleiten. Für untolerierbares
Verhalten sind entsprechende Massnahmen zu
planen, eventuell bereitzuhalten. Setzungen und
Verformungen können allenfalls mittels Flachpres-
sen kompensiert werden. Ohne gewisse Deforma-
tionen am Bauwerk ist eine Unterfangung nicht
ausführbar.

Die Unterfangung ist eine alte und bewährte Bau-
weise, die zwar sorgfältig ausgeführt werden
muss, aber ohne spezielle Geräte ausgeführt wer-
den kann.

Figur 9.11



IP BAU

144

Verstärkungen im Grundbau

9.4.4 Mikropfähle

Mikropfahl ist der Sammelbegriff für einen klein-
kalibrigen Bohr- oder Rammpfahl mit einem
Durchmesser kleiner ca. 300 mm. Mikropfähle
werden zum Teil in der gleichen Art und Weise wie
konventionelle Pfähle, zum Teil aber auch in der
gleichen Technik wie Boden- und Felsanker her-
gestellt (Franke, 1992; Neumann, 1986; Spann-
Stahl). Das Anwendungsgebiet ist heute sehr viel-
seitig und nicht mehr wie früher nur auf eigent-
liche Spezialfälle (Fundamentverstärkungen, be-
schränkte Arbeitsverhältnisse, empfindliche Ge-
bäude und Nachbarbauten, besondere Bau-
grundverhältnisse) beschränkt.

Die grösste Bedeutung hat heute der Injektions-
bohrpfahl, auch Verpress- oder Wurzelpfahl ge-
nannt. Die angewandte Technik entspricht weit-
gehend der Ankererstellung. In Bohrungen von Ø
100 bis 250 mm werden ein, allenfalls mehrere
Stahlstäbe (z.B. Gewi) Ø 30 bis 50 mm oder ein
Stahlrohr Ø 100 bis 200 mm eingesetzt und der
Ringraum mit einer Zementinjektion verfüllt oder
verpresst. Bei beschränkten Raumverhältnissen
(Ausführung in Kellerräumen) kommen Kleinbohr-
geräte zum Einsatz und der Stahlpfahl wird in
kleinen Stosslängen von ca. 1.0 bis 1.5 m gekup-
pelt. Zur Gewährleistung des Korrosionsschutzes
werden heute auch voll isolierte Pfähle angeboten.
Zur Erhöhung der äusseren Tragfähigkeit kann die
Zementinjektion mit Doppelpacker und Mehrfach-
injektionen ausgeführt werden. Die erreichbare
Gebrauchslast auf axialen Druck liegt, eine ausrei-
chende innere Tragfähigkeit vorausgesetzt, in der
Regel bei ca. 200 bis 400 kN in schlechtem Bau-
grund (tonig-siltig, locker gelagert) bis ca. 600 bis
800 kN in gutem Baugrund (kiesig-sandig, mittel
bis hart gelagert). Für axial belastete Zugpfähle
dürften die entsprechenden Werte um einen Fak-
tor 1.3 bis 1.5 tiefer liegen.

Der Einsatz von Mikropfählen ist grundsätzlich an
die gleichen Voraussetzungen wie der Einsatz von
Boden- und Felsankern gebunden, namentlich an:

• Eine ausreichende Kenntnis über die Baugrund-
verhältnisse

• Eine sorgfältige Prüfung der Tragfähigkeit
(Pfahlbelastungsversuche)

Bei Mikropfählen, die hauptsächlich auf Reibung
tragen, dürfte ein Injektionsbohrpfahl mit Nach-

verpressung die grössten Vorteile bringen. Bei
Mikropfählen, die als eigentliche Standpfähle tra-
gen, kann ein Injektionsrammpfahl oder ein kon-
ventioneller Kleinbohrpfahl durchaus auch in
Frage kommen. Bei der Anwendung von Mikro-
pfählen ist der Krafteinleitung Bauwerk – Pfahl und
allenfalls der Knickstabilität besondere Beachtung
zu schenken. Aus beiden Gründen kann sich das
eine oder andere System als unzweckmässig er-
weisen.

Der Mikropfahl ist ein modernes, wirtschaftliches
Pfahlsystem, das in vielen Fällen den konventio-
nellen Bohr- oder Rammpfahl verdrängen wird.

Figur 9.12
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9.4.5 Presspfähle

Der Presspfahl ist ein Stahlbetonpfahl aus einzel-
nen, im Werk hergestellten Fertigteilen, die hy-
draulisch in den Boden eingepresst und mittels
einem eingepassten Stahldübel (Hülsenrohr)
schubfest miteinander verbunden werden (Jan-
sen, 1989). Presspfähle eignen sich besonders bei
Sanierungen und Verstärkungen von Gründungen
bestehender Bauwerke. Der Durchmesser von
Presspfählen beträgt in der Regel ca. 300 bis 500
mm, die Pfahlgliedlänge ca. 400 bis 500 mm. Die
Gebrauchslast von Presspfählen beträgt ca. 200
bis 500 kN.

Der Einsatz von Presspfählen ist an die folgenden
speziellen Voraussetzungen gebunden:

• Aufschluss über die Baugrundbeschaffenheit,
wie sie für alle Pfahlgründungen erforderlich ist

• Ausreichende Tragfähigkeit der Tragkonstruk-
tion zur sicheren Aufnahme der Reaktionskraft
beim Pressvortrieb

• Hohe Qualität, grosse Erfahrung und sorgfältige
Kontrollen bei der Herstellung und ins-
besondere beim Vortrieb der Pfähle.

Der Presspfahl trägt fast ausschliesslich als Stand-
pfahl. Ohne versuchstechnischen Nachweis darf
kein wesentlicher Pfahlmantelreibungswider-
stand angenommen werden.

Als wesentliche Vorteile des Presspfahles sind zu
nennen:

• Einsatz auf kleinstem Raum ohne Verwendung
von Grossgeräten

• Lärm- und erschütterungsfreies Arbeitsver-
fahren

• Vortrieb und Pfahlmontage bieten die Mög-
lichkeit einer aussagekräftigen Tragfähigkeits-
kontrolle

• Vorwegnahme der Setzungen durch die Bau-
grundvorbelastung als Folge des Pressvor-
triebs.

Demgegenüber sind als wesentliche Nachteile zu
nennen:

• Hohe Anforderung an Qualität und Sorgfalt bei
der Pfahlerstellung

• Schwierigkeiten beim Auffahren auf Pfahl-
hindernisse

• Starke Einschränkung der Tragfähigkeit bei Auf-
treten von Exzentrizitäten (Pfahlabweichung,
Pressansatz)

• Beschränkter oder nur sehr geringer Biege-
widerstand des Pfahles (praktisch Gelenkkette)

Durch die Entwicklung der Mikropfahltechnik hat
der Einsatz von Presspfählen deutlich an Bedeu-
tung verloren.

Figur 9.13
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9.4.6 Schubdübelpfähle

Schubdübelpfähle dienen hauptsächlich der Sa-
nierung und Stabilisierung von Rutsch- und
Kriechhängen (Brandl, 1992; Vollenweider, 1989).
Mittels Schubdübelpfählen wird der Hangschub-
widerstand erhöht, um im Sinne der Bemessung
nach Kapitel 9.6 eine ausreichende Stabilitätsver-
besserung zu erhalten. Für Hangverdübelungen
können alle Elemente, die im Boden einen Schub-
widerstand erzeugen, in Frage kommen. Zu nen-
nen sind: Kleinbohrpfähle, Grossbohrpfähle,
Rammpfähle, Schlitzwandelemente und grosska-
librige Schachtkonstruktionen.

Die Anwendung der Hangverdübelung ist im we-
sentlichen an folgende Voraussetzungen gebun-
den:

• Kenntnis der Baugrundgeschaffenheit bezüg-
lich Geologie, Geotechnik und Hydrogeologie.

• Kenntnis des Verschiebungsmechanismus be-
züglich Art der Bewegung, Tiefe des Gleithori-
zontes und Ausmass der von der Bewegung
erfassten Baugrundmasse.

• Möglichkeit, das Verhalten der Hangverdübe-
lung zu überwachen, zu kontrollieren und allen-
falls verstärken zu können.

Je nach Steifigkeit resp. Schlankheit des Dübels ist
ein sehr unterschiedliches Verformungsverhalten
zu berücksichtigen. Kleindübel, z. B. Mikropfähle,
widerstehen nur auf einer geringen Länge Hang-
bewegungen. Steife und gedrungene Grossdübel
erleiden im Gegensatz dazu eine fast ausschlies-
slich monolithische Verkantung. Entsprechend der
unterschiedlichen Verformung sind für die beiden
Fälle unterschiedliche Berechnungsmodelle zu
berücksichtigen.

Schwierigkeiten bei der Dübelbemessung berei-
ten der Ansatz der Erddruckbelastung resp. des
Erddruckwiderstandes und die Wahl der ange-
messenen Sicherheitsvorgabe. Die Lehre und die
Literatur (Brandl, 1992) liefern diesbezüglich ge-
wisse Hinweise. Dabei soll aber nicht übersehen
werden, dass eine gute Lösung ein hohes Mass an
baupraktischer Erfahrung und geotechnischem
Feingefühl erfordert. Eine übertriebene Rechenge-
nauigkeit dient der Praxis nicht.

Wenn immer möglich, sollte eine Hangverdübe-
lung mit einem Schubelement von hoher Duktilität
und mit einer Pfahlkopfsicherung von ausrei-
chender Elastizität (Verankerung) ausgeführt wer-
den. Das optimale System ist aber objektspezifisch
auf Grund von Kosten–Nutzen-Überlegungen zu
wählen.

Figur 9.14
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9.4.7 Boden- und Felsanker

Boden- und Felsanker sind Zugglieder, die zur
Aufnahme von Erd- und Wasserdruckkräften oder
zur direkten Abtragung von Zugkräften im Bau-
grund verankert werden (Ehl, 1986; Ostermayer,
1991). Der Anker besteht aus einem Stahlzugglied,
das in einem Bohrloch von ca. 80 bis 150 mm
Durchmesser eingebaut und am erdseitigen Ende
in einem durch Zementmörtel hergestellten Ver-
presskörper verankert wird. Boden- resp. Felsan-
ker beziehen sich auf den Baugrund (Lockergestein
oder Fels) im Bereich der Verankerungsstrecke.
Das Zugglied besteht im allgemeinen, je nach An-
kertyp, aus einem Einstabspannglied Ø 26 bis
36 mm, Bündelspannglied mit Drähten Ø 7 bis 12
mm oder Bündelspannglied mit Litzen Ø 0.5" und
0.6". In der Regel wird, was eigentlich immer ange-
strebt werden sollte, das Spannglied vorgespannt.
Mit vorgespannten Ankern sind ungefähr folgende
zulässigen Ankerlasten (Gebrauchslastniveau) zu
erreichen:

• Schlechter Baugrund:
tonig-siltig, locker 200 – 350 kN

• Guter Baugrund:
kiesig-sandig, kompakt 450 – 650 kN

• Verankerung im Fels:
schlechte Qualität 300 – 500 kN

• Verankerung im Fels:
gute Qualität 1000 – 1500 kN

Die angegebenen Werte setzen eine sorgfältige
Injektion des Verankerungskörpers voraus. Für
Anker von hoher Qualität werden in der Regel
Anker mit Nachverpressung (ein- oder mehrfach)
ausgeführt. Eine besonders gute Tragfähigkeit des
Verankerungskörpers erhält man bei Einsatz von
Doppelpacker-Injektionssystemen mit ein- oder
mehrfacher Nachverpressung.

Für permanente Anker werden Systeme mit voll-
ständigem Korrosionsschutz gefordert. Die mo-
derne Ankertechnik hat diesbezüglich grosse Fort-
schritte erzielt (von Matt, 1994). Zur Anwendung
gelangen heute Anker mit verlässlichem und auch
zuverlässig prüfbarem Korrosionsschutz (elek-
trische Widerstandsmessung).

Der Einsatz von Ankern ist grundsätzlich an fol-
gende Voraussetzungen gebunden:

• Ausreichende Kenntnis über die Baugrund- und
Grundwasserverhältnisse.

• Sorgfältige Prüfung der Tragfähigkeit der Anker
mittels Ankerversuchen und Spannproben.

• Prüfung des Korrosionsschutzes bei Per-
manentankern.

• Langfristige Kontrolle von Bauwerk und Ver-
ankerung.

Figur 9.15
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Der Grundsatz ist zu beachten, dass permanente
Anker nur dort zur Anwendung gelangen sollen,
wo ihr Einsatz wesentliche und belegbare Vorteile
gegenüber anderen technischen Lösungen mit
sich bringt. Dabei kann aber ein schlaffer Mikro-
zugpfahl nicht unbedingt immer als eine gute Al-
ternative betrachtet werden.

Die Projektierung und Ausführung von vorge-
spannten Ankern setzen hohe Sachkenntnis in
Geo- und Ankertechnik voraus (Ostermayer, 1991).
Die Richtlinie für permanente Boden- und Felsan-
ker des Bundesamtes für Strassenbau (RL 1993)
enthält die dabei zu beachtenden Vorschriften,
Auflagen und Hinweise. Unter Beachtung der ent-
sprechenden Vorschriften sind Anker ein sicheres
und wirtschaftliches Mittel zur Sicherung von
Stützkonstruktionen.

9.4.8 Vernagelungen

Boden- und Felsvernagelungen sind Stützkörper,
die als Verbundkörper wirken (Brandl, 1992; Nitz-
sche, 1989; Stocker, 1983). Der Stützkörper wird
aus drei Elementen gebildet:

• dem anstehenden Boden oder Fels

• den eingebrachten Nägeln

• der Schutzhaut an der Wandvorderseite

Die Herstellung eines solchen Stützkörpers erfolgt
schrittweise. Der Boden wird in Etappen von 0.7 bis
1.5 m freier Höhe (je nach Standfestigkeit des
Bodens) ausgehoben. Die freigelegte Wandfläche
wird rasch mit bewehrtem Spritzbeton gesichert.
Nach dem Erhärten des Betons werden die Nägel,
ca. 0.5 bis 2 Stück pro m2 Wandfläche, in gebohrten
Löchern versetzt und vermörtelt. Ist das Injektions-
gut erhärtet, werden die Nagelköpfe kraftschlüs-
sig, aber ohne Vorspannung mit der Spritzbeton-
haut verbunden.

Anstelle des Spritzbetons kann auch Stahlfaser-
beton oder Ortbeton verwendet werden. Die Stär-
ke der Schutzhaut beträgt ca. 8 bis 15 cm für
provisorische Vernagelungen und ca. 15 bis 25 cm
für permanente Stützkörper.

Als «Nägel» kommen Stahl- und Kunststoffstäbe
zum Einsatz. Der Stabdurchmesser beträgt ca. 20
bis 30 mm. Meist werden alle Nägel mit der glei-

Figur 9.16

chen Länge ausgeführt, je nach Anwendungsfall
werden sie auch abgestuft. Die Länge der Nägel
beträgt in der Regel (Richtwert) ca. 50 bis 70% der
Wandhöhe. Die Nägel können aber zum Beispiel
bei Rutschhängen auch wesentlich länger werden.
Für permanente Stützbauwerke sind die Nägel
korrosionsgeschützt auszuführen. Der Nagelkopf
wird einbetoniert.

Voraussetzung für die Ausführung einer Nagel-
wand ist eine mindestens kurzfristige Eigentrag-
fähigkeit bzw. Standsicherheit des anstehenden
Bodens.

Eine Bodenvernagelung verhält sich bei genü-
gender Anzahl Nägel wie ein Monolith. Die Ver-
formungen der Nagelwände sind bei steifen
Böden aufgrund der Verbundwirkung relativ ge-
ring.

Bei der Bemessung der Stützkörper ist die «inne-
re» wie auch die «äussere» Standsicherheit nach-
zuweisen. Das heisst, es sind sowohl Gleichge-
wichtsbetrachtungen an allen möglichen Gleit-
körpern vorzunehmen (Bemessung der Zugglie-
der), als auch ein Nachweis wie für eine normale
Stützmauer (Monoliththeorie) durchzuführen.
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Einen Spezialfall der Vernagelung bilden die In-
jektionsverdübelungen. Dabei werden perforierte
Stahlrohre in den Boden eingebracht. Der Boden
und die Stahlrohre werden injiziert. Die Stahlrohre
verbleiben im Boden.

Die Vernagelung ist eine interessante, moderne
Bauweise, deren Anwendung aber doch eher be-
schränkt ist. Insbesondere ist bei lockeren oder
weichen Böden Vorsicht geboten.

Figur 9.17 Figur 9.18

9.4.9 Injektionen

Bei der Injektion handelt es sich um ein Einpressen
von Injektionsgut in die Poren oder in die Hohlräu-
me des Bodens zur Erhöhung des Scherwider-
standes, Verminderung der Zusammendrück-
barkeit, Verminderung der Durchlässigkeit (bis zu
10–9 m/sec) oder Vergrösserung der Homogenität
(Idel, 1991).

Je nach Boden und Anwendung kommen Injek-
tionsmittel auf der Basis von Zement, Ton, Sili-
katgel und Kunstharz in Form von Lösungen,
Suspensionen, Pasten oder Emulsionen zur An-
wendung. Die Wahl des Mittels richtet sich nach
der Aufgabenstellung und der Beschaffenheit des
Baugrundes. Am häufigsten wird jedoch als Injek-
tionsgut Zementmörtel verwendet.

Gewisse Komponenten können zu Umweltpro-
blemen führen, die auch nach dem Aushärten
nicht in jedem Fall bewältigt werden können.

Sind die im Boden vorhandenen Hohlräume
durchgängig, so kann mit weniger Einpressdruck
injiziert werden. Ist der Boden weniger durchläs-
sig, erhöht sich der Einpressdruck und es können
zusätzliche Fliesswege aufgebrochen werden. Ho-
her Druck kann zu erwünschten oder auch uner-
wünschten Hebungen der Oberfläche führen.

Die Verpressdrücke variieren stark je nach Über-
lagerungshöhe, Boden und Injektionsgut (2–30
bar). Je nach Fall ist auch eine Staffelung der
Injektionsdrücke evtl. kombiniert mit einer Ver-
änderung der Dosierung des Injektionsmittels vor-
teilhaft.
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Eine sorgfältige Baugrunduntersuchung ist un-
umgänglich. Kornverteilungskurven, Schichtauf-
bau, Durchlässigkeiten, Kluftsysteme u.a. beein-
flussen Machbarkeit, Wahl des Injektionsgutes
und des Bohrverfahrens, Vorgehen bei der Injek-
tion sowie die Anordnung der Injektionen. Vor-
versuche sind praktisch immer erforderlich.

Wegen der Heterogenität des Bodens kommt der
Überwachung und Kontrolle des Injektionsvor-
ganges (Bohrloch, Injektionsgut, Menge, Ort,
Druck, Fliessgeschwindigkeit) und der Umgebung
grosse Bedeutung zu. Damit können wichtige
Rückschlüsse über die wahrscheinliche Verteilung
des Injektionsmittels im Boden gezogen werden.
Die effektive Verteilung kann durch weitere Unter-
suchungen (Sondierungen, Durchlässigkeits-, Be-
lastungstest, etc.) näher abgeschätzt werden, aber
nur durch Freilegen des Injektionskörpers voll-
ständig geklärt werden.

Figur 9.19

Die Bohrungen müssen sorgfältig und mit hoher
Präzision ausgeführt werden, um Fehlstellen im
Einpressbereich möglichst zu verhindern. Eine
Einteilung in Bohrserien mit zunehmend engerem
Raster ist meist vorteilhaft (zum Beispiel von 8 m
Abständen auf 4 m, 2 m, 1 m, 0.5 m). Nach der
Bohrung folgt die eigentliche Injektion, die mit
Einfach- oder Mehrfachpackern schrittweise mit
mehr oder weniger Druck ausgeführt wird. Eventu-
ell sind Nachinjektionen erforderlich.

Die erreichbaren Druckfestigkeiten variieren stark
mit dem verwendeten Injektionsgut und dem an-
stehenden Boden. Mit Zementinjektionen sind
unter günstigen Voraussetzungen (Baugrundbe-
schaffenheit) Druckfestigkeiten erreichbar, die mit
Beton vergleichbar sind.

Die Injektionstechnik ist ein altes, bewährtes Ver-
fahren zur Sanierung und Dichtung von Böden und
Grundbauwerken. Zur Verbesserung der Tragfä-
higkeit wird die Injektionstechnik allerdings durch
neuere Verfahren (Mikropfähle, Jetting) ersetzt.

9.4.10Jetverfahren

Das Jetverfahren (Jet Grouting, Soilcrete, Düsen-
strahlverfahren) ist eine Methode, bei welcher der
Boden unter Hochdruck injiziert wird, sodass ein

Figur 9.20
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• die Anwendung auch in feinkörnigen Böden
möglich ist.

• anstatt Chemikalien als Injektionsgut anorga-
nische Suspensionen verwendet werden.

Das Jetverfahren ist ein modernes, vielseitiges
Verfahren, das allerdings grosse Erfahrung, gute
geotechnische Kenntnis und sorgfältige Abklä-
rung der Anwendbarkeit voraussetzt.

Figur 9.22

Materialaustausch oder zumindest eine Ver-
mischung des Bodens mit dem Injektionsgut ent-
steht (GKN Keller).

Angewendet wird dieses System für Bodenver-
besserungen (Unterfangungen, Fundamentsanie-
rungen, Wandelemente, Stützkörper, ...) und Ab-
dichtungen.

Das Erstellen der Jetkörper beginnt mit einer Boh-
rung in die gewünschte Tiefe (Phase 1). Beim Rück-
zug der Injektionslanze wird der anstehende Bo-
den mit einem Schneidstrahl aus Wasser oder
Suspension mit oder ohne Luftzusatz unter Druck
(bis 1'000 bar) zerschnitten (Phase 2). Der aufgefrä-
ste Boden wird teilweise an die Oberfläche ge-
spült. Gleichzeitig mit dem Fräsen wird der Boden
mit einer Zement- oder Zementbentonitsuspen-
sion vermischt (Phase 3). Durch Erhärten der Sus-
pension entsteht der Stützkörper.

Je nach Bewegung des Düsenstrahls entstehen
Tragkörper in Säulen- oder Scheibenform. Bei Zu-
gabe von Luft wird der Tragkörper grösser (bis ca.
2 m Durchmesser). Es können vertikale aber auch
geneigte Tragkörper hergestellt werden.

Überschnittene Soilkretekörper können beliebig
kombiniert werden. Damit können grössere Kör-
per aller Art hergestellt werden.

Die Festigkeit der Jetsäulen kann variiert werden
(Parameter: Zieh- und Drehgeschwindigkeit des
Düsenträgers, Injektionsgut). Je nach Bodenart
und Fall können Festigkeiten von 3 bis 25 N/mm2

können erreicht werden.

Die Anwendbarkeit dieses Verfahrens wird durch
die Kornverteilung begrenzt. In organischen Bö-
den sind im Einzelfall Abklärungen zu treffen. Pro-
bleme treten auch bei der Jetpfahlerstellung bis
nahe an die Oberfläche auf (fehlender Widerstand,
Hebungen).

Ein weiteres Anwendungsgebiet des Jetverfah-
rens ist die Herstellung von Jet-Filterbrunnen
(auch Regenerierung von bestehenden Brunnen)
und Kiesdrains. Dabei werden mit einem Flüssig-
keitsstrahl unter Hochdruck Feinanteile aus dem
Boden gelöst und ein Teilaustausch des anste-
henden Bodens mit Filterkies ausgeführt.

Gegenüber anderen Injektionstechniken hat das
Jetverfahren die Vorteile, dass:

Figur 9.21
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9.5 Systemwahl
9.5.1 Voraussetzungen

Der Entscheid über die grundbauliche Verstärkung
eines Tragwerks setzt idealerweise die Kenntnis
der in Kapitel 9.2 genannten Grundlagen voraus.
In der Praxis wird man selten über alle diese
Grundlagen eine zuverlässige Kenntnis besitzen.
Entscheide über die Verstärkung müssen daher
vielfach, speziell auch hinsichtlich Beschaffenheit
und Verhalten des Baugrundes, auf einer unvoll-
ständigen Kenntnis gefällt werden. Die fehlende
Kenntnis muss dabei mit Wahrscheinlichkeits- und
Risikoüberlegungen kompensiert werden.

9.5.2 Entscheidungskriterien

Der Entscheid über die Wahl des zweckmässigsten
Mittels oder Bauverfahrens zur Verstärkung eines
Tragwerks bereitet oft Mühe, weil im Grundbau
solche Entscheide nicht selten auf unsicheren und
unvollständigen Grundlagen getroffen werden
müssen. Aus diesem Grunde kommt bei der Ent-
scheidungsfindung einer sorgfältigen Beachtung
der system- und verfahrenstechnischen Belange
und der wahrscheinlichkeitstheoretischen und ri-
sikotechnischen Überlegungen besondere Bedeu-
tung zu. Bei der Wahl des zweckmässigsten Mittels
oder Verfahrens sollen die systemrelevanten wie
auch die objektbezogenen Punkte Beachtung fin-
den.

Aufgrund der Kriterien müssen gewisse
Bauverfahren von vornherein ausgeschlossen
werden, da sie bestimmte, an das Bauwerk resp.
Bauvorhaben zu stellende Minimalanforderungen
nicht erfüllen (Beispiel: Verkehrseinschränkungen,
Emissionen, usw.) Andere müssen modifiziert
oder im Rahmen der Entscheidungsfindung mit
einem Bonus oder Malus versehen werden. Als
Zielvorstellung gilt, alle systemtechnischen und
objektbezogenen Vor- und Nachteile zu quantifizie-
ren, um den Entscheidungsprozess transparent,
sachlich und wägbar gestalten zu können.

Figur 9.23
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Figur 9.24 Figur 9.25

9.5.3 Kosten–Nutzen-Überlegungen

Sind in einem Prozess Unsicherheiten und Risiken
mitzuberücksichtigen, was bei grundbaulichen
Aufgaben in kleinerem oder grösserem Umfange
immer der Fall ist, so wird letztlich die Entschei-
dung über die optimale Wahl eines Systems nur
auf der Basis einer Kosten–Nutzen- resp. Kosten–
Risiken-Analyse sachlich gefällt werden können.
Das mag sehr akademisch und theoretisch erschei-
nen. In Wirklichkeit wird jedoch jeder gute Inge-
nieur, intuitiv oder bewusst, nach solchen Kriterien
und Überlegungen entscheiden. Unwahrscheinli-
che Verhältnisse und Ereignisse werden bewusst
von der weiteren Betrachtung ausgeschlossen.
Kosten–Nutzen-Risiko Überlegungen sollten dem

Ingenieur bei der Lösung von Bauaufgaben viel
stärker, als heute gewohnt, ins Bewusstsein ge-
bracht werden. Dies ganz besonders im Grundbau
mit dem hohen Potential an Unsicherheiten und
Risiken.

Ein brauchbares Mittel auf der Suche nach kosten-
oder risikomässigen Schwachstellen ist die Frage
nach der optimalen Projektänderung. Dabei sollen
alle das Bauvorhaben tangierenden Aspekte, ein-
schliesslich Risiken, Kosten, Termine usw. in Be-
tracht gezogen werden. Die Frage ist zu stellen:
welche Massnahmen wären aus ingenieurtechni-
scher Sicht vorzuschlagen, wenn die Baukosten
um beispielsweise 10 Prozent erhöht werden dür-
fen, resp. um 10 Prozent gesenkt werden müssten?
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Der Handlungsspielraum kann sich dabei auf eine
Änderung einer der nachfolgenden, stichwortartig
aufgeführten Massnahmen beziehen:

• Baugrunderkundung

• Laboruntersuchungen

• Tragwerkkonzept

• Bauwerknutzung

• Tragwerksystem

• Tragwerkberechnung

• Tragwerkbemessung

• Sicherheitsplanung

• Sicherungsmittel

• Überwachung und Kontrollen

• Expertenberatung

• usw.

Interessanterweise wird bei dieser Art von Frage-
stellung meistens rasch klar, mit welchem Mittel
ein Maximum an Qualität resp. ein Minimum an
Risiko zu erreichen wäre, oder wo andernfalls
Sparmassnahmen unter Inkaufnahme gewisser
Nachteile ansetzen müssten.

9.5.4 Hilfsmittel Beobachtungsmethode

Eine wesentliche Aufgabe im Prozess der grund-
baulichen Entscheidungsfindung liegt im Erken-
nen, Quantifizieren und bewussten Akzeptieren
von Risiken. Das Kosten–Nutzen Verfahren soll ja
zeigen, was man bereit ist, im Sinne einer Op-
timierung der Aufgabe an Risiken in Kauf zu neh-
men. In der klassischen Konstruktionslehre wird
über Risiken kaum gesprochen. Solche sind durch
eine genügende Sicherheitsvorgabe (SIA Nor-
menwerk) praktisch vollständig abgedeckt.

Im Grundbau werden aber aus wirtschaftlichen
Überlegungen, Risiken kaum je in gleichem Masse
eliminiert werden können. Man denke zum Bei-
spiel an die Sanierung eines Rutsch- oder Kriech-
hanges im Gebirge. Für diese Fälle kennt der
Grundbau eine eigene Strategie, zusammen-
gefasst unter dem Begriff Beobachtungsmethode
(Vollenweider, 1994). Dabei ist der Begriff Be-
obachtungsmethode lediglich eine neue Wort-
schöpfung für eine alte, bewährte, ingenieur-
mässige Handlungsweise.

Nach der Beobachtungsmethode werden gewisse
Risiken auf Grund von Kosten–Nutzen-Überlegun-
gen bewusst akzeptiert. Ausgangspunkt für diese
Handlungsweise bildet der Umstand, dass im Vor-
feld der Bauausführung oder Bauwerkverstärkung
über gewisse technische Vorgaben zum Teil unbe-
stimmte oder nur wahrscheinlichkeitsbezogene
Aussagen möglich sind. Dass aber im Prozess der
Bauausführung oder auch Bauwerknutzung weite-
re Informationen über die vormals fehlenden Be-
stimmungsgrössen hinzu gewonnen werden kön-
nen. Zu denken ist in diesem Fall an:

• Beschaffenheit und Verhalten des Baugrundes
vor, während und nach der Bauausführung.

• Wirkung und Tragfähigkeit der Verstärkungs-
mittel für sich allein und/oder im Verbund mit
dem zu sichernden Tragwerk.

• Ausführungsbezogene Probleme die aus einer
mangelnden Erfahrung mit dem zum Einsatz
kommenden Sicherungsmittel resultieren.

Nach der Beobachtungsmethode soll dieser dy-
namische Erkenntnisprozess in die Strategie zur
Gewährleistung der geforderten Qualität mitein-
bezogen werden. Mit der Bauausführung oder
auch der Bauwerknutzung soll möglichst viel an
fehlender Information hinzugewonnen werden.
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Figur 9.25

Unter Umständen drängt sich in diesem Prozess,
was bei der Beobachtungsmethode eingeplant ist,
eine Änderung, Anpassung oder Verstärkung des
Bauvorhabens oder des Tragwerks auf. Als Bei-
spiel sind in diesem Zusammenhang Veranke-
rungsarbeiten mit vorgespannten Ankern zu nen-
nen, wo erst die Spannprobe eine verlässliche
Aussage über die Tragfähigkeit der Anker liefert
und wo, bei Nichterfüllen der gesetzten Minimal-
anforderungen, ergänzende Verstärkungs- oder
Sicherungsmassnahmen erforderlich werden. Die
Anwendung der Beobachtungsmethode ist jedoch
nicht frei von Zwängen. Insbesondere ist sie, in
Stichworte gefasst, an die fünf nachfolgenden ein-
schränkenden Voraussetzungen gebunden:

• Das eingegangene Risiko soll stets in einem
angemessenen Verhältnis zum wirtschaftlichen
Nutzen stehen.

• Für das Verhalten von Baugrund und Bauwerk
sind im voraus Grenzwerte für den akzeptablen
und den kritischen Verhaltensbereich festzule-
gen, die im einen Falle (Interventionsgrenzen)
nicht überschritten werden sollen, im anderen
Falle (Versagensgrenzen) nicht überschritten
werden dürfen.
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• Es sind Kontrollen zu planen und durchzu-
führen, mit denen das Baugrund- und Trag-
werkverhalten überwacht und der Risikofall vor-
hergesehen werden können.

• Es sind bautechnische Massnahmen vorzu-
bereiten und allfällige Sicherheitsmassnahmen
bereitzustellen, mit denen der Risikofall ausge-
schlossen oder mindestens die Folgen daraus
beschränkt gehalten werden können.

• Über das eingegangene Risiko ist mit dem Auf-
traggeber resp. dem Bauherrn unter Nennung
von Folgen und Folgekosten eine klare Verein-
barung zu treffen.

Die Anwendung der Beobachtungsmethode
bringt, speziell im Grundbau, wirtschaftliche Vor-
teile. Sie verlangt aber in der Ingenieurbearbei-
tung des Projektes, was eher ungewohnt ist, eine
integrale Risikoanalyse und Sicherheitsplanung
und für die Ausführungs- und Nutzungsphase eine
konsequente Bauwerküberwachung.

Bei der Anwendung der Beobachtungsmethode
wird der Ingenieur in allen Bereichen wesentlich
stärker gefordert, als wenn er von allem Anfang an
eine sichere, dafür aber vielleicht unwirtschaft-
liche Lösung in Vorschlag bringt.

Figur 9.28

Figur 9.27
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9.6 Berechnung und Bemes-
sung

9.6.1 Vorbemerkung

Die folgenden Gedanken zur Berechnung und Be-
messung sind nur grundsätzlicher Natur. Weder
werden Berechnungsmethoden, noch Bemes-
sungsmethoden eingehend behandelt. Diesbe-
züglich wird auf die recht ausführliche Fachlitera-
tur, vorab auf das vorbildlich gestaltete Grundbau-
Taschenbuch Bände 1, 2 und 3, 4. Ausgabe, 1991/
1992 verwiesen. Behandelt werden jedoch speziel-
le Punkte, die bei der Bemessung von Verstärkun-
gen bestehender Tragwerke besonders zu beach-
ten sind.

9.6.2 Genauigkeit

Bei allen grundbaulichen Berechnungs- und Be-
messungsaufgaben gilt es, die Genauigkeit der
Berechnung im Hinblick auf die Genauigkeit der
das tatsächliche Problem beschreibenden Modell-
und Berechnungsannahmen besonders zu beach-
ten. Vielfach wird die Möglichkeit, mit Hilfe verfei-
nerter Berechnungen eine Bemessungsaufgabe
besser lösen zu können, sträflich überschätzt. Der
aktive Erddruck auf eine Stützwand, die Setzungen
eines Fundamentes oder der Tragwiderstand eines
Pfahles können, als rechnerische Aufgabe, zwar
sehr genau berechnet werden. Die Bestimmung
der entsprechenden Basisgrössen, zum Beispiel
die richtige Wahl des dem Problem angemessenen
Baugrundmodells und der das Baugrundverhalten
zuverlässig charakterisierenden Materialeigen-
schaften, bereiten da weit grössere Schwierigkei-
ten. Überdies kann das Tragverhalten gewisser
grundbaulicher Tragelemente, wie zum Beispiel
Mikropfähle oder Zuganker, praktisch überhaupt
nur auf Grund von empirischer Erfahrung oder
direkter Tragfähigkeitsprüfungen bestimmt wer-
den. Erdbaumechanische Berechnungen führen
da wohl kaum zum Ziel. Bei der Bemessung von
grundbaulichen Tragelementen ist diesem Um-
stand immer gebührend Rechnung zu tragen. Vor
Inangriffnahme von statischen Berechnungen zur
Bemessung eines Tragwerks, sollte man sich über
die Genauigkeit und Zuverlässigkeit der Berech-
nungsgrössen, der Bemessungsgrössen und der
Berechnungsmodelle stets Rechenschaft geben.
Eine gute Ingenieurlösung verlangt nach einer har-
monischen Ausgewogenheit aller dieser Faktoren.

Figur 9.29

Figur 9.30
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9.6.3 Methodik der Bemessung

Bei der Bemessung der grundbaulichen Elemente
zur Verstärkung bestehender Tragwerke gelten
grundsätzlich die gleichen Überlegungen wie bei
der Bemessung neuer Tragwerke. Der Gang der
Bemessung wird im allgemeinen von folgenden,
iterativ zu durchlaufenden Schritten bestimmt
sein:

• Gefährdungsbildbestimmung
• Selektion Gefährdungsbild Bemessung
• Wahl des Versagensmechanismus
• Wahl der Bemessungsparameter
• Berechnung der Tragwerkbeanspruchung
• Bemessen des Tragwerks

Jeder dieser Schritte enthält ein gewisses Mass an
Unschärfe, Unsicherheit oder Unbestimmbarkeit,
die mit Sicherheitsmassnahmen und Sicher-
heitsvorgaben abzudecken sind. Der Prozess der
Konstruktionswahl und der Bemessung ist mehr-
fach iterativ und selten in einem Rechengang ab-
zuschliessen. Im Normalfall sind zur Bemessung
des Tragwerks oder Tragwerkteils mehrere Ge-
fährdungsbilder und auch mehrere Versagens-
mechanismen zu untersuchen. Bezüglich des
Gangs der Bemessung gelten für bestehende und
neue Bauwerke grundsätzlich die gleichen Überle-
gungen. Es kann damit, mindestens was diese
Punkte betrifft, auf die entsprechende Lehre, Lite-
ratur und Praxis verwiesen werden.

In drei Punkten unterscheidet sich aber die Be-
messung der Verstärkung eines bestehenden
Tragwerks von der Bemessung eines neuen Trag-
werks ganz erheblich, nämlich:

• in der Ermittlung und Beurteilung des Trag-
werkverhaltens

• in der Wahl der Sicherheitsvorgaben zur Ab-
deckung von Unsicherheiten

• im Vorhalten von Tragwiderstandsreserven

a) Das Tragwerkverhalten

Wie bereits dargelegt wurde, können über eine
Zustandsaufnahme und Messungen am beste-
henden Bauwerk wertvolle Informationen über
wesentliche Bemessungsparameter des Bau-
grund- und Tragwerkverhaltens gewonnen wer-
den. Die Qualität dieser Informationen ist in vielen
Fällen um einiges besser, als im vergleichbaren
Fall der Bemessung eines neuen Tragwerks. Die
Daten sind durch die Existenz und das Verhalten
des Tragwerks erhärtet. Gewisse Unsicherheiten
lassen sich dadurch eliminieren.

Bei einem bestehenden Bauwerk kann von einem
festen, verifizierten Punkt in der Matrix Tragwerk-
beanspruchung – Tragwerkverhalten ausgegan-
gen werden. Eine Inter- oder Extrapolation im Ver-
halten des Tragwerks unter bestimmten bela-
stungsmässigen oder konstruktiven Verände-
rungen ist dabei möglich. Im allgemeinen ist es
daher leichter, Massnahmen zu nennen, die zu
einer bestimmten Qualitätsverbesserung des Bau-
werks führen. Bei der Bemessung der Verstärkung
eines bestehenden Tragwerks ist aus diesem un-
bestreitbaren Vorteil Nutzen zu ziehen.

Figur 9.31
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b) Die Sicherheitsvorgabe

Im allgemeinen Fall sind bei der Bemessung eines
Tragwerks oder Tragwerkteils Unsicherheiten
durch entsprechende Sicherheitsvorgaben abzu-
decken. Zu denken ist dabei an folgende, die Be-
messung und das Verhalten eines Tragwerks be-
einflussenden Faktoren:
• Vereinfachung Gefährdungsbild
• Vereinfachung Einwirkungsmodell
• Vereinfachung Berechnungsmodell
• Streuung der Bemessungsgrössen
• Rechenungenauigkeiten
• Ausführungstoleranzen
• Ausführungsungenauigkeiten

Nach dem SIA-Normenwerk werden all diese Un-
schärfen und Unsicherheiten durch die Wahl der
Bemessungswerte und der spezifischen Sicher-
heitsbeiwerte abgedeckt. Im Falle der Verstärkung
eines bestehenden Tragwerks entfällt mindestens
teilweise die Notwendigkeit für eine entsprechen-
de Sicherheitsvorgabe. So können zum Beispiel
über eine Rückrechnung am bestehenden Bau-
werk sowohl das Berechnungsmodell als auch
gewisse Bemessungswerte am bekannten Resul-
tat (Zustand des Tragwerks) geeicht werden. Für
diese Einflussgrössen (Vereinfachung Berech-
nungsmodell, Streuung der Bemessungsgrössen)
sind daher keine oder nur noch reduzierte Sicher-
heitsvorgaben erforderlich.

Figur 9.32
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c) Die Tragwiderstandsreserve

Die Bemessung der Verstärkung bestehender
Tragwerke im Vergleich zur Bemessung neuer
Tragwerke unterscheidet sich in der Regel auch in
der Vorgabe von Widerstandsreserven. Bei neuen
Tragwerken verursacht im allgemeinen eine ge-
wisse Verstärkung von Tragelementen resp. Erhö-
hung der Tragsicherheit nur bescheidene Mehrko-
sten. Es ist daher aus einer Kosten–Nutzen-Überle-
gung durchaus angebracht und wird in der Praxis,
bewusst oder unbewusst, auch praktiziert, dass ein
Teil des Tragwiderstandes als Reserve für nicht
vorhersehbare Ereignisse resp. Risiken vorgehal-
ten wird.

Bei bestehenden Bauwerken verursacht in vielen
Fällen bereits eine bescheidene Verstärkung un-
verhältnismässig hohe Mehrkosten. Im Sinne ei-
ner Kostenoptimierung wird man daher mit dem
Vorhalten von Reserven sehr zurückhaltend sein.
Man wird in diesem Falle auch eher einer Be-
messung nach der Beobachtungsmethode als ei-
ner Bemessung auf alle Risikofälle den Vorzug
geben. Die richtige Wahl der Sicherheitsvorgabe
wird aber auch hier, unter Berücksichtigung des
Einflusses aller Bestimmungsgrössen, stets vom
einzelnen Fall abhängen.

9.6.4 Empfehlungen zur Bemessung

Wenn ein Tragwerk ein ungenügendes Tragver-
halten zeigt (Fall A) oder wenn ein solches unter
einer Zusatzbeanspruchung vermutet werden
muss (Fall B), so ist durch Verstärkungsmass-
nahmen die Tragfähigkeit des Tragwerks zu ver-
bessern oder der Tragwiderstand zu erhöhen. Dass
eine Qualitätsverbesserung auch mit anderen Mit-
teln (z.B. Nutzungsbeschränkung, usw.) erreicht
werden kann, sei hier nur pro memoria erwähnt.
Im Falle einer ungenügenden Fundation können
zum Beispiel zur Verstärkung folgende Mittel in
Frage kommen:

Figur 9.33

• Fundamentverbreiterung
• Fundamentunterfangung
• Mikropfähle
• Presspfähle
• Jetpfähle
• Baugrundinjektionen

Im Fall einer ungenügenden Geländebruchsi-
cherheit oder zur Stabilisierung eines Kriech-
hanges wären zur Qualitätsverbesserung folgende
Mittel zu nennen:

• Verankerungen
• Vernagelungen
• Schubverdübelungen
• Entwässerungen
• Stützbauwerke
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Figur 9.35

Figur 9.34

Welches Mittel im Einzelfall auch immer gewählt
wird, mit jedem ist eine bestimmte Verbesserung
der Tragfähigkeit resp. Erhöhung des Tragwider-
standes des betrachteten Tragwerks zu erreichen.
Zur Bemessung der Verstärkung genügt vielfach
eine globale Betrachtungsweise. Eine ausreichen-
de Qualität ist dabei in der Regel zu erreichen,
wenn der vorhandene Tragwiderstand um ein be-
stimmtes Mass erhöht wird. Das Mass der Tragwi-
derstandserhöhung hängt im wesentlichen vom
Bemessungsfall, vom Tragwerktyp und von den
objektspezifischen technischen und wirtschaftli-
chen Kriterien ab.

Nachfolgend werden für die beiden Bemes-
sungsfälle nach Kapitel 9.2 einfache Bemessungs-
regeln gegeben, wobei aber die entsprechenden
Voraussetzungen und Einschränkungen stets
sorgfältig zu beachten sind.

a) Bemessungsfall A

Tragwerk mit Mängeln und Schäden. Verstärkung
aus mangelnder Qualität erforderlich
Bemessungsgrundsatz: ∆R  =  r • Ro

∆R : globale Tragwiderstandserhöhung
Ro : vorhandener Tragwiderstand
r : Mass der Widerstandserhöhung

Richtwerte für r

Bauwerktyp r

Fundation 0.10–0.40

Erdbauwerk 0.05–0.25

Die Festsetzung des r-Wertes erfolgt unter Be-
rücksichtigung der folgenden, objektspezifischen
Kriterien:

• Schadenpotential des Objektes
• Grad der Schädigung
• Charakteristik des Schadensverlaufs
• Charakteristik der Beanspruchung
• Vorhersehbarkeit der Beanspruchung
• Vorhersehbarkeit des Tragwerkverhaltens
• Möglichkeit einer späteren Tragwerkverstär-

kung
• Zuverlässigkeit des Verstärkungssystems
• Alter des Objekts
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und vorallem unter Abwägung von Kosten–
Nutzen-Überlegungen (Kap. 9.5.3) und der
Einsatzmöglichkeit der Beobachtungsmethode
(Kap. 9.5.4).

b) Bemessungsfall B

Tragwerk ohne Mängel und Schäden. Verstärkung
aus Nutzungsänderung erforderlich
Bemessungsgrundsatz: ∆R =  s • ∆S

∆R : globale Tragwiderstandserhöhung
∆S : aktualisierte Zusatzbeanspruchung
So : totale Beanspruchung
s : Mass der Abdeckung der Zusatz-

beanspruchung

Richtwerte für s

Zusatzbeanspruchung ∆ S/So s

gering : ∆ S/So < 10% 0

mittel : 10% < ∆ S/So < 20% 0–0.5

gross : ∆ S/So > 20% 0.5–1.0

Für die Wahl des s-Wertes gelten die bereits für den
Bemessungsfall A angegebenen Kriterien. Im Ein-
zelfall kann der s-Wert durchaus von den angege-
benen Richtwerten abweichen. Nach unten, im
Falle von hochfestem Baugrund (z.B. Fels), nach
oben, im Falle von strukturempfindlichem Bau-
grund (z.B. Seekreide). Auf die Schwierigkeiten der
Bemessung der dem Problem angemessenen Ver-
stärkung wurde bereits in den Kapiteln 9.2.2 und
9.3.2 hingewiesen.

c) Bemessungsfall C

Kombination Bemessungsfall A und B. Tragwerk
mit Mängeln und Schäden und Nutzungsände-
rung vorgesehen.

Bemessungsgrundsatz: ∆R = r • Ro + s • ∆S

Die Bestimmung von r und s erfolgt nach den
Angaben zum Bemessungsfall A und B.

Figur 9.37

Figur 9.36
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d) Einschränkungen zu Bemessungsregel

Die Angaben zur Bemessung nach Fall A bis C
gelten unter folgenden Voraussetzungen und Ein-
schränkungen:

• Für Tragwerke vom Typ A (Mängel und Schä-
den) ist das Vorhandensein eines Grenzzustan-
des anzunehmen. Für Tragwerke vom Typ B
(keine Mängel und Schäden) ist, ohne gegentei-
lige erhärtete Erkenntnis, nur noch eine geringe
Tragfähigkeitsreserve für eine Zusatzbeanspru-
chung ∆S zu vermuten.

• Die Bestimmung des vorhandenen Wider-
standes Ro ist mit aktualisierten Werten aus
einer Rückrechnung zu ermitteln.

• Die Beanspruchung So und ∆S ist mit aktuali-
sierten Werten auf der Grundlage der Norm SIA
160 zu bestimmen.

• Bodenmechanische Nachweise auf der Grund-
lage von verifizierten Bemessungswerten er-
fordern keine abweichende Bemessung der Ver-
stärkung.

• Die Verträglichkeit von Tragwerk und Trag-
werkverstärkung ist gewährleistet.

• Mit den Verstärkungsmassnahmen ist, unter
Berücksichtigung der Anforderungen des kon-
struktiven Normenwerks, die erforderliche Trag-
widerstandserhöhung zu erreichen.

9.7 Schlussbemerkung
Der Fall ist nicht selten, bei dem die grundbauliche
Verstärkung aufgrund einer mehrheitlich qualitati-
ven Beurteilung der Situation festgelegt werden
muss. Zu denken ist dabei etwa an die Unterfan-
gung eines Gebäudes oder an die Verstärkung
einer ankergesicherten Felswand. Erdbaumecha-
nische Überlegungen geben zwar wertvolle An-
haltspunkte, können aber niemals alleiniges Krite-
rium für die richtige Entscheidung sein. In diesem
Fall wird die Entscheidung ebenso von empiri-
scher Erfahrung, vergleichender Betrachtung und
reiner Intuition des Ingenieurs getragen sein.
Wichtig ist dabei, dass Risiken erkannt, das einge-
gangene Risiko begrenzt und der Risikofall mess-
technisch überwacht (Beobachtungsmethode)
werden. Im Zweifelsfall kann der Einsatz eines
Expertenkollegiums zur Klärung der Sachlage und
zur Begrenzung der Verantwortung zweckmässig
sein.
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